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Vorwort 

Tempora mutantur et nos 
mutamur in illis. 

Sozialer Wandel ist ein Fachausdruck der Soziologie. Er bezieht sich auf 
die Veränderung von sozialen Normen, Werten, Beziehungen oder Insti­
tutionen einer Gesellschaft im Ablauf der Zeit. 
Das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut ist eine Einrichtung, die nun­
mehr seit 25 Jahren in und für Südtirol besteht. In dieser Zeitspanne hat 
sich vieles verändert, einiges ist gleich geblieben. Das Institut ist mit der 
Zeit gegangen und hat sich den veränderten Bedingungen angepaßt. Des­
halb wird in seiner 25jährigen Geschichte ein Stück sozialer Wandel of­
fenbar. 
Die Aufgabenstellung des Instituts war ohne Zweifel stets gegenwarts- und 
zukunftsbezogen, weshalb seine Leistung vor allem bei nur gegenwarts­
bezogenen Zeitgenossen nicht immer auf das Verständnis gestoßen ist, 
das es sich vielleicht gewünscht hätte. Lediglich zweimal hat sich das In­
stitut auch der Vergangenheit zugewandt: das erste Mal kurz nach seiner 
Gründung, als zum besseren Verständnis der Gegenwart der Verlauf der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Südtirols von 191 O - 1961 auf­
gearbeitet wurde, das zweite Mal 1985, um anläßlich seines 25jährigen 
Bestehens Rückschau zu halten und Bilanz zu ziehen. 
Weder das zehn-, fünfzehn- noch zwanzigjährige Bestehen wurde zum An­
laß einer Generalbilanz genommen. 25 Jahre sind aber eine ausreichend 
große Zeitspanne, um die Frage der langfristigen Existenzberechtigung 
ernsthaft zu prüfen. Zahlreiche Persönlichkeiten des wirtschaftlichen, so­
zialen, kulturellen und politischen Lebens nicht nur in Südtirol haben in und 
mit dem Institut in dieser verhältnismäßig langen Zeit mehr oder weniger 
eng zusammengearbeitet. Einige sind immer noch aktiv, andere haben sich 
zur Ruhe gesetz1, und viele sind bereits dahingegangen. In den Jahres­
berichten oder sonstigen Veröffentlichungen wurden immer die Sachlei­
stungen, niemals die Leistungen einzelner Personen hervorgehoben. In 
dieser 25jährigen Rückschau sollen daher zum ersten Mal auch Namen 
genannt werden, Namen von Persönlichkeiten, welche mit der Tätigkeit 
des Instituts in enger Berührung standen. 
Es wird dennoch um Nachsicht und Verständnis ersucht, wenn erstens auch 
hier die mit dem Institut verbundenen Personen nur in sachlichem Zusam­
menhang erwähnt werden, wenn zweitens der Beitrag der genannten Per­
sonen nicht in seiner vollen Becfeutung gewürdigt werden kann, und wenn 
drittens nicht alle genannt werden können, denen Dank geschuldet wird. 
Denn auch hier steht die Gesamtleistung der Einrichtung und nicht der 
personelle Anteil einzelner im Vordergrund. Dazu kommt, daß der Bericht­
erstatter selbst am Geschehen beteiligt war, weshalb er trotz allen Bemü­

.,hens um Objektivität bei der Materialdurchsicht und - aufbereitung einer 
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gewissen Subjektivität sicherlich nicht entgehen konnte. 
Das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut wurde 1960 für die Dauer von 
dreißig Jahren gegründet. Bis 1990 wird somit zu entscheiden sein, ob 
diese Einrichtung aufgelöst oder weitergeführt werden soll. Nur der klei­
nere Teil der Verantwortlichen hat das Institut auf seinem langen Weg be­
gleitet, dem größeren Teil von ihnen, die erst später dazugekommen sind, 
ist somit die Funktion der Einrichtung in ihrem vollen Umfang gar nicht ver­
traut, sie kennen jeweils nur einen Ausschnitt davon. Daher möge der hier 
gebotene Rückblick auch dem Zwecke dienen, allen Verantwortlichen die 
gleichen Voraussetzungen zu bieten, bei der auf sie zukommenden Frage 
die richtige Entscheidung zu treffen. 

Bozen, 8. Juni 1985 
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1. DAS INSTITUT IM GESELLSCHAFTLICHEN WANDEL 

1. Der gesellschaftliche Hintergrund 
25 Jahre sind im Leben einer Gemeinschaft schon eine Besonderheit: in 
der Familie, im Betrieb und Beruf, in Körperschaften oder Vereinen wer­
den 25 Jahre gewöhnlich zum Anlaß genommen, der gemeinsam verbrach­
ten Zeit zu gedenken. Schließlich entspricht diese Zeitspanne ja dem 
Abstand von einer Generation zur andern. 
Bei physischen Personen gibt es eine statistisch ziemlich exakt abgrenz­
bare Lebenserwartung mit einem Lebenszyklus, in dem drei Phasen deut­
lich voneinander unterscheidbar sind: die Jugend, die Reife, das Alter. 
Anders ist dies im Gemeinschaftsleben: soziale Gebilde entstehen, entfal­
ten sich oder vergehen, sie haben weder eine bestimmte Lebenserwar­
tung noch einen klar vorgezeichneten Lebenszyklus. Sie können ebenso 
schnell vergehen, wie sie entstanden sind, entweder weil sie ihren Zweck 
erfüllt haben oder weil sie dazu nicht fähig sind, sie können aber auch in­
folge der Austauschbarkeit von Individuen viele menschliche Generatio­
nen überdauern. Beides gilt prinzipiell unabhängig vorn Grad der 
Formalisierung. 
Die 25jährige Bestandsdauer eines sozialen Gebildes besagt daher vom 
Grundsätzlichen her gesehen nicht viel, denn die Lebensfähigkeit kann 
ebenso funktionell wie bürokratisch begründet sein, sie ist jedenfalls nur 
aus ihrer jeweiligen Besonderheit heraus zu begreifen. 
Das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut nun gehört zu jener Genera­
tion von freiwilligen Zusammenschlüssen, die in Vereins-, Verbands- oder 
anderer Form als sogenannte "pouvoires intermediaires" eine Mittler- und 
Integrationsfunktion erfüllen zwischen einer Vielzahl von Individuen, unter 
denen es gemeinsame Interessen gibt, und öffentlichen Einrichtungen. Sol­
che Organisationsformen gibt es in jeder Gesellschaft. In Südtirol sind sie 
in der Nachkriegszeit bei der Reorganisation des gesellschaftlichen Lebens 
auf demokratischer Grundlage besonders zahlreich entstanden. 
Neben den politischen Parteien entstanden im ersten Nachkriegsjahrzehnt 
vor allem kulturelle und berufliche Organisationen, unter welchen die Zu­
sammenschlüsse auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerebene der zunehmen­
den gesellschaftlichen Differenzierung besonders Rechnung trugen. So 
kam es 1960 auch zur Geburtsstunde des Südtiroler Wirtschafts- und So­
zialinstituts, dessen geistiger Vater Prälat Msgr. Dr. Johannes Untergas­
ser, der Generalvikar des damaligen Bistums Brixen, war. Er hatte 
vorausschauend erkannt, daß infolge der zunehmenden sozialen Differen­
zierung die Verbandslandschaft sich allmählich bevölkerte, weshalb es ei­
ner Einrichtung bedurfte, die erstens als Gesprächsebene zwischen den 
Berufs- und Standesorganisationen elienen konnte, welche die Interessen­
und Klassengegensätze repräsentierten; zweitens sollte diese Einrichtung 
auch in der Lage sei~, dem damals noch vernachlässigten Wirtschafts- und 
Spzialbereich in der Offentlichkeit vermehrte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
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In den 50er Jahren befand sich Südtirol ethnisch und wirtschaftlich im Um­
bruch. Nach langen Jahren der faschistischen Unterdrückung begann sich 
die deutsche und ladinische Volksgruppe im Rahmen der ersten Autono­
mie von der italienischen Bevormundung zu lösen und ihrer eigenen Si­
tuation bewußt zu werden. Dabei stellte sich heraus, daß ihre wirtschaftliche 
Verfassung völlig verschieden war von jener der im lande wohnenden Ita­
liener: hohe Geburtenüberschüsse, starke Bevölkerungszunahme, einsei­
tige Orientierung an der Landwirtschaft, ein erst im Frühstadium seiner 
Entwicklung befindlicher Fremdenverkehr, kaum Zugangschancen zu der 
in Bozen und Meran konzentrierten und hauptsächlich in italienischen Hän­
den befindlichen Industrie, eine erst zögernd einsetzende gewerbliche Ent­
wicklung, große Rückstände in der Schul- und Berufsausbildung gegenüber 
dem italienischen Bevölkerungsteil und eine besorgniserregende Abwan­
derungswelle als Ergebnis (rd. 10.000 Nachwuchskräfte waren in den 50er 
Jahren abgewandert, was ca. 100/o der Erwerbsbevölkerung entspricht). 
Die Entstehung des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts ist somit vor 
diesem Hintergrund zu sehen, und die ihm zugeteilte spezifische Rolle er­
gibt sich einmal aus dem im Gründungsakt von 1960 verankerten Auftrag, 
"die wirtschaftlichen und sozialen Belange der deutschen und ladinischen 
Bevölkerung Südtirols zu untersuchen und im Sinne der christlichen So­
ziallehre einer praktischen Lösung zuzuführen", zum anderen aber auch 
aus der Zusammensetzung der Mitglieder: Dr. Christoph Amonn (Bozen), 
Dr. Josef Froschmayr (Brixen), Johann Pan (Bozen), Dr. Otto Pattis (Bo­
zen), Albert Rieper (Vintl), Cav. Fritz Selva (Neumarkt), Dr. Paul Graf von 
Toggenburg (Bozen), Josef Zipperle (Meran) und Carl Zuegg (Lana) ka­
men aus dem Unternehmerlager, hatten führende Positionen in Wirtschafts­
organisationen wie lndustriellenvereinigung, Handwerkerverband, Hand­
werkskommission, Fruchtverband, Bankwesen usw., und fast alle waren 
zudem noch in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Unternehmer Südti­
rols (ACUS) zusammengeschlossen. Ihnen gegenüber repräsentierten Dir. 
Franz G. Fuchs (Bozen) als amtierender Obmann des Katholischen Ver­
bandes der Werktätigen (KVW), Kaplan Pius Holzknecht, Caritasdirektor 
in Bozen und geistlicher Assistent des KVW sowie Dr. Franz Kemenater, 
Direktor des Raiffeisenverbandes in Bozen und Alt-Obmann des KVW, die 
soziale Seite. Mit dieser Zusammensetzung der Träger war schon von al­
lem Anfang an klargestellt, daß das Institut eine Einrichtung des Interessen­
ausgleichs sein sollte. 
Vier wesentliche Elemente wurden somit dem Institut in die Wiege gelegt: 
erstens die Forschungs- und Innovationsaufgabe auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet, zweitens die Bezugnahme auf die deutsche und ladini­
sche Volksgruppe als dem schwächer entwickelten Bevölkerungsteil des 
Landes, drittens die an der christlichen Soziallehre orientierte ethische Aus­
richtung und viertens der Interessenausgleich im partnerschaftlichen Geist. 
Wenn wir uns nun der Frage zuwenden, welche Entwicklung das Institut 
in den vergangenen 25 Jahren genommen hat, dann offenbart sich damit 
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- wie sich zeigen wird - auch ein Stück Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 
das allerdings nicht v_on der historisch- politischen Entwicklung des Lan­
des 1m letzten Vierteljahrhundert zu trennen ist. 
Das Studium der Jahresberichte, der Generalversammlungs- und Vorstands­
pr()tokolle S()Wle der sonstigen Institutsakten zeigt nicht nur, wie die sich all­
m_ahl1c_h. verandernde gesellschaftliche Wirklichkeit die Grundlage für die ln­
st1tutstat1gke1t abgegeben hat, sondern auch, welche Impulse vom Institut 
ausgegangen sind und ihrerseits wieder zur Veränderung der gesellschaftli­
chen Wirklichkeit beigetragen haben. 
Wie sich rückblickend zeigt, hat das Institut im Zeitraum 1960-85 mehrere 
Tätigkeitsschwerpunkte verfolgt: einer anfänglichen Orientierungssuche folg­
te eine Phase der bre1t_angelegten Informationsbeschaffung (Forschung) und 
Me1nung~b1ldung CP.ubl1kat1onen), welche wiederum überging in eine Bildungs­
phase (Fuhrungskrafte-, Erwachsenenfortbildung, Hochschulausbildung), um 
dann schließlich 1n die Phase einer ausgeprägten sozialpartnerschaftlichen 
lnteresse~abst1mmung mit zunehmendem Gestaltungsanteil am einschlägi­
gen pol1t1schen Geschehen in Südtirol einzumünden. 
Diese einzelnen Tätigkeitsschwerpunkte bauen teilweise aufeinander auf sie 
haben jeweils einen eigenen Entwicklungszyklus mit erkennbarem Beginn, 
Hohepunkt und Schlußverlauf, zum Teil überschneiden sie sich zeitlich etwa 
in der Weise, daß der Höhepunkt der einen Phase mit dem Beginn der.näch­
sten, bzw: der Höhepunkt der nächsten mit dem Ausklingen der ersten und 
dem Beginn der übernächsten Tätigkeitsphase zusammenfällt. Es wird dar­
au_s eine ganz bestimmte Ordnung im Nach- und Nebeneinander der Tätig­
keitsschwerpunkte sichtbar, die sich sicherlich nicht aus dem Zufall auch nicht 
allein aus der Leistungskapazität des Instituts heraus erklären läBt. Vielmehr 
steckt dahinter die wechselnde Priorität der Bedürfnisse, wie sie eben von 
M1tgl_1edern, Vorständen und Geschäftsführung zu bestimmten Zeitpunkten 
Jeweils gesetzt wurde. 
Die Prioritäten aber wechselten, weil sich politische Voraussetzungen änder­
ten, weil die wirtschaftliche und soziale Lage sich fortentwickelte weil neue 
Bedürfnisse entstanden, während alte ihre Bedeutung verloren. Solche Ver­
änderungen sind zwar kurzfristig kaum wahrnehmbar, dafür aber langfristig 
umso besser zu erkennen. 
Zwei Dinge sind freilich zum besseren Verständnis dieser zusammenhänge 
von wesentlicher Bedeutung: 
Erstens der Umstand, daß der hauptamfüche Mitarbeiterstab des Instituts wohl 
zeitweise zwischen 2 und 4 Personen schwankte, in der Regel aber kaum 
mehr_ als 2_ - 3 betrug. Dieses Maß sollte ebensogut aus grundsätzlichen wie 
aus f1nanz1ellen Erwägungen nie" überschritten werden. Kurz- oder mittelfri­
stig auftretende Personalengpässe durch Leistungserweiterungen waren al­
lemal durch Heranziehung von ehrenamtlichen oder Teilzeit-Mitarbeitern zu 
bewältigen. Diese Einstellung ergab sich zwangsläufig aus dem Selbstver­
ständnis des Instituts, eine Selbsthilfeeinrichtung sein zu wollen, um Proble­
Q1e aufzudecken, Lösungen anzubahnen und diese, falls erforderlich, auch 
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zu verselbständigen, um dann wieder frei zu sein für n_eue Initiativen. Dies 
bedeutet aber auch, daß der jeweilige Einsatz des Instituts ze1tl1ch_ w_1e the­
matisch enge Grenzen hatte, was wiederum das Setzen von Pnontaten er-

forderte. 
1
- ßl' h h · h 

zweitens ist nicht zu übersehen, daß das_ ln_stitut aussch_ 1e 1c p y~1sc e 
Personen zu seinen Mitgliedern zählte, die 1n den w1cht1gsten Verbanden 
und Organisationen des Landes führ@de Pos1t1onen einnahmen. Trotz­
dem erfolgte die Aufnahme in den M1tghederkre1s des Instituts stets nur 
"ad personam", so daß den involvierten Organisationen kein Rechtsan­
spruch auf die Mitgliedschaft des Instituts erwachsen_ konnte. Damit wu.r­
de dem Umstand Rechnung getragen, daß das Institut sat_zungsgem_aß 
eine Einrichtung für die deutsch- und ladinischsprach1ge Bevolkerung Sud­
tirols sein und bleiben sollte, während andererseits die bestehenden Berufs­
oder Standesorganisationen ursprünglich zu einem größeren Teil als ge­
genwärtig interethnisch angelegt _waren. Weiters sollte durch diese Hand­
habung vermieden werden, daß in einem nicht _ausraumbaren KonfllkHall 
das Institut als Einrichtung in Frage gestellt oder 1n seiner Tat1gke1t blockiert 
würde. Die Mitglieder aber hatten somit nicht unmittel?ar _persönliche In­
teressen wahrzunehmen, sondern die Sorgen und Note ihrer iewe1hgen 
Kategorie. Auf diese Weise verstand sich das Institut von Anfang an ge­
wissermaßen als Einrichtung zweiten Grades, auch wenn die "".1cht1gen_Ver­
bände und Organisationen im lande nur informell durch einzelne ihrer 
führenden Persönlichkeiten darin vertreten waren. Aber gerade dieser Um­
stand erklärt hinreichend, warum die aus der 25jährigen Institutstätigkeit 
ablesbaren Prioritäten eher eine allgemeine Bedürfnisentwicklung wider­
spiegeln, eine Entwicklung, die natürlich_ nicht al_s repräsentativ, aber im­
merhin als indikativ und somit als ausreichend interessant gelten darf. 

2. Die Gründung des Instituts 

Kehren wir zurück ins Jahr 1960. Drei Jahre zuvor war mit de_r K~,nd_ge­
bung auf Schloß Sigmundskron unter dem Motto .':Los von, Tnent nicht 
nur eine neue Entwicklung in der Volksgruppenpolitik der Sudt1roler Volks­
partei (SVP), sondern auch ein Führungswechs_el innerhalb derselben ein­
geleitet worden. Der Verlauf der Dinge hatte bis dah_1n die Untaugl1chke1t 
der Ersten Autonomie von 1948 vor allem aus zwei Grunden erwiesen. 
Gemessen am Pariser Vertrag zwischen Österreich und Italien w_ar die Aus­
stattung der autonomen Provinz Bozen (Südtir_ol) mit Si1Chzustand1Q.ke1ten 
viel zu gering, und überdies konnte ein (3roßte1I davon infolge nur zogernd 
oder überhaupt nicht erlassener Durchfuhrungsbest1mmungen von seilen 
der Zentralregierung in Rom niemals akt1v1ert werden. Außer9em war ein 
maßgeblicher Teil der Sachzuständ1gke1ten nicht dem _Land Sudt1rol direkt, 
sondern der Region Trentino-Südtirol als pol1t1schem Uber.bau der beiden 
autonomen Provinzen übertragen worden, so daß die Sudtiroler we1tge-
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hend der Bevormundung durch die italienische Mehrheit in der Region aus­
gesetzt waren. So war im ersten Jahrzehnt der 48er Autonomie in Südtirol 
immer deutlicher geworden, daß man den zunehmend akuter werdenden 
wirtschaftlichen und sozialen Problemen praktisch ohnmächtig gegenüber­
stand. Auch wenn es bis 1958/59 kaum umfassendes Informationsmate­
rial zur wirtschaftlichen und sozialen Lage gab, welchem Zustand erst die 
auf Privatinitiative zurückgehenden Veröffentlichungen von Adolf 
Leidlmair 1) und Herbert Fiebiger2) ein vorläufiges Ende bereiteten, hatte 
man doch den gefährlichen Aderlaß nicht übersehen können, dem die deut­
sche und ladinische Volksgruppe durch die Abwanderung Tausender 
Nachwuchskräfte infolge des Mangels an Arbeitsplätzen ausgesetzt war. 

So kam es zum eingangs erwähnten Führungs- und Kurswechsel der SVP, 
der bekanntlich 1957 mit der Kundgebung auf Schloß Sigmundskron sei­
nen unmittelbaren Ausdruck fand. Während die politischen Mandatare aber 
fast zur Gänze von den politischen Konsequenzen dieses Wechsels in Bo­
zen, Trient und Rom in Anspruch genommen waren, empfand man auch 
in Kreisen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens immer mehr das Be­
dürfnis, sich nun doch endlich auf die Lösung der eigenen Probleme kon­
zentrieren und die Weichenstellung für eine bessere Zukunft selbst in die 
Hand nehmen zu können, umsomehr als 1957 mit dem Römer Vertrag 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ins Leben gerufen wor­
den war und dadurch neue, noch kaum überschaubare Probleme ins Haus 
standen. Der Gedanke, hier zur Selbsthilfe zu schreiten im Sinne des 
Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzips, lag sehr nahe, hatte man doch in 
den Jahren der faschistischen und der nationalsozialistischen Diktatur die 
freie Anwendbarkeit dieser Grundsätze schmerzlich vermissen müssen. 
Kein Wunder also, daß für diese in den päpstlichen Enzykliken verkünde­
ten Prinzipien, die Eckpfeiler in der christlichen Soziallehre darstellen, ge­
rade in Südtirol eine hohe Akzeptanz vorhanden war. 
Vier der damals maßgeblichsten Organisationen, nämlich die Handelskam­
mer, die lndustriellenvereinigung, die Confederazione Generale ltaliana del 
Lavoro (CGIL) und die Confederazione ltaliana Sindacati Lavoratori/Südti­
roler Gewerkschaftsbund (CISL/SGB) hatten interethnischen Charakter und 
standen zum Teil eindeutig unter italienischer Führung. Zur Befassung mit 
der Problemlage spezifisch des deutschen und ladinischen Bevölkerungs­
teils erschienen sie somit nicht als geeignet. 
Daneben gab es immerhin zwei wesentliche Ansatzpunkte: der 1948 ge­
gründete Katholische Verband der Werktätigen (KVW) hatte sich mittler­
weile zu einem massiven AuffaQgbecken der Südtiroler Arbeiterschaft im 

1) Leidlmair, Adolf: Bevölkerung und Wirtschaft in Südtirol. Bd. 6 der Tlroler Wirtschaftsstu­
dien, Universitätsverlag Wagner, Innsbruck 1958 

2) Fiebiger, Herbert: Bevölkerung und Wirtschaft Südtirols, Heider-Verlag Bergisch-Gladbach 
" 1959 
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vorgewerkschaftlichen Feld entwickelt, parallel dazu hatten sich zahlreiche 
Unternehmer aus den verschiedensten Wirtschaftssparten in der Arbeits­
gemeinschaft Christlicher Unternehmer Südtirols (ACUS) zusammengefun­
den. In diesen beiden Organisationen gab es keine Italiener, und so 
gehörten sie zu jenen wenigen Verbänden auf Landesebene, in denen in­
tern nur die deutsche Sprache verwendet wurde. Außerdem war entschei­
dend, daß vor dem Hintergrund der damals in Italien besonders hart 
ausgetragenen Klassengegensätze ein Gesprächsfaden zwischen der Füh­
rungsspitze von ACUS und KVW innerhalb der Katholischen Männerbe­
wegung in Bozen niemals abgerissen war. Auf Initiative des Generalvikars 
von Brixen, Prälat Msgr. Dr. Johannes Untergasser, der als geistlicher As­
sistent der ACUS fungierte, und mit moralischer Unterstützung des Ka­
tholischen Sozialinstituts in Bad Honnef (Nordrhein-Westfalen), zu welchem 
Msgr. Untergasser ebenso wie der Bozner Caritasdirektor Kaplan Pius 
Holzknecht, der geistliche Assistent des KVW, enge Beziehungen pflegte, 
gründeten die weiter oben genannten führenden Persönlichkeiten der 
ACUS und des KVW am 23.1.1960 das Südtiroler Wirtschafts- und Sozial­
institut gemäß Art. 36 ff. des Zivilgesetzbuches als freie Vereinigung mit 
gemeinschaftlichem Fonds. Die Ausfertigung der Gründungsurkunde be­
sorgte der Notar Dr. Peter von Ehrenstein -Rouvroy aus Meran. Zum er­
sten Obmann wurde Josef Zipperle, Inhaber eines Obstgroßhandels­
Unternehmens in Meran, gewählt. Sein Stellvertreter war Kaplan Pius 

Josef Zipperle 
Obmann 
1960161 

Pius Holzknecht 
Obmann-Stellvertreter 

1960161 
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Holzknecht. 
Diese Zusammensetzung des Präsidiums mit einem Vertreter der Unter­
nehmer und einem_ Repräsentanten der sozialen Seite wurde als unge­
schriebene Regel 1n allen folgenden Jahren weiter geübt, womit das 
partnerschaftliche Selbstverständnis des Instituts symbolisch zum Ausdruck 
gebracht werden sollte. DiesE>r Partnerschaftsgedanke hat freilich im Ver­
lauf der Jahre eine inhaltliche Anderung erfahren: in den 60er Jahren nahm 
niemand Anstoß daran, daß stets der Obmann von den Arbeitgebern, sein 
Stellvertreter von der sozialen Seite gestellt wurde. In den 70er Jahren stell­
ten dann die beiden Kategorien zuerst von Amtsperiode zu Amtsperiode 
abwechselnd den Obmann und den Obmann-Stellvertreter, und ab 1978 
bürgerte sich de_r automatische Funktionswechsel zwischen den Reprä­
sentanten der beiden Seiten - ebenfalls als ungeschriebene Regel - jeweils 
1n der Mitte der dreijährigen Amtsperiode ein. 
Aber nun wieder zurück zur Gründung: Dr. Otto Pattis, Wirtschaftsberater 
in B_ozen, wurde zum geschäftsführenden Vorstandsmitglied bestellt. Dr. 
Christoph Amonn, Juniorchef im gleichnamigen Familienunternehmen, 
übernahm als jüngster in der Runde die Sekretariatsobliegenheiten in sei­
nem Büro am Bozner Rathausplatz. Mittel gab es praktisch keine, dafür 
aber umsomehr guten Willen, welcher den anfänglichen Mangel an Förm­
hchke1_t wohl mehr als weUmachen konnte. Johann Pan schoß aus priva­
ten Mitteln das erforderliche Startkapital vor. Auch in späteren Jahren 
gewährte er dem_ Institut noch so manchen zinslosen Überbrückungskre­
dit, bis 1n den spaten 70er Jahren das Südtiroler Bildungszentrum (SBZ) 
diese Funktion ubernahm. Der damals nicht mehr als 12 Personen umfas­
sende Gründerkreis war jedenfalls noch klein und aktiv genug, um alle wei­
teren Schritte geschlossen und gemeinsam zu unternehmen. 

3. Standortbestimmung 

Als der Verfasser dieser Zeilen, gerade zum Diplom-Volkswirt graduiert, 
1m _Juli 1960 nach Bozen zurückkehrte, wurde er zu den Institutssitzungen 
beigezogen, die damals 1m Sitzungssaal des Pfarrheimes in der Bozner 
Eisackstraße stattfanden. Vor allem zwei Themen standen im Vordergrund 
der Beratungen: die Erkundung der wirtschaftlichen und sozialen Problem­
lage und die ordnungspolitische Orientierung. Es wurde beschlossen, zur 
Klärung dieser beiden vordringlichen Fragen noch im Herbst 1960 eine 
großangelegte Arbeitstagung zu veranstalten, deren erster Teil der Ord­
nungspolitik, der andere Teil aber der Probleminformation gewidmet sein 
sollte. 
Zur Erledigung der Vorarbeiten wurden der Verfasser und Heinrich Psaier 
aus Teis/Villnöß, ein Student der Volkswirtschaft fortgeschrittenen Seme­
sters, als Sekretäre befaßt. Ein leerstehender Raum der Arbeitsstelle für 

• Heimatferne im Bozner Pfarrheim wurde vorübergehend vom KVW bereit-
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gestellt. Als daraufhin das Institutssekretariat noch im Juli 1960 vom Büro 
Dr. Amonn ins Pfarrheim übersiedelt wurde, konnten die beiden Sekretä­
re diese Aufgabe mit einem Motorroller in einer einzigen Fahrt mühelos 
bewältigen. Eine gebrauchte Schreibmaschine der Marke Adler, einige 
Pappschachteln mit Schriftstücken, Briefpapier, Kuverts und Schreibuten­
silien waren das gesamte Inventar. 
Die Vorarbeiten für die auf den 29. September bis 2. Oktober angesetzte 
Großtagung liefen nun gleichzeitig auf mehreren Ebenen an: 
Zunächst stand die Frage im Raum, wo man sich um ordnungspolitische 
Anregungen umsehen konnte. In Österreich waren erst fünf Jahre zuvor 
(1955) die Besatzungsmächte abgezogen, es herrschte die große Koali­
tion ÖVP und SPÖ, und noch war nicht abzusehen, welche ordnungspoli­
tische Orientierung sich dort durchsetzen würde. Österreichs Bedeutung 
lag für Südtirol durch die gemeinsame Kultur ebenso wie durch die Schutz­
machtfunktion, die sich aus dem Pariser Vertrag herleitete, eindeutig im 
kulturellen und politischen Bereich. In wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht 
hingegen war vor allem das deutsche Wirtschaftswunder Vorbild. Außer­
dem war die Bundesrepublik Deutschland Führungsmacht im Gemeinsa­
men Markt der EWG. In den Jahren des Wiederaufbaus hatte sich in Bonn 
die Erkenntnis durchgesetzt, daß Angebot und Nachfrage, d.h. der Markt 
allein eben nicht alle Bedürfnisse regeln kann, weshalb vor allem die Deut­
schen dazu übergegangen waren, das auf dem Ideengut des klassischen 
Wirtschaftsliberalismus beruhende System der "freien Marktwirtschaft" 
durch das System der "sozialen Marktwirtschaft" zu ersetzen, in welchem 
wesentliche soziale Interessen der Regulierung durch den Markt entzogen 
und als Rahmenbedingungen dem Marktmechanismus vorgegeben wur­
den. Die politische Stabilität der CDU-CSU-Regierung unter Bundeskanz­
ler Dr. Konrad Adenauer, die ins Auge springenden wirtschaftlichen 
Fortschritte und sozialen Errungenschaften waren für die an italienische 
Verhältnisse gewöhnten Südtiroler faszinierend genug, um sich näher da­
mit zu befassen. 
So wurden über das Katholische Sozialinstitut in Bad Honnef Kontakte auf­
genommen zu Persönlichkeiten, die mit zu den geistigen Vätern des Ord­
nungssystems der sozialen Marktwirtschaft gehörten. Der bekannte 
Sozialethiker Univ.-Prof. Dr. Edgar Nawroth aus Düsseldorf, der nordrhein­
westfälische Staatsminister a.D. Univ.-Prof. Dr. Adolf Süsterhenn, der Wirt­
schaftspolitiker Univ.-Prof. Dr. Werner Bosch aus Mainz, der Wirtschafts­
theoretiker Univ.-Prof. Dr. Wilfried Schreiber aus Köln und viele andere mehr 
konnten als Referenten über die geistigen, ethischen Grundlagen sowie 
ökonomischen Prinzipien und Methoden der sozialen Marktwirtschaft ge­
wonnen werden. 
Gleichzeitig wurden die ersten Vorbereitungen getroffen zu einer umfas­
senden Orientierung über die wirtschaftliche und soziale Problemlage in 
Südtirol. Mit methodologischer Unterstützung des Soziologen Univ.-Prof. 
Dr. Johannes Schasching S.J. in Innsbruck wurde eine Meinungsumfra-
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ge unter der Südtiroler Bevölkerung durchgeführt. Außerdem wurden sechs 
Arbeitskreise gebildet, um Situation und Problematik der Landwirtschaft 
der Industrie, des Handwerks und der sozialen Beziehungen zwischen Ar'. 
be1tgebern und Arbeitnehmern in Südtirol näher zu ergründen. 
So gelang es dem Institut in relativ kurzer Zeit, zahlreiche Persönlichkeiten 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens zur ehrenamtlichen Mitarbeit her­
anzuziehen und damit einen Multiplikatoreffekt zu erzielen. Als drei Mona-

. te später das Institut anläßlich der Tagung "Südtirol und die soziale 
Marktwirtschaft" zum ersten Mal ins Rampenlicht der Öffentlichkeit trat, 
konnten die Tagungsräume im Brixner Priesterseminar die Teilnehmer 
kaum fassen. 
Das außerordentlich starke Interesse an dem vom Institut vorgetragenen 
Anliegen wurde zudem noch durch die Anwesenheit zahlreicher geistli­
cher und weltlicher Behörden unterstrichen, darunter S.E. Bischof Msgr. 
Dr_: Joseph Gargitter und Landeshauptmann Ing. Alois Pupp. Der Tagungs­
eroffnung ging eine Bischofsmesse voraus, 1n welcher Bischof Joseph ei­
ne Ansprache hielt, deren richtungsweisender Inhalt auch 25 Jahre spä­
ter nichts an Aktualität eingebüßt hat.1) 
Die erste Großtagung des Instituts war natürlich ein unübersehbares Er­
eignis für alle diejen'igen im lande, die sich Gedanken um die künftige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung machten. Wochen- und monate­
lang war für Diskussionsstoff gesorgt, Denkanstöße waren gegeben und 
Impulse wurden weitervermittelt. Bereits im März des darauffolgenden Jah­
res_ 1961 konnte das Institut die vom Wirtschaftspolitiker der Universität 
Mainz, Urnv_-Prof. Dr. Werner Bosch zu einem Entwicklungskonzept ver­
dichteten Tagungsergebnisse von Brixen vorlegen.2) 
Bemerkenswert dabei ist, daß Prof. Bosch für sein Konzept zu einem Süd­
tiroler W1rtschaftsplan,das über ein Jahrzehnt lang als Richtschnur diente, 
kein anderes Informationsmaterial zur Verfügung stand als eben die Ta­
gu_ngsunterlagen von_ Brixen und die beiden Veröffentlichungen von A. 
Le1dlma1r und H. F1eb1ger,_ die damals die gesamte einschlägige Fachlite­
ratur bildeten. Soz1alh1stonsch ist interessant, wie Professor Bosch als Au­
ßenstehender die sozialen Beziehungen innerhalb der deutsch-ladinischen 
Volksgruppe charakterisierte: "Eine Folge der patriarchalisch anmutenden 
Südtiroler _Sozialstruktur_ ist", so schreibt er in seinem Wirtschaftsplan," daß 
es dort keine soz1alpol1t1schen Auseinandersetzungen in der Art der west­
europäischen Industrieländer gibt, auch keine Klassengegensätze. Das 
kam 1n der Tagung des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts in Brixen 

1) Zanetti, Karl Bernhard und Pan, Christoph: Südtiro! 'und die soziale Marktwirtschaft. Die 
wirtschaftliche und soziale Lage in SüdtiroL Band 1 der Schriftenreihe des Südtiroler 
Wirtschafts- und Sozialinstituts, Bozen 1962 

2) Bosch, Werner: Skizze zu einem Südtiroler Wirtschaftsplan, hrsgg. vom Südtiroler Wirtschafts· 
~ und Sozialinstitut, Bozen 1961 
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Ende September 1960 zum Ausdruck. Dort saßen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer in einer Einmütigkeit zusammen, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland undenkbar wäre„." (Bosch, S.11). 
1961 gab es für den weiteren politischen Verlauf der Südtirolfrage ein mar­
kantes Ereignis: es ist dies die Bombenattentatswelle, die schlagartig in 
der Herz-Jesu-Nacht ihren Ausgang nahm und die internationale Aufmerk­
samkeit auf das Südtirolproblern lenken sollte. Aus sozio-ökonomischer 
Sicht ist in diesem Zusammenhang von Interesse, daß es bald darauf in­
nerhalb der SVP zu Auseinandersetzungen kam, wobei sich eine eigene 
politische Richtung namens Aufbau innerhalb dieser Partei zu etablieren 
versuchte. War auch der sogenannten Aufbaubewegung kein langes Ei­
genleben beschieden, so wurde doch das von ihr vorgelegte wirtschaftlich­
soziale Entwicklungskonzept zur offiziellen Richtschnur der SVP. Inhaltlich 
aber war es weitgehend identisch mit dem vom Institut veröffentlichten Wirt­
schaftsplan des Professors Bosch. 
In der Tat gab es auch einige personale Verflechtungen: einige Instituts­
mitglieder fanden sich unter den Promotoren der Aufbaubewegung. Dies 
war der unmittelbare Anlaß zu einem Konflikt innerhalb des Instituts, der 
für dieses zu einer grundsätzlichen Klärung seiner politischen Orientierung 
führte. Es setzte sich nämlich der in der Folge unverändert beibehaltene 
Standpunkt durch, daß das Institut grundsätzlich eine parteipolitisch neu­
trale Haltung einzunehmen habe. Als der Geschäftsführer des Instituts -
allerdings ohne sein Wissen - 1968 zum SVP-Obmann von Bozen gewählt 
wurde. legte er dieses Amt ab, weil es mit der parteipolitischen Neutralität 

des Instituts nicht vereinbar war. Oder 
als Mitglieder des Instituts in den Land­
tag gewählt wurden wie z.B. Dr. Hei­
nold Steger (1964-73) und Franz 
Plaikner (1968-73) und sogar zum Lan­
desrat bestellt wurden (Steger 
1967-73), wurde ihr Mitgliedsverhältnis 
zum Institut aus den erwähnten Grün­
den während der Dauer ihres politi­
schen Mandats ausgesetzt. 
Als im Herbst 1961 Dr. Otto Pattis zum 
neuen Institutsobmann und Dir. Franz 
Fuchs zu seinem Stellvertreter gewählt 
wurden, fand das Institut in dem von 
den Bombenschäden reparierten 
Trakt des Spiss-Hauses unter den Boz­
ner Lauben Nr. 9 seine endgültige 
Bleibe und in Frau Pia Waldthaler­
Ferrari, der Schwester des ersten deut-

Or. Otto Patt1s sehen Vize-Schulamtsleiters Josef Fer-
Obmann 1961-70 rari, eine stets verständnisvolle und 

Franz Fuchs 
Obmann-Stellvertreter 

1961-64 

Christoph Pan 
Geschäftsführer 
seit 1. 12.1961 
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großzügige Hausherrin. Dem Verfas­
ser, der zu diesem Zeitpunkt in einem 
Markt- und Meinungsforschungsinsti­
tut in Zürich tätig war, wurde die Ge­
schäftsführung angetragen. 24 
Stunden betrug die Bedenkzeit. Die fi­
nanzielle Einbuße war beträchtlich, 
denn das Angebot des Instituts konn­
te mit Schweizer Verhältnissen nicht 
konkurrieren. Trotzdem sagte er zu 
und nahm am 1. Dezember 1961 die 
neue Tätigkeit auf. Er fand am Instituts­
sitz unter den Bozner Lauben einige 
sehr schöne, moderne und helle Räu­
me vor, nur zwei davon kärglich mit 
geliehenem Mobiliar aus den Bestän­
den des Landhauses ausgestattet, die 
noch nicht ausgewerteten Fragebö­
gen der Meinungsumfrage 1960, zwei 
Bücher (Leidlmair und Fiebiger), eini­
ge Aktenordner und einen Bankaus­
zug über 300.000.- Lit. 
Auch die alte Adler Schreibmaschine 
war noch da, sie sollte im übrigen dem 
Institut noch viele Jahre lang wertvol­
le Dienste leisten. Das in Angriff zu 
nehmende Aufgabengebiet war jeden­
falls ebenso groß wie die Zuversicht: 
das vereinbarte Geschäftsführergehalt 
betrug 120.000.- Lit„ so daß unter Be­
rücksichtigung des Gehalts der bald 
darauf hinzugekommenen Sekretärin 
Frl. Herta Sanft! (70.000).- Lit.) immer­
hin fast zwei Monate Tätigkeit gewähr­
leistet waren! 
Nun begann sich die Tätigkeit zu ent­
falten. Die Ergebnisse der Meinungs­
umfrage von 1960 wurden 'ausgewer­
tet (Bd. 1 der Schriftenreihe), Vorträge 
gehalten, Informationen gesammelt, 
meinungsbildende Artikel dank des 
verständnisvollen Entgegenkommens 
von Athesia-Direktor Dr. Toni Ebner re­
gelmäßig in der Tageszeitung Dolomi­
ten veröffentlicht. Wirtschaftsassessor 
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Dr. Robert von Fioreschy und Handelskammerpräsident Dr. Walter von 
Walther stellten Mittel in Aussicht, ein Freundes- und Fördererkreis wurde 
zwecks Spendensammlung für das Institut ins Leben gerufen, eine zweite 
Studientagung über die wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsmöglich­
keiten des Landes für Herbst 1962 in Angriff genommen. Daneben wurde 
die Grundlage zu einer wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Biblio­
thek gelegt. Die erste eigene wissenschaftliche Arbeit des Instituts ent­
stand.1) 
Die Tagung fand vom 6. bis 8. Oktober in der neueröffneten Nikolaus 
Cusanus-Akademie in Brixen statt. Obwohl sich dabei der Kreis der von 
auswärts beigezogenen Experten, darunter Staatsminister Süsterhenn, der 
Mitbegründer der CSU, Dr. Josef Müller ("Ochsensepp"), der Generalse­
kretär des Internationalen Christlichen Gewerkschaftsbundes in Brüssel, 
A. Vanistendael, der Prodekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Innsbruck, Univ.-Prof. DDr. Ferdinand Ulmer, Pri­
vatdozent Dr. Ernst-Bernd Blümle aus Fribourg in der Schweiz und viele 
andere mehr, beträchtlich ausgeweitet hatte, fällt rückblickend auf, daß der 
Südtiroler Beitrag zur Tagungsgestaltung gegenüber 1960 wesentlich grö­
ßer geworden war: unter den insgesamt elf Hauptreferenten finden wir be­
reits sieben Südtiroler! In den Referaten und Diskussionen nahm, wie der 
entsprechenden Veröffentlichung zu entnehmen ist2l, die zunehmende Be­
deutung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft EWG bereits breite­
ren Raum ein. Eine noch jahrelang anhaltende Diskussion löste die von 
Landeshauptmann Dr. Silvius Magnago vorgetragene These aus, daß der 
Politik die Priorität vor der Wirtschaft einzuräumen sei. Heute, ein knappes 
Vierteljahrhundert später, ist Landeshauptmann Magnago noch immer im 
Amt, und die Aktualität der damals so heiß umstrittenen Frage ist infolge 
der wesentlich veränderten Voraussetzungen in den Hintergrund gerückt. 
An ihre Stelle ist die Auseinandersetzung um die Priorität der Ökologie vor 
der Ökonomie getreten. 
Bei der Institutsgründung war die bäuerliche Seite nicht beteiligt gewesen. 
Deshalb stand der Bauernbund der Neugründung mit einer gesunden Por­
tion Skepsis gegenüber. Nach einer klärenden Aussprache wurden ab 
1962 der Bauernbund-Obmann Josef Leiter-Reber und der Direktor Dr. 
Heinold Steger regelmäßig zu den Vorstandssitzungen im Institut beige­
zogen, worauf diese dann 1963 dem Institut als Mitglieder beitraten. 
Von nun ab beginnt sich jedenfalls das Orientierungsinteresse des Insti­
tuts zwei besonderen Problemen zuzuwenden, dem Bergbauernproblem 
vor dem Hintergrund des Mansholt-Plans, und der sozialen Frage. Die Se-

1) Pan, Christoph: Die Südtiroler Wirtschafts- und Sozialstruktur von 1910 - 1961, Bd. 2 der 

Schriftenreihe des Südtiroler Wirtschafts- und Sozia!instltuts, Bozen 1963 

2) Pan, Christoph: Die wlrtschaft!iche und soziale Lage Südtirols und ihre Entwicklungsmög­
lichkeiten, Bd. 3 der Schriftenreihe des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts, Bozen 1963 
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rie der hierzu veranstalteten Großta­
gungen nimmt dann mit der Bergbau­
erntagung 1963 und der Sozialtagung 
1966 ihren vorläufigen Abschluß. Die 
Bergbauernwirtschaft erschien damals 
von der modernen europäischen Wirt­
schaftsentwicklung arn meisten be­
droht, und es bildete sich imrner mehr 
ein schicksalhaftes Problem heraus, 
das nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch in seinen geistigen und gesell­
schaftspolitischen Konsequenzen ge­
sehen werden mußte. Bei der 
Aufdeckung dieser Zusamrnenhänge 
war der Wirtschafts- und Agrarpolitiker 
Univ.-Prof. DDr. Ferdinand Ulmer, 
Rektor der Universität Innsbruck, die 
herausragende Persönlichkeit. 1l 
Bei der Sozialtagung 1966 wiederum 

Dr. Johannes "Messner ging es vor allem um die funktionale 
Obmann-Stellvertreter Bedeutung des Eigentums, die Durch-

1965 - 1970 leuchtung der ideologischen Ausein-
andersetzung d_arüber sowie_um die Eigentumsverhältnisse und die Eigen­
turnspol1t1k 1n Sudt1rol. Kaum Jemand Berufenerer als der weltberühmte Ne­
stor der katholischen Soziallehre, Prof. Dr. Oswald von Nell-Breuning S.J., 
hätte dafür als Hauptreferent gewonnen werden können. 

4. Aufbau fehlender Strukturen 

Handwerkergenossenschaften 
Schon bald nach der Gründung begann das Institut einige praktische Pro­
bleme aufzugreifen. Neben Beratungs- und Informationsveranstaltungen 
für Absolventen der Bauhandwerkerschule im Zusammenhang mit der Ver­
gabe von öffentlichen Aufträgen organisierte das Institut 1962 die Vorar­
beiten zur Gründung der Handwerkergenossenschaften "LINOVA" und 
"PROSPERA", die sich Spezialisierung und Serienfertigung zum Ziele setz­
ten. Als die hierfür treibende Kraft, Arch. Valentin Kerschbaumer, wenige 
Jahre später aus beruflichen Gründen Südtirol verließ, ging bald darauf 
auch die Existenz dieser beiden Genossenschaften ihrem Ende entgegen. 
Doch hatte die Idee als solche Früchte getragen, und unter der Federfüh­
rung von Eduard Weis, Handwerker und Bürgermeister in Leifers, entstand 
- allerdings unabhängig vom Institut - die Handwerkergenossenschaft 
"WERKFORM". Sie hat ihr Ziel langfristig erreicht und blüht heute noch. 

1) Gedanken zum Bergbauernproblem, Bd. 4 der Schriftenreihe des Südtiro!er Wlrtschafts­
Und Sozialinstituts, Bozen 1964 



-20-

Gastwirteverband 
Vor dem Hintergrund des allmählich aufstrebenden Fremdenverkehrs in 
Südtirol waren 1962 die Konflikte zwischen Hoteliers und Gastwirten in ein 
akutes Stadium getreten. Die zahlenmäßig rasch zunehmenden Gastwirte 
waren organisatorisch entweder bei der Hoteliervereinigung oder bei der 
Kaufleutevereinigung oder, weil mit beiden unzufrieden, nirgendwo erfaßt. 
Dabei wurde die Zahl jener Gastwirte, die sich weder hier noch da wirk­
sam vertreten fühlten, rasch größer. Das Institut nahm sich der Sache an. 
Es organisierte Gastwirte-Versammlungen in Bozen, Meran, Naturns, Bri­
xen, Sterzing, Bruneck und Sand in Taufers, in welchen ohne Unterschied 
der Gründung einer eigenen Interessenvertretung vor anderen möglichen 
Problemlösungen der Vorzug gegeben wurde. 
Unvergeßlich bleiben wird dern Schreiber dieser Zeilen die Art und Wei­
se, wie die Organisation dieser Versammlungen ablief. Eine Reihe von B.oz­
ner Wirten, darunter Konrad Stefaner (Gasthof Zwölfmalgreien), Karl 
Praxmarer (Gasthof Pfau), Mathias Thurner (Hotel Vajolet), Josef Planken­
steiner (Schlüsselwirt), Rudi Cora (Weißes Kreuz), Toni Puff (Gasthaus Son­
ne), Andrä Feichter, Dr. Otto Reiter aus Sand in Taufers und noch andere 
mehr, waren maßgeblich an der Initiative beteiligt. Es herrschte viel Idea­
lismus, und die gesamte Organisation wurde mündlich abgewickelt - ähn­
lich wie 1809 - und zwar in der Weise, daß Zweier- oder Dreiergruppen 
durchs Land fuhren, bei den Berufskollegen einkehrten und sie zur jewei­
ligen Gebietsversammlung einluden. Nun wurde aber bei einer solchen 
Fahrt alle paar Kilometer haltgemacht und beim nächsten Wirt eingekehrt, 
denn die Gastwirtschaften waren damals schon dicht gesät. Beim ersten 
halben Liter Roten wurde das Anliegen erläutert, bei der nächsten Hal­
ben, die natürlich auf Kosten des Hauses ging, war man sich dann einig. 
Nur nahm mit zunehmendem Abstand von Bozen der Alkoholisierungs­
grad der Beteiligten im gleichen Ausmaß zu, und es grenzte fast an ein 
Wunder, daß dennoch der größere Teil der solcherart Geladenen tatsäch­
lich zum Versammlungstermin erschien und nicht Tage vor- oder nach­
her, was trotzdem häufig genug vorkam. Der Verfasser, der mehrere 
solcher Fahrten miterlebte, hatte viel Mühe aufzupassen, daß die ange­
sagten Termine und Versammlungsorte nicht heillos durcheinandergerie­
ten. Kurzum, in allen Versammlungen schälte sich der einheitliche 
Standpunkt heraus, daß die Wirte ihre eigene Interessenvertretung haben 
wollten. So arbeitete das Institut die Statuten aus und leistete organisatori­
sche Hebammendienste, so daß noch binnen Jahresfrist der Gastwirte­
verband der Provinz Bozen aus der Taufe gehoben werden konnte. Einige 
Jahre später schloß sich dann die frühere Hoteliervereinigung dem rasch 
erstarkten Gastwirteverband an, der seitdem unter der Bezeichnung 
"HOTELIER- UND GASTWIRTEVEREINIGUNG" firmiert. 

Deutschsprachige Gewerbeoberschule 
Der Ausbau des industriellen Sektors war in den frühen 60er Jahren ein we: 
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sentliches Anliegen der Landespolitik. Immer wieder und vornehmlich in 
der zweiten Wirtschafts- und Sozialtagung des Instituts 1963 wurde von 
Vertretern der Wirtschaft, Politik und Kultur darauf hingewiesen, daß es in 
Südtirol an neuen industriellen Initiativen mangle, weil neben zuwenig Tra­
dition und Erfahrung auf diesem Sektor vor allem zuwenig Ausbildung vor­
handen sei. Zur Behebung dieser Lücke wurde die Gründung einer 
deutschsprachigen Gewerbeoberschule vorgeschlagen. 
A_ls nun der Landesausschuß aufgrund dieser Anregungen die Errichtung 
einer solchen Schule beschloß, standen 29 Fachrichtungen grundsätzlich 
zur Auswahl, wovon aus technischen Gründen allerdings nur zwei ausge­
baut werden sollten. Dies führte zur Frage, welche zwei der 29 möglichen 
Fachrichtungen den besonderen Bedürfnissen des Landes am besten ent­
sprachen. Erwartete man sich doch, daß die Absolventen dieser Schule 
als Fachingeniewe (periti industriali) nicht nur in der mittleren und oberen 
Führungsebene, sondern auch als Freiberufler und zukünftige Unterneh­
mer in der Wirtschaft Südtirols tätig werden würden. Deshalb kam der Aus­
wahl der zwei auszubauenden Fachrichtungen ein entscheidender, 
nchtungsweisender Einfluß auf die Industrialisierung Südtirols zu. 
In dieser Situation wurde das Institut vom Vize-Schulamtsleiter Dr. Fritz Eb­
ner ersucht, bei der Lösung dieser grundlegenden Frage mitzuwirken. Da 
die vorhandenen Informationen jedoch keineswegs eine Stellungnahme 
zuließen, wandte das Institut eine in solchen Fällen vielfach bewährte Me­
thode an: die industriellen sowie sämtliche verantwortlichen Kreise wie Po­
litiker, Verbandsfunktionäre sowie Experten wurden zur aufgezeigten Pro­
blematik um ihre Meinung befragt. Damit sollte bezweckt werden, daß 
einerseits die richtige Sachlösung getroffen und andererseits aber auch 
das Schulamt durch die Mitwirkung der verantwortlichen Kreise in seiner 
alleinigen Verantwortung entlastet wurde. 
Das Ergebnis war dann auch eindeutig. Der Maschinenbau und die Elek­
trotechnik standen mit Abstand an der Spitze der Wünsche. Nachdem auf 
diese Weise die letzten Hindernisse aus dem Weg geräumt worden wa­
ren, konnte die deutschsprachige Gewerbeoberschule 1963 in Bozen er­
richtet werden. Zwanzig Jahre später, im Jahre 1984, wurde das Institut 
erneut mit der deutschsprachigen Gewerbeoberschule befaßt. Diesmal ging 
es um die E1nfuhrung der Fachrichtung Elektronik als dritten Ausbildungs­
zweig innerhalb dieser Schule. Schulamt und Schulrat konnten sich nicht 
zu einer Befürwortung durchringen aus der Befürchtung heraus, die künf­
tigen Absolventen der Fachrichtung Elektronik würden in Südtirol keine 
Arbeitsplätze finden und müßten abwandern. Das Institut wurde um Mit­
hilfe bei der Klärung dieses Sachverhalts ersucht und legte die Frage den 
Sozialpartnern vor, die nach eingehender Beratung zu folgendem Ergeb­
nis kamen: der Aufbau einer Fachrichtung für Elektronik innerhalb der Ge­
werbeoberschule in Bo_zen ist geeignet, einerseits den überfälligen 
Ausbildungsbedarf auf diesem Fachgebiet abzudecken und andererseits 

• neue, aussichtsreiche Berufschancen für Jugendliche zu eröffnen. Das lnsti-



-22 

tut intervenierte darauf in diesem Sinne bei den zuständigen Gremien mit 
dem Erfolg, daß der Ausbau der Fachrichtung Elektronik ab dem Herbst 
1985 beschlossen wurde. 

Kreditgarantiegenossenschaft für Handwerker 
Der steigende Konkurrenzdruck innerhalb der EWG brachte für die Wirt­
schaftsunternehmen ein erhöhtes Bedürfnis nach Rationalisierungsinvesti­
tionen mit sich, um in der technologischen Entwicklung nicht zurückzufallen. 
Dieser ständig notwendige Anpassungsprozeß war aber durch das lau­
fend ansteigende Ausmaß der erforderlichen Investitionen zunehmend we­
niger aus betrieblichen Eigenmitteln heraus finanzierbar. Ausreichende 
Kreditschöpfungsmöglichkeiten waren daher für die Unternehmer und da­
mit für die gesamte Wirtschaft von überragender Bedeutung. Diesem Um­
stand hatten zwar Staat, Region und Land durch zahlreiche Fördergesetze 
Rechnung getragen, doch waren die dadurch geschaffenen Möglichkei­
ten der öffentlichen Förderung derart unübersichtlich, daß vor allem die 
vielen Klein- und Mittelbetriebe sich darin ohne fremde Hilfe kaum zurecht­
finden konnten. Viele wußten überhaupt nicht, daß es Förderungsmöglich­
keiten gab, und viele andere scheuten vor dem zeitaufwendigen Bemühen 
zurück, sich im bestehenden Wirrwarr Klarheit zu verschaffen. So ergriff 
das Institut die Initiative, sammelte alle staatlichen, regionalen und provin­
ziellen Fördergesetze, bereitete sie in leicht überschaubarer Weise auf und 
veröffentlichte sie in Form der Broschüre "Gesammelte Kreditgesetze für 
Landwirtschaft, Industrie, Handwerk, Handel, Fremdenverkehr und Volks­
wohnbau" (Bozen, 1963). Diese Broschüre, die in einer Auflage von 3.000 
Stück erschien, war dann in der Tat innerhalb kürzester Zeit vergriffen, was 
zeigt, wie stark die Nachfrage danach war. In der Folge führte die Volks­
bank Brixen diese Initiative fort. 
In Zusammenhang mit dem Kreditbedarf war man auch auf die beson­
ders im Handwerk bestehende Lücke der Kreditabsicherung gestoßen, 
weshalb 1964 auf Veranlassung des Instituts die Kreditgarantiegenossen­
schaft für die Handwerker der Provinz Bozen gegründet wurde. 
Bereits ein Jahr zuvor hatte das Institut die Initiative hierzu ergriffen und 
die notwendigen Vorarbeiten geleistet. Dabei wurde festgestellt, daß ei­
nerseits die Handwerksbetriebe infolge der fortschreitenden technologi­
schen und wirtschaftlichen Entwicklung zunehmend mehr auf Fremdfinanzie­
rung angewiesen waren, daß sie aber andererseits trotz des sich zusehends 
verflüssigenden Geldmarktes und der zunehmenden Liquidität der Banken 
bei der Einräumung von Krediten große Probleme hatten, weil sie in der Re­
gel nicht über ausreichende Deckungswerte für die Kreditbesicherung ver­
fügten. So waren sie behelfsweise darauf angewiesen, zur Absicherung von 
Krediten Verwandte, Freunde oder Bekannte um private Bürgschaftsleistun­
gen zu bitten. 1962 wurden 90% des Kreditvolumens, für welches gemäß 
Landesgesetz vom 12.8.1951, Nr. 1 Zinsenbeiträge gewährt wurden, auf die­
sem Wege sichergestellt. Da das Beibringen von Bürgen groß-
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teils umständlich, schwierig und persönlich unangenehm war und darüber 
hinaus die wenigsten Kreditbewerber in der Lage waren, überhaupt ei­
nen guten Bürgen zu stellen, mußte die Kreditversorgung des Handwerks 
unzureichend bleiben. In dieser Situation gelang es dem Institut, die ver­
antwortlichen Kreise des Handwerks, nämlich den Handwerkerverband, 
die Handwerkskommission, das Gewerbeförderungsinstitut und das As­
sessorat für Handwerk zu überzeugen, eine Verbesserung der handwerk­
lichen Kreditversorgung durch die Schaffung einer Kreditgarantiegemein­
schaft anzustreben. Solche Bür.gschaftsgenossenschaften, die in der 
Schweiz, in Deutschland und in Osterreich aus der Not der Zeit geboren 
waren, hatten den Zweck, durch die gemeinschaftliche Ubernahme von 
Bürgschaften die erforderlichen Sicherheiten für die Erlangung von Bank­
krediten zu stellen und damit eine Gleichstellung des Handwerks mit an­
deren Wirtschaftszweigen zu erreichen. 
Alle über derartige Einrichtungen im deutschsprachigen Ausland sowie in 
Italien erhältlichen Unterlagen wurden gesammelt. Sodann bildete sich beim 
Institut ein Komitee aus den verantwortlichen Kreisen, welches anhand der 
gesammelten Informationen die für die besonderen Verhältnisse Südtirols 
am besten geeignete Form einer Kreditgarantiegemeinschaft erarbeitete. 
Am 8. Juni 1964 wurde dann die "KREDITGARANTIEGENOSSENSCHAFT 
FÜR HANDWERKER DER PROVINZ BOZEN Gen.m.b.H." gegründet. Dar­
über hinaus war ein Gesetzentwurf vorbereitet worden, der die Gewäh­
rung eines Land<lsbeitrages zur Aufstockung des Genossenschaftsvermö­
gens sowie die Ubernahme einer Ausfallbürgschaft durch das Land vor­
sah. Er wurde im Landtag verabschiedet, und auch Rorn erhob keine Ein­
sprüche, was gar nicht so selbstverständlich war, denn im Gegensatz zur 
damals in Italien gepflogenen Praxis, mit Hilfe solcher Genossenschaften 
nur Betriebsmittelkredite zu verbürgen, bezweckte die Südtiroler Kredit­
garantiegenossenschaft die Verbürgung von Betriebsmittel- und Investi­
tionskrediten, was somit für Italien ein Novum war. 
Im übrigen hat diese in der Folge außerordentlich gut funktionierende 
Selbsthilfeeinrichtung des Handwerks dazu geführt, daß die Idee als sol­
che auch von anderen Bereichen aufgegriffen wurde, so daß analoge Ein­
richtungen für die Industrie und den Handel geschaffen werden konnten. 
Nach 25 Jahren weiß aber kaum jemand der in diesen Einrichtungen täti­
gen Funktionäre mehr, daß die ursprüngliche Idee hierzu vom Institut aus­
ging und bis zur ersten Konkretisierung auch von diesem federführend 
betrieben wurde. 

ASGB 
Ein weiteres Anliegen, dessen sich das Institut ebenfalls annahm, war die 
unbefriedigende Situation auf dern gewerkschaftlichen Sektor. 1948 hat­
ten der KVW und die italienische Schwestervereinigung ACL! (Associazio­
ne Cristiana Lavoratori) den Südtiroler Gewerkschaftsbund/Unione Cristiana 
Lavoratori (SGB) gegründet, wobei für den KVW u.a. Alfons Benedikter, 
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der spätere Landeshauptmann-Stellvertreter, Heinrich Forer, der spätere 
Weihbischof von Bozen, und Kaplan Pius Holzknecht, für die ACL! hinge­
gen Sandro Panizza und Don Giuseppe Tonetta federführend waren. Zwei 
Jahre danach trat der SGB dem nationalen Gewerkschaftsbund CISL bei, 
führte von da ab die Bezeichnung SGB/CISL, verwandelte sich in der Fol­
ge von einer ursprünglich eigenständigen Organisation auf Landesebene 
in die nationale Provinzvertretung der CISL in Bozen und geriet langsam, 
aber sicher unter italienischen Einfluß. Bis 1955 warteten ca. 10.000 
deutschsprachige Südtiroler als eingeschriebene Mitglieder auf die 1948 
vereinbarte "brüderliche Zusammenarbeit im demokratischen Geiste un­
ter Wahrung der tatsächlichen Gleichberechtigung beider Volksgruppen". 
Obwohl die Zahl der italienischen Mitglieder zu dieser Zeit erheblich unter 
derjenigen der Deutschsprachigen lag, wurden die Spitzengremien immer 
mehr von Italienern besetzt, bis die Führung ausschließlich in deren Hän­
de überging. War bis 1955 noch ein Zustrom deutschsprachiger Mitglie­
der festzustellen, so setzte anschließend eine immer stärker werdende 
Abwanderung ein, die zu einem guten Teil vom kommunistisch orientier­
ten Gewerkschaftsbund CGIL aufgefangen wurde. Der Gewerkschaft CGIL 
gelang es so bis 1964 ca. 15 - 20% ihrer Mitglieder aus den deutschen 
Reihen anzuwerben. Es fehlte zwar nicht an Initiativen, der Entwickung Herr 
zu werden. Aber sowohl rege Werbearbeit als auch die Versuche, einen 
Umbau in den deutschsprechenden Organisationen herbeizuführen und 
die Leitung der Fachgruppen mit geschulten deutschen Funktionären zu 

Dr. Franz Kemenater 
Rechnungsrevisor 

1961 - 1980 

besetzen, schlugen fehl. So wurden 
mit Hilfe des Instituts Gespräche zur 
Beratung über einen Ausweg aus dem 
immer akuter werdenden Problem or­
ganisiert. Dabei stellte sich überzeu­
gend heraus, daß die wenigen 
deutschsprachigen Funktionäre we­
gen absoluter Uneinsichtigkeit der ita­
lienischen Seite keine Chance hatten, 
das Blatt zu wenden. Deshalb bot sich 
nur noch als Ausweg an, eine neue 
Gewerkschaft ins Leben zu rufen. Dies 
wurde unmittelbar in die Tat umge­
setzt, indem die SGB-Funktionäre 
Franz Plaikner, Luis Singer, Otto Gad­
ner und Alfred Messner dabei unter­
stützt wurden, mit einigen hundert 
Gefolgsleuten aus dem SGB/CISL aus­
zutreten und am 11. September 1964 
den Autonomen Südtiroler Gewerk­
schaftsbund (ASGB) zu gründen. Ne­
ben der maßgeblichen Befürwortung 
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fast aller verantwortlichen Persönlichkeiten des sozialen, kulturellen und 
politischen Lebens in Südtirol - die Unternehmer hielten sich aus begreifli­
chen Gründen aus der Sache heraus - war für diesen Schritt die morali­
sche und praktische Unterstützung des KVW-Obrnannes Franz G. Fuchs 
und des österreichischen Nationalratsabgeordneten Dr. Karl Kummer von 
ausschlaggebender Bedeutung. Dir. Fuchs und Dr. Kummer hatten es ei­
nigen späteren ASGB-Funktionären frühzeitig ermöglicht, an der katholi­
schen Sozialakademie in Wien unter dem Direktor Prof. Dr. Walter Riener 
für jeweils einige Monate aufgenommen und für die zu erwartenden Auf­
gaben geschult zu werden. 

Dr. Josef Froschmayr 
Rechnungsrevisor 

seit 1961 

Dr. Josef Reden 
Rechnungsrevisor 

seit 1980 

5. Forschungsarbeit und Meinungsbildung 

Forschungstätigkeit 
Einer Verfeinerung der ersten Grobanalysen der wirtschaftlichen und so­
zialen Problematik Südtirols stand anfangs der 60er Jahre ganz einfach 
der akute Mangel an hinlängjichem Informationsmaterial entgegen. Die Er­
hebung und Aufbereitung von Daten zu statistischen Zwecken fiel in die 
alleinige Zuständigkeit des Staates. Wer sich aus Eigeninitiative mit stati­
stischen Erhebungen befaßte, geriet deshalb mit dem diesbezüglichen 
Staatsgesetz in Konflikt. 
Die statistischen Ausarbeitungen und Veröffentlichungen des italienischen 

~ Zentralamtes für Statistik (ISTA T) waren aber einerseits aus der Sicht des 
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Zentralstaates konzipiert, weshalb sie den besonderen Südtiroler Bedürf­
nissen nur in äußerst bescheidenem Ausmaß entsprachen. Andererseits 
wurden die Südtirol betreffenden Daten häufig als Globaldaten der gesam­
ten Region Trentino-Tiroler Etschland veröffentlicht oder, falls für Südtirol 
getrennt ausgewiesen, derart aggregiert, daß die unterschiedliche Problem­
lage der einzelnen in Südtirol lebenden Sprachgruppen daraus nicht er­
sichtlich war. 
Die Beschaffung von Informationsmaterial als notwendige Entscheidungs­
grundlage für eine auf die heterogenen Verhältnisse der einzelnen Sprach­
gruppen abgestimmte Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde damit zu einer 
vordringlichen Aufgabe, der sich das Institut im Rahmen seiner beschei­
denen Möglichkeiten zu widmen begann. 
Die Möglichkeit hierzu bot sich in Form einer wissenschaftlichen Zusam­
menarbeit mit der Universität Innsbruck, wo der Vorstand des wirtschafts­
wissenschaftlichen Instituts, der bekannte Nationalökonom Univ.-Prof. DDr. 
Ferdinand Ulmer als hervorragender Südtirol-Fachmann die sozialökono­
mische Erforschung Südtirols mit in sein Aufgabengebiet übernahm, und 
zwar völlig unentgeltlich, was aus gegenwärtiger Sicht gar nicht mehr so 
selbstverständlich erscheint. In Absprache mit dem Institut vergab er ein­
zelne Südtiroler Fragenkomplexe als Dissertationsthemen. 
Diese waren in der Regel als praktische Untersuchungen auf primärstati­
stischer Grundlage angelegt. Doch da es sich jeweils um einen spezifischen 
Untersuchungsgegenstand handelte, konnten die hierzu erforderlichen 
Daten-Erhebungen als "Erhebungen für private Studienzwecke" gelten. 
Auf diese Weise war es möglich, nicht mit jener gesetzlichen Bestimmung 
in Konflikt zu geraten, welche statistische Erhebungen ausschließlich der 
Zuständigkeit des Staates vorbehielt. 
Die ersten Doktoranden waren meistens bundesdeutsche Staatsbürger. 
Ihnen wurde bewußt vor österreichischen Staatsbürgern der Vorzug ge­
geben, weil im Zusammenhang mit den Bombenattentaten der frühen 60er 
Jahre die italienische Polizei einen Teil der Attentäter in lnnsbrucker Stu­
dentenkreisen vermutete. So wurde befürchtet, eine Häufung von öster­
reichischen Studenten in Südtirol könnte auf italienischer Seite Anlaß zu 
Bedenken geben und möglicherweise für die Beteiligten zu unangeneh­
men Folgen wie z.B. Einreiseverbot oder ähnlichem führen. Andererseits 
gab es an der Universität Innsbruck genügend bundesdeutsche Dokto­
randen, die sich um ein Dissertationsthema über Südtirol bewarben. Als 
dann der Ausgangspunkt der späteren Terroraktionen sich von österrei­
chischem auf bundesdeutsches Gebiet zu verlagern schien, wurden - um 
politische Komplikationen zu vermeiden - wieder vermehrt Doktoranden 
mit österreichischer Staatsbürgerschaft für die Zusammenarbeit mit dem 
Institut herangezogen. 
Die einzelnen Doktoranden verbrachten durchschnittlich anderthalb bis 
zwei Jahre in Südtirol. Das Institut besorgte ihnen nicht nur kostengünsti­
ge Quartiere, sondern stellte ihnen auch die institutseigene Bibliothek so-
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wie Arbeitsräume im Institut zur Verfügung. Darüber hinaus bot es für die 
einzelnen Untersuchungen eine kontinuierliche Begleitung und wissen­
schaftliche Führung, die weit über das an einer Universität übliche Aus­
maß an Betreuung hinausging. Dieser Umstand minderte das persönliche 
Qualitätsrisiko der Dissertanten ebenso wie den für eine Untersuchung er­
forderlichen Zeitaufwand, so daß Südtirol-Themen für Dissertationsbewer­
ber in Innsbruck ständig attraktiv blieben. Außerdem wurde bei der 
Themenvergabe zu beiderseitigem Nutzen besonders darauf Bedacht ge­
nommen, daß die zugeteilte Arbeit den besonderen Erfahrungs- oder In­
teressengebieten der jeweiligen Bewerber entsprach. Professor Ulmer 
sandte die allfälligen Bewerber ganz einfach nach Bozen, wo in eingehen­
der Beratung mit dem Institut ein Arbeitsthema festgelegt wurde. 
Wie aus der Tabelle 1 ersichtlich ist, erstreckte sich diese Periode intensi­
ver Forschungsarbeit des Instituts auf etwa ein Jahrzehnt. Sie nahm 1963 
mit zehn Untersuchungen ihren Anfang, erreichte 1968 mit 55 gleichzeitig 
betreuten Arbeiten ihren Höhepunkt und neigte sich 197 4 ihrem Ende zu. 

Tab. 1 

Wis.senschaftliche Untersuchungen 

Jahr neu begonnene in Bearbeitung davon abge-
Untersuchungen befind!. Unters. schlossen 

1963 10 10 4 
1964 20 26 12 
1965 14 38 13 
1966 18 43 9 
1967 17 49 17 
1968 23 55 16 
1969 6 41 14 
1970 7 20 7 
1971 6 14 6 
1972 11 7 
1973 5 5 
1974 3 3 

. 

. 
121 1131) 

1) 8 Arbeiten wurden aus verschiedenen Gründen vorzeitig abgebrochen, 
• 
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Von den 113 abgeschlossenen Untersuchungen wurden 19 in Eigenregie 
des Instituts durchgeführt1)und 94 von Doktoranden fast ausnahmslos der 
Universität Innsbruck, unter denen allerdings nur etwa ein Dutzend Südti­
roler zu finden sind.2) 
Vorwiegend handelte es sich dabei um Stiukturuntersuchungen in Form 
von Bestandsaufnahmen und -analysen, um mehr Licht in das vielfältige 
und verflochtene Wirtschafts- und Sozialgeschehen des Landes zu brin­
gen, allfällige Schwachstellen zu ermitteln und gegebenenfalls Entwick­
lungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
Im landwirtschaftlichen Bereich wurden das Bildungswesen, die lntensiv­
kulturen (Beerenobst), der Puster- und Eisacktaler Saatkartoffelanbau, der 
Vinschger Aprikosenanbau, die Rinderwirtschaft, die Molkereiwirtschaft und 
die Pachtbestimmungen durchleuchtet, im Bereich der Industrie und des 
Gewerbes wurde über die Bau-, eisen- und metallverarbeitende Industrie, 
die Spanplatten-, Bekleidungs-, Obstverwertungs- und Natursteinindustrie 
sowie über die Industriepolitik gearbeitet, es wurden das graphische Ge­
werbe, das Schneider-, Tischler-, Bau-, Schmiede- und Schlosser- Instal­
lationshandwerk und Kfz-Reparaturgewerbe untersucht, weiters die 
Handwerkergenossenschaften, der Obstgroßhandel und die Obstgenos­
senschaften, die Weinkellereien, der Elektro-, Schuh-, Lebensmittel-, Textil­
und Möbeleinzelhandel und die Raiffeisenkassen. Weitere Untersuchungs­
gegenstände waren der Fremdenverkehr in Privatquartieren und Beher­
bergungsbetrieben, S()dann Fremdenverkehrsgebiete wie Meran, Sulden-, 
Trafoi- und Martelltal, Uberetsch, Ritten, Gröden, Brixen, Sterzing, Bruneck, 
Antholzertal und Sexten. Daneben gab es Untersuchungen schwach ent­
wickelter Gebiete wie Glurns, Schnals, Nonsberg, Passeier, Salurn, Möl­
ten, Tschögglberg, Sarntal, Gossensaß, Ratschings, Pfitsch und Prags. 
Weiters standen die Brennerautobahn, die Bozner Messe sowie Lohnko­
stenvergleiche im Vordergrund des Interesses. Im sozialen Bereich wur­
den Untersuchungen über das Gewerkschaftswesen, die Sozialarbeit des 
KVW, die freie Wohlfahrtspflege, die soziale Sicherung, den Sozialwohn­
bau, die Berufsberatung, die Berufsschulen, die Jugendkriminalität, die 
Pflege- und Heimkinder, die Abwanderung und den Arbeitsmarkt durch­
geführt. Aber auch der Sport, das Kindergartenwesen, die Hochschulpo­
litik und die Bildungsplanung wurden in das Forschungsprogramm 
einbezogen. Mit der Arbeit über den Industrie-Rauch von Bozen wurden 
erstmals 1968 auch ökologische Probleme aufgegriffen. Der größte Teil 
dieser Untersuchungen wurde in der Schriftenreihe des Instituts veröffent­
licht, sofern die erforderlichen Mittel hierfür aufzubringen waren. Ein glück­
licher Umstand war hierbei, daß Mitte der 60er Jahre im Buchdruck der 
Lichtsatz aufkam und den herkömmlichen Maschinensatz entbehrlich wer-

1) vgl. Reihe der Studien des Instituts 

2) der Großteil dieser Untersuchungen wurde in der Schriftenreihe des Instituts veröffentlicht 
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den ließ, was die Druckkosten soweit verringerte, daß auch das Institut sie 
aufbringen konnte. 
Natürlich verfolgten all diese Untersuchungen nicht den Zweck, arn Him­
mel der Wirtschaftswissenschaften neue Sterne aufgehen zu lassen, son­
dern es ging ganz einfach um Bestands- und Entwicklungsanalysen, die 
aber wegen ihres pragmatischen Charakters nicht minder arbeitsaufwen­
dig waren, zumal der größte Teil der Daten, die normalerweise in vergleich­
baren Ländern von der amtlichen Statistik bereitgestellt werden, in 
mühsamer Feldarbeit direkt vor Ort erhoben werden mußte. Die einzelnen 
Untersuchungsgegenstände waren gewiß zum Teil sehr spezieller Natur 
und auch nur von untergeordneter Bedeutung, doch ergaben sie wie Mo­
saiksteinchen aneinandergereiht doch ein recht brauchbares Gesamtbild. 
Nicht uninteressant in diesem Zusammenhang ist, daß viele wissenschaft­
liche Arbeiten über Südtirol, die später im In- und Ausland erschienen, auf 
der vom Institut besorgten Grundlagenforschung aufbauten. 
Da mit diesem Forschungsprogramm ein guter Teil des Nachholbedarfs 
an Informationsmaterial abgedeckt war und mittlerweile auch die amtliche 
Statistik besser ausgebaut werden konnte, begann sich das Institut wie­
der neuen Aufgabengebieten zuzuwenden, allerdings nicht, ohne auch wei­
terhin gelegentlich Forschungsarbeit zu betreiben. Auch darin spiegelt sich 
ein Stück Entwicklungsgeschichte Südtirols wider. Denn mit dem 1972 in 
Kraft getretenen Zweiten Autonomie-Statut Südtirols, dem damit verbun­
denen Übergang zahlreicher Zuständigkeiten von Staat und Region auf 
das Land und mit dem Aufbau einer geordneten Landesverwaltung wur­
de allmählich jene Transparenz der sozialökonomischen Gegebenheiten 
hergestellt, die es ein Jahrzehnt zuvor nicht gegeben hatte und die nun 
das Institut in seiner subsidiären Funktion der Informationsbeschaffung ent­
lastete. 
Obwohl das Institut mit der wissenschaftlichen Betreuung der einzelnen 
Untersuchungen, deren Koordination und Überwachung während dieser 
Epoche außerordentlich stark in Anspruch genommen war, wurde die 
Hauptlast von den vielen Doktoranden aus Osterreich und Deutschland 
getragen, die auf eigene Kosten und unentgeltlich anderthalb bis zwei Jahre 
in Südtirol arbeiteten. Die meisten von ihnen sind mittlerweile in ihren Hei­
matländern in verantwortlichen Positionen der Wirtschaft, Wissenschaft, Kul­
tur oder Verwaltung tätig. Sie haben Südtirol während ihres 
Studienaufenthaltes kennen und schätzen gelernt, und viele von ihnen un­
terhalten heute noch enge Beziehungen zum lande selbst und zum Institut. 
Der gute Geist dieser Epoche, Professor Ferdinand Ulmer, weilt schon seit 
über einem Jahrzehnt nicht mehr unter den lebenden. Die Tatsache, daß 
er für sein geliebtes Südtirol aus freien Stücken einen Berg von zusätzli­
cher Arbeit auf sich nahm, ohne jemals an eine Vergütung in irgendeiner 
Form zu denken, mag aus heutiger Sicht freilich überraschen, selbstver­
ständlich war sie auch damals nicht! 

„ Vielleicht sollte in diesem Zusammenhang ein Detail erwähnt werden, das 



-30-

die Persönlichkeit Ferdinand Ulmers beleuchtet und kaum jemandem in 
Südtirol bekannt sein dürfte. Der mehr berüchtigte als bekannte Befürworter 
von Temxattentaten und spätere Begründer der neonazistischen Bewe­
g_ung in Osterreich, Dr. Norbert Burger, war zu Beginn der 60er Jahre As­
sistent von Giemens A. Andreae, der als junger Professor der 
Finanzwissenschaft am wirtschaftswissenschaftlichen Institut der Universi­
tät Innsbruck lehrte. Der Vorstand des Instituts aber war Ferdinand Ulmer. 
Als dann im Verlauf der Bombenattentate die italienische und internatio­
nale Presse wegen Norbert Burger Zusammenhänge mit Professoren der 
Universität Innsbruck konstruierte, geriet merkwürdigerweise nicht Giemens 
A. Andreae, der unmittelbare Vorgesetzte Burgers, sondern Ferdinand Ul­
mer in die politische Schußlinie mit der Folge, daß dieser zeitweilig über­
haupt nicht in Südtirol einreisen und später für einige Jahre bei 
gelegentlic_hen Südtirol besuchen sich nur unter mehr oder weniger auffäl­
liger Pol1ze1kontrolle bewegen konnte. Aus Rücksicht auf seinen jüngeren 
Kollegen unternahm er dennoch niemals den Versuch, den tatsächlichen 
Sachverhalt öffentlich zu klären. 

Informationstätigkeit 
Von Anfang an gehörte auch die Information der Öffentlichkeit zu den Haupt­
aufgaben des Instituts. Sie wurde in Form von Tagungen, Fachsemina­
re_n, Vorträgen, selbständigen Veröffentlichungen (Schriftenreihe des In­
stituts, Reihe der Studien des Instituts) und Presseaussendungen 
wahrgenommen. 
Gab es auch schon vor Beginn der intensiven Forschungsphase eine In­
formationstätigkeit des Instituts, so liegt es auf der Hand, daß sich die In­
formationstätigkeit in dem Ausmaß intensivierte, in welchem das Institut 
aufgrund seiner Grundlagenforschung verstärkten Zugang zu Informations­
material er_hielt. Die Schöpfung von Informationen, deren Aufbereitung, wis­
senschaftliche Verwertung und Weitergabe an die Offentlichkeit ist ja als 
ein geschlossener Kreis zu sehen. 
Während die in Tagungen, Fachseminaren, Vorträgen und Büchern dar­
gebotene Information aus verständlichen Gründen jeweils nur einen be­
grenzten Personenkreis erreichen kann, hat die Information mittels 
Massenmedien eine ungleich größere Breitenwirkung. 
Abgesehen von den größeren Tagungen in der ersten Hälfte der 60er Jah­
re, über die bereits einleitend berichtet wurde, fällt der Schwerpunkt der 
Informationstätigkeit des Instituts in den Zeitraum 1962 - 70. Von 1971 an 
verlagerte das Institut den Schwerpunkt seiner Tätigkeit auf Bereiche des 
Bildungswesens sowie auf die sozialpartnerschaftliche Interessenabstim­
mung, von denen später die Rede sein wird. 
In der T_abelle 2 wird _der Zusammenhang von Informationsbeschaffung 
und Weitergabe deutlich. Vor allem fällt die bis 1968 rasch ansteigende 
Dichte von Kurzmeldungen auf, die von den Massenmedien abgedruckt 
wurden. Zwischen 1965 und 1968 übernahmen die Printmedien, darun-
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ter an erster Stelle die Tageszeitung Dolomiten, auch relativ häufig Pres­
seaussendungen ausführlicherer Natur. Teilweise wurden sie sogar in die 
ausländische Presse übernommen. Recht dicht wurden sodann die Bei­
träge des Instituts in den verschiedenen Rubriken des RAi-Senders Bo­
zen gesendet. In der Mehrzahl der Fälle, in welchen die Presse 
Kurznachrichten oder Beiträge des Instituts wiedergab, wurde dieses nicht 
namentlich erwähnt. Das Institut zog es nämlich vor, diese Informationen 
in den redaktionellen Teil der verschiedenen Medien eingebaut zu sehen. 

Tab.2 

Informationstätigkeit des Instituts 

Jahr Vorträge Seminare Publika- Veröttent. in Massenmedien 

tionen Kurzmeld. Printm. Hörfunk 

1962 2 1 1 
1963 5 1 6 
1964 2 8 54 
1965 8 2 6 121 26 
1966 7 1 4 274 14 
1967 11 5 9 536 13 24 
1968 6 2 19 702 10 47 
1969 14 437 35 
1970 1 6 206 15 

41 13 73 2.330 531) 1212) 

1) Beiträge im Umfang von zwei - drel Schreibmaschinenseiten; 

2) Sendungen im Umfang von 10 - 15 Minuten 

Archiv und Bibliothek 
Aus dem dringenden Bedürfnis, beim Studium der wirtschaftlichen und 
sozialen Problematik Südtirols und auf der Suche nach geeigneten Lö­
sungsmöglichkeiten über die neuesten Ergebnisse und Erkenntnisse orien­
tiert zu sein, begann das Institut bereits 1962 mit der Errichtung einer 
Fachbibliothek und eines Archivs. Für die Bibliothek wurden vor allem Fach­
zeitschriften und Nachschlagewerke beschafft, im Archiv wurden sämtli­
che erreichbaren, die Wirtschaft und das Sozialwesen Südtirols betreffenden 
Nachrichten und Informationen der lokalen Presse gesammelt. Da für die 
Errichtung der Bibliothek keine Mittel verfügbar waren, wandte sich das 
Institut an Herausgeber, Verlage und Sponsoren mit der Bitte um Frei-

• exemplare. Diesem Anliegen wurde in großzügiger Weise entsprochen, und 

--~--~~-------~~~ -----------------------------------------------
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bereits 1963 bezog das Institut regelmäßig 41 Fa9hzeitschriften aus 
Deutschland, Frankreich, Belgien, Holland, Italien, Osterreich und der 
Schweiz. Außerdem erhielt es von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
eine großzügige Bücherspende. 
Für die Benutzer war nicht so sehr ein Autorenkatalog als vielmehr ein Sach­
katalog wichtig, da sie in der Regel Informationen zu einem bestimmten 
Sachgebiet suchten. Deshalb wurde neben dem Autoren - auch ein Sach­
katalog angelegt, der bis 1979 auf rd. 100.000 Karteikarten ausgebaut wer­
den konnte. Oie Katalogisierung erfolgte nach Absprache mit der 
Tessmann-Bibliothek, die später zur Landesbibliothek erhoben wurde, nach 
dem international üblichen System, um die Institutsbibliothek gegebenen­
falls später einmal in die Landesbibliothek eingliedern zu können. 
Sofern die Mittel des Instituts reichten, wurden die anfänglichen Freiexem­
plare der Fachzeitschriften allmählich durch Abonnements abgelöst. Auch 
erfolgte im laufe der Jahre eine Umschichtung von weniger gefragten bzw. 
aktuellen Periodicas auf solche von unmittelbarerer Bedeutung für Südti-

Tab. 3 

Aufbau der Bibliothek und Benutzung 

Jahr Bestände Fachzeit- Katalog Anzahl Auslast. 
(Titel) schritten (Karten) Benutz. (Stunden) 

1963 431 41 18.000 
1964 567 54 35.000 
1965 912 63 46.000 166 333 
1966 966 57 53.000 709 1.655 
1967 1.020 55 62.000 648 1.706 
1968 1.076 53 69.000 1.027 2.958 
1969 1.113 51 75.000 1.280 3.993 
1970 - - 1.167 49 ' 80.000 446 1.152 
1971 1.204 53 84.000 848 2.646 
1972 1.236 53 137.000 
1973 1.273 53 90.000 
1974 1.315 52 93.000 
1975 1.353 48' 95.000 
1976 1.387 40 97.000 
1977 1.414 40 99.000 
1978 1.446 38 100.000 
1979 1.500 40 100.000 . 

5.124 14.443 
„ 
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rol. Freilich konnte nur etwa ein Drittel bis zur Hälfte der Bezüge aus eige­
nen Mitteln finanziert werden, der Rest waren Sachspenden. Von 1980 an 
mußten dann alle Bestellungen gekündigt werden, weil die Mittel hierfür 
nicht mehr vorhanden waren. 
Die Instituts-Bibliothek war ein Jahrzehnt lang zur allgemeinen Benutzung 
zugänglich. Ab 1972 war dann das Institut nicht mehr in der Lage, den 
aus dem öffentlichen Bibliotheksdienst erwachsenden Arbeitsaufwand zu 
bewältigen. Seither werden Archiv und Bibliothek nur noch institutsintern 
genutzt. 
Natürlich leistete die Instituts-Bibliothek ihre wertvollsten Dienste während 
der Periode der intensiven Forschungstätigkeit zwischen 1965 und 1971, 
in welcher Zeit sie von über 5.000 Besuchern rund 15.000 Stunden be­
nutzt wurde. 
Der vorhandene Bücherbestand setzt sich zum größten Teil aus Tirolen­
sien sozio-ökonomischer Natur und zum kleineren Teil aus Handbüchern 
und Nachschlagewerken zusammen. Auf die Beschaffung von allgemei­
ner Fachliteratur auf wirtschafts- und sozialwissenschaftlichem Gebiet wurde 
bewußt verzichtet, weil erstens die Mittel hierfür nicht vorhanden waren, 
zweitens diese Art von Werken an jeder Universitätsbibliothek zugänglich 
sind und drittens die Tessmann-Bibliothek in Bozen diesen Bereich zuneh­
mend mehr ausbauen konnte. 
Als 1980 wegen fehlender Mittel und auch infolge einer Schwerpunktver­
lagerung der Institutstätigkeit auf das Gebiet der sozialpartnerschaftlichen 
Interessenabstimmung der Bezug der Fachzeitschriften eingestellt wurde, 
war auch die Fortführung des Sachkatalogs hinfällig geworden. 
Aber immerhin hat die Institutsbibliothek ihren Zweck erfüllt. Die besonde­
re Art ihrer Zusammensetzung und ihres Aufbaus gestattete es dem Insti­
tut und den Benutzern, über die fortlaufende Entwicklung auf sozialem und 
wirtschaftlichem Gebiet über die Südtiroler Landesgrenzen hinaus stän­
dig a jour zu sein und dies noch dazu bei erstaunlich geringem Aufwand! 
Auch hier wird wieder das besondere f(onzept der Institutsausrichtung er­
kennbar: rasche und unkomplizierte Ubernahme von subsidiären Funk­
tionen, wo die Notwendigkeit danach besteht, und ein ebenso problemloser 
Rückzug aus denselben, weil die Bedürfnisse entweder abgedeckt sind 
oder deren Wahrnehmung durch andere Einrichtungen sich institutionali­
siert hat, wie es im gegenständlichen Fall durch den Ausbau der Tessmann­
Bibliothek und deren Erhebung zur Landesbibliothek geschehen ist. 



6. Bildungsarbeit 

Führungskräftefortbildung 
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Im Jahr 1970 wurde das Institut vom Wirtschaftsassessor Dr. Franz Spög­
ler und gleichzeitig von der ACUS ersucht, die Fortbildung der industriel­
len Führungskräfte aufzugreifen. Das Institut nahm sich bereitwillig der Sa­
che an und erkundete zunächst in einer Untersuchung bei den industriellen 
Unternehmen des Landes die inhaltlichen Schwerpunkte des Fortbildungs­
bedarfs. Auf dieser Grundlage aufbauend leitete es noch im selben Jahr 
die kontinuierliche Fortbildung von Führungskräften aus Wirtschaft und Ver­
waltung ein. Diese wurde in den folgenden Jahren ausgebaut und bildete 
einen Schwerpunkt der Institutstätigkeit während der 70er Jahre. 1983 wur­
de sie beendet, nachdem kurz zuvor im Rahmen der Handelskammer das 
Wifi als eigene Einrichtung für die Wahrnehmung dieser Aufgabe geschaf­
fen worden war. 

Tab. 4 

Führungskräftefortbildung 

Jahr Kurse Kurstage Teilnehmer 0 Teilnehmerzahl 

1970 2 2 65 32,5 
1971 2 14 213 26,6 
1972 10 15 254 25,4 
1973 9 9 213 23,6 
1974 11 12 217 19,7 
1975 4 4 99 24,7 
1976 5 5 134 26.8 
1977 12 13 214 17,8 
1978 8 10 184 23,0 
1979 4 6 74 18,5 
1980 8 12 144 18,0 
1981 11 15 166 15,0 
1982 6 9 78 13,0 
1983 8 15 115 14,3 

106 141 2.170 20,4 

Immerhin haben in dieser Epoche über 2.000 Führun9skräfte die vom In­
stitut veranstalteten Fortbildungskurse besucht. Die Ubersicht in der Ta­
belle 4 zeigt, daß von 1978 an die durchschnittliche Teilnehmerzahl je Kurs 
sinkende Tendenz aufweist. Das ist allerdings weniger auf ein abnehmen-
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des Interesse als vielmehr auf ein vermehrtes Fortbildungsangebot verschie­
dener Organisationen zurückzuführen, die neben dem Institut auf diesem 
Gebiet tätig zu werden begannen. 
Die Führungskräfte waren eindeutig an einem sehr praxisnahen Fortbil­
dungsangebot interessiert. Andrerseits erlaubte die gegebene Kleinräu­
migkeit Südtirols kein allzu tiefes Eingehen auf betriebs- oder 
branchenindividuelle Bedürfnisse, ohne Gefahr zu laufen unter die kritische 
Teilnehmerzahl von 15 Personen je Kurs abzusinken. Diese Grenze aber 
sollte aus Kostengründen nicht unterschritten werden, da sich die Abhal­
tung von Kursen mit Ausnahme der Regiekosten des Instituts, die geför­
dert waren, über die Teilnehmergebühren selbst finanzieren mußte. So 
bestand die Kunst darin, zwischen der Szylla zu allgemein-theoretischer 
Bildungsinhalte und der Charybdis zu sehr betriebs- oder branchenindivi­
dueller Ausrichtung durchzusteuern. Inhaltlich lag der Schwerpunkt der 
Führungskräftefortbildung auf der Führungstechnik (25% der Kurse), wo­
bei besonders die Techniken des partizipativen (kooperativen) Führungs­
stils vor dem Hintergrund der allgemein und mehrheitlich noch autoritär 
ausgerichteten Führungspraxis stark gefragt waren. Es folgten die Inhalte 
der Entscheidungstechnik (18%) und der Informations- und Kommunika­
tionstechnik (17%). Ab 197 4 wurden regelmäßig auch Kurse zur elektro­
nischen Datenverarbeitung angeboten und gut besucht (14%). Der Rest 
des Angebots entfiel auf Fragen des Marketing (9%), der Betriebsorgani­
sation (9%) und des betrieblichen Rechnungswesens (8%). 
Da es in Südtirol keine Fachkräfte gab, die geeignet gewesen wären, für 
die Führungskräftefortbildung dieser Art eingesetzt zu werden, war das In­
stitut darauf angewiesen, Fachkräfte aus dem deutschsprachigen Ausland 
hierzu heranzuziehen. Der Großteil von ihnen kam aus München (42%). 
Auch mit der Universität Mainz entwickelte sich eine gute Zusammenar­
beit (23%). Etwa ein Viertel der Ausbildner kam aus Innsbruck (13%) und 
Wien (11 %). Aber auch Fachleute aus Berlin (7%), Köln (2%) und Graz 
(2%) wurden eingesetzt. Auf diese Weise konnte der jeweils letzte Stand 
des Management-Know hows den Südtiroler Führungskräften vermittelt 
werden. 
Obwohl durch die Herkunft der Ausbildner bedingt die Kurse ausschließ­
lich in deutscher Sprache durchgeführt wurden, befand sich unter den Kurs­
teilnehmern eine nicht unbedeutende Anzahl von Führungskräften italie­
nischer Muttersprache. Im Bereich der privaten Wirtschaft stellt nämlich 
die Zweisprachigkeit nicht so ein Problem dar wie im öffentlichen Dienst, 
weil sie in diesem Bereich seit jeher schon als erste Voraussetzung für die 
Einstellung und den Aufstieg' von Führungskräften gilt. 

Südtiroler Bildungszentrum und Werkstudentenkurse 
Eine der Untersuchungen des Instituts, der in der Folge besondere Be­
deutung zukam, war die 1968 begonnene Arbeit über die Bildungspla-

„ nung. Bereits 1964 hatte der damalige Vize-Schulamtsleiter Dr. Fritz 
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Ebner das Institut gebeten, sich dieser Frage anzunehmen. Das Wort Pla­
nung löste jedoch damals vielfach noch Assoziationen ideologischer Art 
in Zusammenhang mit "Planwirtschaft" aus, und es gab breite Kreise, die 
vermuteten, der politische Linkstrend in Italien (Mitte-Links-Regierung un­
ter Fanfani) beginne sich nun auch auf Landesebene widerzuspiegeln et­
wa im Bestreben, die im Bildungsgeschehen noch bestehende individuelle 
Freiheit durch obrigkeitliche Pläne einzuengen. Es dauerte einige Zeit, bis 
diese ideologischen Vorbehalte gegen das Wort Bildungsplanung abge­
baut werden konnten und dem wertneutralen Gebrauch dieses Begriffs 
nichts mehr im Wege stand. Vollends war dieser Zustand erreicht, als die 
Ergebnisse der Untersuchung zur Bildungsplanung 1969 allmählich be­
kannt und 1970 dann schließlich veröffentlicht wurden.1l Daß die deutsche 
und ladinische Volksgruppe gegenüber den in Südtirol lebenden Italienern 
aufgrund der besonderen geschichtlichen Ereignisse während des Faschis­
mus in den 20er und 30er Jahren einen Bildungsrückstand hatten, war 
allgemein bekannt. Jedoch die Quantifizierung dieses Rückstands mit der 
Möglichkeit, daraus auf die künftige Entwicklung zu schließen, war das be­
sondere Neue dieser Arbeit. Sie bildete nicht nur die Grundlage für viele 
in der Folge von der Landesregierung veranlaßte Bemühungen und Ar­
beiten zur Bildungsplanung wie z.B. die Errichtung eines Landesamtes für 
Bildungsplanung, sondern das darin quantitativ nachgewiesene Bildungs­
defizit der deutschen und ladinischen Sprachgruppe gegenüber den Ita­
lienern insbesondere auf den oberen Bildungsebenen löste eine breite 
öffentliche Diskussion aus, in welcher auch die Forderung nach der Grün­
dung einer Universität in Bozen verschiedentlich laut wurde. 
Die erwähnte Untersuchung des Instituts hatte den Umfang der Südtiroler 
Bildungsproblematik deutlich gemacht: weitgehende strukturelle Unvoll­
ständigkeit der Mittel- und Oberschulen (84% der Mittelschullehrer des 
Schuljahres 1967/68 waren nicht pragmatisiert und der Großteil darunter 
waren Ersatzkräfte) war für die Bildungslage der deutschsprachigen Be­
völkerung ebenso kennzeichnend wie ihre Unterprivilegierung gegenüber 
den in Südtirol ansässigen Italienern: während im Schuljahr 1968/69 bei 
den Italienern von den in Frage kommenden Altersklassen 45% eine Ober­
schule besuchten, waren es bei den Deutschen nur 20%; bezogen auf 
die Bevölkerung über 14 Jahren hatten 1961 von den Italienern 22% ei­
nen Mittelschulabschluß, von den Deutschen nur 9%; bis 1971 hatten die 
Italiener diese Quote auf 28%, die Deutschen auf 18% verbessert. Welch 
großen Nachholbedarf an Akademikern die Deutschen Ende der 60er Jah­
re gegenüber den Italienern aufwiesen, geht auch aus folgenden Verhält­
niszahlen hervor: die Ärzte gehörten nur zu 52%, die Apotheker zu 50% 
und die Rechtsanwälte gar nur zu 43% der deutschen Volksgruppe an. 
Dazu kam, daß der auf allen gesellschaftlichen Ebenen registrierte Man-

1) Herwig Meyer·Slmon: Wirtschaftswachstum und Bildungsplanung in Südtirol. Eine Vorschau 
bis 1981. Schriftenreihe des Instituts Bd. 46, Bozen 1971 
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gel an Fachkräften zunehmende Tendenz zeigte. Zum Nachholbedarf vor­
wiegend aus der Schule gesellte sich ein Zusatzbedarf in der Verwaltung, 
welcher aus den im Paket vereinbarten Erweiterungen der Autonomiebe­
fugnisse im Verein mit dem Stellenproporz resultierte. Schon damals war 
klar, daß der bestehende Bildungsrückstand und die zu erwartenden Be­
dürfnisse der erweiterten Autonomie bis 1980 zu einem Fehlbestand von 
rund 1.000 bis 2.000 Akademikern führen würden, wobei mit einer allmäh­
lichen Besserung der Verhältnisse durch Anwachsen der regulären Stu­
dienabgänge erst in der zweiten Hälfte der 70e_r Jahre zu rechnen war. 
So gesehen war es nicht mehr weit zur Erkenntnis, daß die Entscheidung 
für die nähere Zukunft Südtirols unmittelbar auch auf dem Bildungssektor 
zu suchen war. 
Der Nachholbedarf an akademisch gebildeten Fachkräften an den Schu­
len war akut geworden, als Italien 1963 die Pflichtmittelschulen einführte, 
wodurch der Bedarf an Lehrkräften an den Mittelschulen von 250 vor der 
Schulreform auf ca. 1.000 im Schuljahr 1970/71 emporschnellte. Auf die­
se Entwicklung war man in Südtirol nicht vorbereitet gewesen und die plötz­
lich in nie dagewesenem Ausmaß anfallenden Lehrerstellen konnten nur 
provisorisch mit Hilfe der noch in Ausbildung befindlichen Lehramtsanwar­
ter oder sonstigen Studenten (Supplenten) besetzt werden. Die Ambiva­
lenz dieses Provisoriums bestand darin, daß es zwar einerseits die 
unabdingbare Voraussetzung für das Funktionieren der Südtiroler Pflicht­
mittelschule darstellte, andrerseits aber eine bedeutende Anzahl von Hoch­
schülern von einem regulären Abschluß ihres Studiums abhielt. Stand zu 
Anfang dieser Entwicklung noch die systemkon_stitutive Seite _des Supplen­
tenwesens im Vordergrund, so war doch allmahlich auch die dysfunkt10-
nale Wirkung nicht mehr zu übersehen: das Provisorium drohte permanent 
zu werden! Daneben aber bestand zudem noch die Befürchtung, die durch 
die neue Autonomie bevorstehende Ausweitung der Landesverwaltung 
könnte zu einer ähnlichen Problematik führen. 
Es war daher verständlich, daß in diesem Zusammenhang die Forderung 
nach Errichtung einer Universität in Bozen immer häufiger erhoben wur­
de. 1970 setzte Kulturassessor Dr. Anton Zeiger eine Studienkommission 
für die Universitätsfrage ein, welcher auch der Geschäftsführer _des Insti­
tuts angehörte. Bei näherer Betrachtung des Problems zeigte sich dann, 
daß der Mangel an akademisch gebildeten Fachkr_äften für_S_chule und Ver­
waltung letztlich nicht etwa auf eine zu geringe D1spornb1l1tat an akademi­
schen Ausbildungsmöglichkeiten für Südtiroler zurückzuführen war. Im 
Gegenteil, den Südtirolern standen aufgrund ihrer Zwe1sprach1gke1t und 
des Studientitelabkommens zwischen Osterre1c_h und Italien vom ~ahre 
1956 neben den Universitäten Italiens auch jene Osterreichs offen. In Oster­
reich erfuhren sie die bevorzugte Behandlung der Einheimischen un_d wa­
ren in keinerlei Weise den Studieneinschränkungen für Au_slander 
unterworfen. Zudem gab es von österreich1sc_her Seite ein großzug1ges St1-

• pendienprogramm, so daß über 70% der in Osterreich studierenden Süd-



-38-

tiroler Hochschüler ein Stipendium von Österreich erhielten. Eine Lösung 
des akuten Akademikermangels mußte also anderswo zu suchen sein als 
in einem nicht vorhandenen Engpaß an Studienmöglichkeiten. Die Ursa­
che des Problems lag offenbar in einer antizipierten Professionalisierung 
der Hochschüler durch die lukrativen Möglichkeiten in Schule und Verwal­
tung, welche ihrerseits wiederum ohne diese Hilfskräfte nicht ordnungs­
gemäß funktionieren konnten. Das Institut entwarf daher ein Modell der 
kurz- bis mittelfristigen Problemlösung durch Errichtung eines zweiten Bil­
dungsweges auf Hochschulebene unter Einbeziehung der Universität Inns­
bruck. 
Das Neue in diesem Modell eines Zweiten Bildungsweges bestand darin, 
daß Bozen als Ausbildungsort vorgesehen war und der in Innsbruck an­
sässige akademische Lehrkörper den Unterricht in Bozen versorgen soll­
te. Rechtliche Probleme erwuchsen daraus, daß Innsbruck und Bozen zwei 
verschiedenen Staaten angehörten. Zur Vermeidung politischer, staats- und 
völkerrechtlicher Implikationen mußte daher die Aktion auf eine privatrecht­
liche Basis heruntergespielt werden, und zwar in der Weise, daß eine Süd­
tiroler Organisation des privaten Rechts lnnsbrucker Fachreferenten zu 
Vorträgen bzw. Vortragsserien nach Bozen verpflichten sollte - wodurch 
für Italien nichts anderes als ein rein privatrechtliches Verhältnis vorliegen 
würde - und gleichzeitig aber dafür zu sorgen hatte, daß das interessierte 
Fachpublikum für die stattfindenden Vorträge ordnungsgemäß an de_r Uni­
versität Innsbruck inskribiert würde - wodurch sich für Italien und Oster­
reich formaljuridisch nichts anderes ergeben würde als der völkerrechtlich 
ohnehin durch das italienisch-österreichische Studientitelabkommen von 
1956 sanktionierte Tatbestand eines Rechtsverhältnisses zwischen italie­
nischen Staatsbürgern und einer österreichischen Universität. 
Da der Akademikermangel in erster Linie Schule und Verwaltung betraf, 
war vor allem an die Errichtung geistes-, natur-, sozial-, wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlicher Lehrgänge gedacht. Bis auf die Rechtswissen­
schaften war dabei die Versorgung mit Lehrkräften ohne nennenswerte 
Schwierigkeiten über das Professoren- und Dozentenpotential der Univer­
sität Innsbruck denkbar. Nur innerhalb des rechtswissenschaftlichen Stu­
diums sollten die Fächer des lebenden Rechts über italienische Professoren 
wahrgenommen werden, um eine den besonderen Verhältnissen Südti­
rols angepaßte Ausbildung zu gewährleisten. Hierzu sollten die Rechtspro­
fessoren der Universität Padua gewonnen werden durch Ernennung zu 
Honorarprofessoren an der Universität Innsbruck. 
Dieses Denkmodell wurde zunächst vom Geschäftsführer des Instituts mit 
Frau Hofrat Dr. Viktoria Stadlmayer, der Leiterin des Südtirol-Referates der 
Tiroler Landesregierung, diskutiert, um seine Brauchbarkeit zu prüfen. Dann 
wurde es der Universitätskommission vorgelegt und kurz danach auch im 
Sozialausschuß der SVP behandelt. Dieser leitete es dem Parteiausschuß 
der SVP weiter. Mittlerweile hatte Frau Hofrat Stadlmayer diese Lösungs­
variante dem Tiroler Landeshauptmann Eduard Wallnöfer zur Kenntnis ge-
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bracht, der sie seinerseits wieder unverzüglich mit dem österreichischen 
Unterrichtsminister Le.opold Gratz besprach. Die Nachricht, daß diese maß­
geblichen Stellen in Osterreich dem Projekt grundsätzlich zustimmten, traf 
telefonisch beim Institut in Bozen ein, als das Projekt gerade im Parteiaus­
schuß der SVP beraten wurde. Dort gab es zwar allgemein zustimmende 
Äußerungen, doch wurden auch Bedenken geäußert, ob wohl Österreich 
den ihm zugedachten Part im Spiel übernehmen würde, und auf alle Fälle 
sollte zunächst einmal diese Frage bei den zuständigen Stellen in Innsbruck 
und Wien sondiert werden. In diesem Augenblick konnte der Vorsitzende 
des SVP-Sozialausschusses Bruno Laner, der inzwischen vom Institut ver­
ständigt worden war, die bereits erfolgte grundsätzliche Zustimmung der 
österreichischen Stellen melden. Darauf gab es keine Einwände mehr, und 
die Zustimmung wurde beschlossen. 
Das Projekt war aber so ungewohnt neu, daß das Umdenken so manchem 
Verantwortlichen nicht leicht fiel. Es kam in der Folge zu politischen Be­
denken, zu Widerständen und vor allem zu einer maßgeblichen Gegenin­
itiative, welche die bereits bestehenden Strukturen der Brixner Supplen­
tenkurse ausnutzen und valorisieren wollte. 
Auch sie wurde von de' SVP akzeptiert, ohne dem fatalen Umstand Rech­
nung zu tragen, daß beide Modelle 1) nicht gleichzeitig realisierbar waren, 
weil die Universitäten Innsbruck und Padua einfach nicht zu gleicher Zeit 
an zwei so großen Vorhaben zwar unterschiedlicher Konstruktion, doch 
mit derselben Zielsetzung mitwirken hätten können. Die Befürworter bei­
der Modelle hielten sich in den zuständigen Gremien der SVP in etwa die 
Waage, und es vergingen Wochen und Monate, ohne daß eine klare Ent­
scheidung getroffen wurde. Die SVP beschränkte sich darauf, in salomo­
nischer Weise beide Projekte als förderungswürdig zu erklären. Dadurch 
aber kam es zu Rivalitäten und Zweigeleisigkeiten, und die Verwirrung vor 
allem in Österreich war komplett, handelten doch beide Seiten nachweis­
lich mit dem Segen der SVP. 
Da entschloß sich im März 1971 der Verfasser dieser Zeilen zusammen 
mit dem Vorsitzenden des SVP-Sozialausschusses Bruno Laner und der 
Vorsitzenden des Arbeitskreises Südtiroler Mittelschullehrer (ASM), Dr. Mar­
ta Ambach, zu einer privaten Reise nach Wien, um eine Klärung herbeizu­
führen. Sie wurden vom Sektionschef im Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst, Dr. Josef Rieger, dem großen Gönner Südtirols, empfangen. 
Er nahm sich einen ganzen Tag lang Zeit, die Argumente pro und contra 
anzuhören und sagte daraufhin seine Unterstützung für das ursprüngliche 
Projekt zu. Nun kamen die Dinge in Bewegung. Das Institut arbeitete das 
Projekt in seinen Einzelheiten aus und traf auch die Vorbereitung zur Grün­
dung einer Organisation namens Südtiroler Bildungszentrum (SBZ), wel­
cher die Durchführung übertragen werden sollte. 

1) Näheres zu diesen Modellen bei Christoph Pan: Hochschulpolitik in Südtirol. Schriftenrei­
~ he des Instituts Bd. 68, Bozen 1975 
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Die diesbezüglichen Pläne wurden in Wien akzeptiert, und im Juni 1971 
wurde eine Delegation des Instituts mit dem Obmann Wilfried Wörndle an 
der Spitze vorn österreichischen Unterrichtsminister Leopold Gratz emp­
fangen. 

Wlftried Wörndle 
Obmann 

1971 - 1974 

Dr. Otmar Thun 
Obmann-Stellvertreter 

1971 - 1974 

In Gegenwart des Sektionschefs Dr. Josef Rieger„und des Sektionsrates 
Dr. Günther Sagburg teilte er die offizielle Zusage Osterreichs zum Vorha­
ben mit und ebenso die Bereitschaft zur Kostenübernahme unter der ein­
zigen Bedingung, das zu errichtende SBZ müßte parteipolitisch neutral 
arbeiten. Diese faire Bedingung konnte von der Südtiroler Delegation be­
denkenlos angenommen werden. 
Bevor nun das Institut zur Gründung des SBZ schritt, mußte die Frage ge­
klärt werden, wem die zeit- und arbeitsaufwendige Bürde der Obmann­
schaft übertragen werden sollte. Die Beratungen darüber zogen sich über 
den Sommer hin, weil es kaum eine Persönlichkeit mit den erforderlichen 
Führungsqualitäten zu geben schien, die nicht schon mehrfach mit haupt­
oder nebenamtlichen Funktionen in irgendeiner maßgeblichen Organisa­
tion belastet war. Schließlich hatte Msgr. Pius Holzknecht die rettende Idee: 
er schlug Karl Nicolussi-Leck vor. Wie sich später erweisen sollte, hätte 
dieser Vorschlag nicht glücklicher ausfallen können. Der Geschäftsführer 
des Instituts suchte jedenfalls tags darauf Herrn Nicolussi auf und trug ihm, 
der bis dahin nicht mit der Sache belaßt gewesen war, das Anliegen kurz 
vor. Herr Nicolussi erbat sich 24 Stunden Bedenkzeit. Pünktlich am näch-
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sten Tag teilte er dann seine Zustimmung mit unter der einzigen Bedin­
gung, daß der Geschäftsführer des Instituts, der bis dahin die Fäden in 
der Hand gehabt hatte, zumindest solange sein Stellvertreter sein sollte, 
bis er sich selbst materiell eingearbeitet haben würde. Am 9. Oktober 1971 
wurde dann das SBZ gegründet und Karl Nicolussi-Leck wurde zum Ob­
mann gewählt und der Geschäftsführer des lns\ituts vereinbarungsgemäß 
zu seinem Stellvertreter. Sie bekleiden diese Amter heute noch. 
Zur Betonung des allgemeinen Anliegens war das SBZ bereits durch die 
Zusammensetzung der Gründungsmitglieder auf eine breite Basis gestellt 
worden. Die Gründer waren maßgebliche Repräsentanten von Berufsver­
bänden (Bauern, industrielle, Handwerker), von Gewerkschaften (ASGB, 
SGB/CISL, Gewerkschaften der Landes- und Regionalbediensteten), von 
Standesorganisationen (AGUS, KVW) sowie von Fachverbänden (ASM, Ar­
beitskreis Zweiter Bildungsweg-AZB, Katholisches Bildungswerk, Verband 
der Südtiroler Sportvereine-VSS). 1l· . . 
Damit sollte zum Ausdruck gebracht werden, daß die Bildung ganz allge­
mein ein kulturelles Grundanliegen war, zu welchem sich die Beteiligten 
über die trennenden Interessengegensätze hinweg gemeinsam bekannten. 
In der Folge stießen dann noch weitere maßgebliche Repräsentanten vie­
ler anderer Fachorganisationen zum SBZ und bestätigten so ebenfalls den 
Grundgedanken der kulturellen Einigkeit der Südtiroler, obwohl mit zuneh­
mendem Ausbau der Selbstverwatlung im Rahmen des Zweiten Autono­
miestatuts die durch die Partikularinteressen bedingten Spannungsgegen­
sätze zwischen Bauern, Arbeitgebern und Arbeitnehmern spürbar größer 
wurden. 
Die durch das Institut erfolgte Gründung des SBZ ist somit als weitere Ema­
nation des sozialpartnerschaftlichen Gedankens zu sehen, welchen das 
Institut, dem jeweiligen Zeitverständnis angepaßt, seit seiner Entstehung 
verfolgt hatte. 
Das SBZ begann noch im Herbst 1971 seine Tätigkeit zu entfalten und 
mit Hilfe des Lehrkörpers der Universität Innsbruck den Zweiten Bildungs­
weg auf Hochschulebene in Bozen einzurichten, in dessen Verlauf Hun­
derte von bildungswilligen Werktätigen nebenberuflich ein ordnungsge­
mäßes Hochschulstudium zu absolvieren vermochten. Neben und nach 
Erfüllung dieser Aufgabe organisierte das SBZ zahlreiche post- oder pa­
rauniversitäre Ausbildungsgänge für Fachsportlehrer, Gemeindesekräte­
re, Physio-Therapeuten, Medizinisch-technische Assistenten, 
Diätassistenten bis hin zu Umweltinspektoren, Hebammen, Fachärzten und 
anderen mehr. Es ist auf diesem Gebiet, in der Regel im Auftrag der Süd­
tiroler Landesregierung, heute noch tätig. 
Bis das SBZ um die Jahreswende 1972/73 seine eigenen Räume in der 
Bozner Streitergasse 20/11. beziehen konnte, hospitierte es beim Institut. 
Dort wurden auch wesentliche Organisations- und Verwaltungsaufgaben 

~ 1) Näheres dazu vgL Christoph Pan: Hochschulpolitik in Südtirol a.a.0. 26 
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solange wahrgenommen, bis das SBZ diese durch den Aufbau eines ei­
genen Stabes selbst bewältigen konnte. Die endgültige Arbeitsentlastung 
des lnsitituts trat ein, als zu Beginn von 1973 Baron Christoph von Unter­
richter die Geschäftsführerstelle beim SBZ antrat und eingearbeitet war. 

Erwachsenenbildung 
Im Zusammenhang mit der Erstellung der Durchführungspläne für den 
Zweiten Bildungsweg auf Hochschulebene hatte das Institut feststellen kön­
nen, daß die im Bereich der Erwachsenenbildung zahlreich tätigen Orga­
nisationen zwar für sich genommen eine jeweils recht fruchtbare Tätigkeit 
entfalteten, daß sie aber völlig unabhängig voneinander ohne gegenseiti­
ge Abstimmung wirkten, weshalb allen diesbezüglichen Bemühungen zu­
sammen insgesamt nicht jener Erfolg beschieden war, den sich die 
Organisatoren selbst und viele Bürger gewünscht hätten. 
So erarbeitete das Institut 1971 zusammen mit dem Leiter des Landesre­
ferates für Weiterbildung, Dr. Hans Kopfsguter, und in Zusammenarbeit 
mit in der Erwachsenenbildung tätigen Fachleuten ein Programm zur Koor­
dination und Kooperation, um die teilweise noch zu dürftigen oder einsei­
tigen Einzelinitiativen zu einem effizienteren und den Bedürfnissen der 
Adressaten besser angepaßten Gesamtangebot auszugestalten. 
In der Folge kam es ab 1972 zur Errichtung eines Koordinierungsgremi­
ums für Weiterbildung, das später in die Landes-Beratungskommission für 
Weiterbildung übergin'Q, in welcher die wichtigsten der auf diesem Gebiet 
tätigen Organisationen vertreten waren. 
Die gemeinsamen Bemühungen um Koordinierung und Zusammenarbeit 
führten bald schon zu einer wesentlichen Verbesserung des Gesamtan­
gebotes in der Erwachsenenbildung, die in den jährlich seit 1972/73 her­
ausgegebenen Programm-Übersichten "Weiterbildung in Südtirol" sichtbar 
zum Ausdruck kommt. 
Weitere Etappen in dieser Entwicklung, zu welcher das Institut einen ent­
scheidenden Anstoß gegeben hatte, waren dann der seit 1972 eingeführ­
te jährliche "Tag der Weiterbildung", das Zustandekommen des 
Landes-Weiterbildungsplanes 1976 und schließlich das Landesgesetz zur 
Weiterbildung 1983. 
Das Institut hat diesen Entwicklungsprozeß im Bereich der Weiterbildung 
nicht mehr in allen seinen Phasen begleitet. Es hat sich, getreu seiner be­
währten Tradition, in dem Ausmaß daraus zurückgezogen, in welchem die­
ser Prozeß sich verselbständigen konnte. Zu Beginn der 80er Jahre schied 
dann auch der Geschäftsführer des Instituts aus der Beratungskommis­
sion für Weiterbildung aus. 
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Assistentenfonds 
Im Jahr 1976 ergriff das Institut zusammen mit dem SBZ eine weitere In­
itiative. Im Verlauf der Werkstudentenkurse war immer deutlicher gewor­
den, daß die Südtiroler zwar einen ansehnlichen Teil der Studenten an der 
Universität Innsbruck stellten, daß sie aber im Mittelbau und vor allem im 
Oberbau der Universität kaum vertreten waren. Nun richtete sich das Süd­
tiroler Fortbildungsinteresse auch auf die wissenschaftliche Karriere. Wenn 
aber gerade ein Südtiroler Interessent mit den erforderlichen Vorausset­
zungen vorhanden war, gab es meistens keine freie Assistentenstelle. Oder 
wenn es mal eine solche gab, war wieder kein geeigneter Südtiroler An­
wärter dafür zur Stelle. Um zu vermeiden, daß Südtiroler Begabungspo­
tential an entferntere Universitäten abwanderte und somit praktisch für 
Südtirol verlorenging, mußte etwas geschehen. 
Es wurde die Idee entwickelt, einen Rotationsfonds zu schaffen, mit des­
sen Hilfe an der Universität Innsbruck zusätzliche Assistentenposten als 
Überbrückung für den wissenschaftlichen Nachwuchs aus Südtirol solan­
ge finanziert werden sollten, bis diese in eine frei gewordene Planstelle über­
wechseln konnten. Der bewährte Freund Dr. Josef Rieger, Sektionschef 
im Wiener Bundesministerium für Unterricht und Kunst, aber auch die al­
ten Südtirol-Freunde DDr. Walter Brunner, Sektionschef im Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung, Ministerialrat Dr. Günter Sagburg 
und Hofrat Dr. Viktoria Stadlmayer in Innsbruck stimmten diesem Vorschlag 
sofort zu. 
So konnte der Geschäftsführer des SBZ, Baron Christoph von Unterrich­
ter, alles Weitere mit dem Landesrat für Kultur, Dr. Anton Zeiger und dem 
Präsidenten des Südtiroler Kulturinstituts, Senator Dr. Karl Mitterdorfer und 
dessen Stellvertreter, Dr. Marjan Cescutti, für die Südtiroler Seite klären 
und die erforderlichen konkreten Schritte einleiten. 
Noch im selben Jahr wurde der "Verein zur Förderung der wissenschaftli­
chen Ausbildung und Tätigkeit von Südtirolern an der Landesuniversität 
Innsbruck" unter Mitwirkung der eben genannten maßgeblichen Stellen 
in Südtirol, Nordtirol und Wien aus der Taufe gehoben, ein Rotationsfonds 
(Assistentenfonds) eingerichtet und mit ger Tätigkeit begonnen. Daneben 
gelang es diesem Verein dann auch in Osterreich die gesetzliche Voraus­
setzung für die Gleichstellung der Südtiroler in allen akademischen Belan­
gen mit den österreichischen Staatsbürgern zu erwirken 
(Gleichstellungsgesetz), was eine wesentliche Voraussetzung war, daß Süd­
tiroler in Bundes- oder Landesstellen an der Universität übernommen wer­
den konnten. 

•· 
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7. Verwaltungsreorganisation und Sprachpflege 

1975 gab es wieder einmal eine neue Situation: das neue Autonomiesta­
tut sah vor, daß bestimmte Verwaltungszuständigkeiten vom Staat und von 
der Region auf das Land Südtirol übertragen werden sollten. Für die Süd­
tiroler Landesverwaltung ergab sich daraus die Notwendigkeit, aber auch 
zugleich die Chance, die neuen Verwaltungseinheiten (Ämter) mit den bis­
herigen zu einem sinnvollen Ganzen zu verbinden. Eine Chance deshalb 
weil im Rahmen der Neukonzepti9n der Landesverwaltung eine Reorga'. 
n1sat1on der bereits vorhandenen Amter zur pesseren Einbindung der neu 
auf die Landesverwaltung übergehenden Amter möglich war. 
An dieser Neuordnung, welche im Auftrag der Landesregierung vom Süd­
tiroler Bildungszentrum mit Hilfe von zwei österreichischen und einem ita­
lienischen Verwaltungsexperten entworfen wurde, wirkte das Institut durch 
seinen Geschäftsführer mit. Die spezifische Aufgabe des Instituts bestand 
darin, das mit Hilfe der österreichischen Experten, Bundesminister a.D. 
Univ.-Prof. Dr. Hans Klecatsky und Univ.-Prof. Dr. Norbert Wimmer, ent­
wickelte moderne Verwaltungsmodell mit Hilfe des italienischen Experten, 
des Präfekten a.D. Comm. Dott. Marcello D'Amico, in das für Italien gel­
tende Verwaltungsrecht zu übertragen. Das Ergebnis dieser Abstimmungs­
tätigkeit zwischen österreichischen Vorstellungen und italienischen Mög­
lichkeiten war die 114 Artikel umfassende deutsch-italienische Fassung 9es 
Gesetzentwurfes zur Neuordnung der Südtiroler Landesverwaltung (Am­
terordnung 1976). 
Die Schwerpunkte dieser Verwaltungsreform, welche auf eine größere Ef­
fizienz, eine raschere Abwicklung der Verwaltungstätigkeit sowie auf eine 
bessere Transparenz und Kontrolle abzielten, bestanden 

in der Trennung zwischen politischer und fachlicher Verantwortung, um 
die Landesräte für ihre politischen und Führungsaufgaben freizumachen 
und den Beamten fachlich selbständige Wirkungsbereiche zuzuweisen, 
in der Unterscheidung zwischen Stabs- und Vollzugsorganen, um eine 
höhere Funktionalität und bessere Koordination der einzelnen Verwal­
tungseinheiten (Abteilungen, Ämter, Referate) zu erreichen, 
in der Kompetenz- und Befugnisverteilung auf die Beamten des höhe­
ren Dienstes zur Schaffung selbständiger, leichter zu kontrollierender Ge­
schäftsbereiche, 
in der Einführung des Leistungs- und Ausleseprinzips und 
in der Abschaffung der Sonderstellenpläne und ihrer Zusammenfassung 
zu einem einheitlichen Stellenplan im Hinblick auf eine größere und ra­
tionellere Einsatzmobilität des Landespersonals. 

Gleichzeitig wurde vom Institut eine Sammlung der wichtigsten Verwaltungs­
ausdrücke in deutscher und italienischer Sprache angelegt. Auf Veranlas­
sung des Vorsitzenden der SVP-Fraktion im Südtiroler Landtag, L.Abg. Dr. 
Hugo Gamper, wurde diese Sammlung mit der vom Nordtiroler Landtags­
sekretär DDr. Wolfgang Oberkoller angelegten Sammlung abgestimmt. 
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Anschließend erfolgte die Vereinheitlichung und Abstimmung dieses Ver­
waltungsglossars mit der vom Leite.r des Übersetzungsamtes, Dr. Norbert 
Mumelter, anläßlich der offiziellen Ubersetzung des Autonomie-Statuts er­
stellten Sammlung von deutsch-italienischen Ausdrücken des Autonomie­
rechts. 
Der Entwurf zur Ämterordnung war noch 1976 von der SVP-Fraktion im 
Südtiroler Landtag in einer Klausurtagung am Karerpaß verabschiedet wor­
den. Dann aber wurde der Fraktions-Vorsitzende Dr. Hugo Gamper, der 
den fortschrittlich.en Gehalt des Entwurfs stets vehement und erfolgreich 
gegen die begre1fllcherwe1se zahlreichen Widerstände durchgesetzt hat­
te, ins römische Parlament gewählt. Damit verlor der Entwurf einen seiner 
maßgeblichsten Verfechter, und die fortschrittliche Linie vermochte sich 
nicht mehr durchzusetzen. In einer jahrelangen Behandlung durch die zu­
ständigen politischen Instanzen erfuhr dann der Entwurf eine derartige Me­
tamorphose, daß wesentliche Teile des heute noch fortschrittlich 
anmutenden Erst-Entwurfs bei der Verabschiedung durch den Landtag 
1980 schließlich auf der Strecke blieben. 
Auch das Verwaltungsglossar des Instituts konnte nie veröffentlicht wer­
den, da während der vierjährigen Behandlung des Ämterordnungsentwurfs 
durch politische .Gremie'n die deutsche Nomenklatur mehrfach abgeän­
dert wurde. Schließlich erübrigte sich dieses Vorhaben, weil die Landes­
regierung im Zuge der Einführung der Zweisprachigkeitsprüfungen selbst 
die Herausgabe von deutsch-italienischen Wörtersammlungen für die ein­
zelnen Laufbahnebenen veranlaßte. 
Der Rückzug aus einem Arbeitsschwerpunkt und der Übergang zu einem 
anderen war für das Institut häufig mit Umstellungsproblemen verbunden, 
weil die gewohnte Leistungsintensität im alten Arbeitsbereich nicht mehr 
und im neuen noch nicht vorhanden war. Trotzdem dauerte es auch im 
vorliegenden Fall nicht lange, bis das Institut seinen Tätigkeitsschwerpunkt 
auf die sozialpartnerschaftliche Interessenabstimmung verlagern konnte. 

8. Sozialpartnerschaft als neuer Weg 

Im Südtirol der 60er Jahre war nicht nur außenstehenden Beobachtern be­
sonders die Einmütigkeit aufgefallen, in der die Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer über die trennenden Klassengegensätze hinweg miteinander ver­
kehrten. Nun lag das vielleicht weniger an den damals noch patriarcha­
lisch anmutenden Verhältnissen als vielmehr an der Minderheitensituation 
der deutschen und ladinischen Volksgruppe, die damals noch einem star­
ken politisch-gesellschaftlichen Druck von außen (Rom) ausgesetzt war. 
Doch war es abzusehen, daß im Sinne einer soziologischen Faustregel bei 
nachlassendem Druck von außen auch der innere Zusammenhalt schwä­
cher werden und die übliche Interessendifferenzierung zwischen Bauern, 
~rbeitgebern und Arbeitnehmern zunehmen würde. 
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.Bezüglich des äußeren Drucks lassen sich in Südtirols politischer Nach­
kriegsgeschichte deutlich drei aufeinanderfolgende Abschnitte feststellen: 
dem Zeitabschnitt der unerfüllten Forderungen 1948-60 (UNO) folgte je­
ner der Verhandlungen 1960-69 (Paket), und dieser mündete mit dem Zwei­
ten Autonomie-Statut zu Beginn der 70er Jahre in die Selbstverwal­
tungsphase ein. In engem Zusammenhang damit steht der Prozeß einer 
allmählich auftretenden ideologischen Differenzierung, der in der Partei­
enlandschaft der deutschen und ladinischen Volksgruppe anläßlich der 
Landtagswahlen deutlich zum Ausdruck kommt. 

Tab. 5 

Wahljahr SVP THP 

1984 67,60 
1952 64,76 
1956 64.40 
1960 63,86 
1964 61,27 2,40 
1968 60,69 
1973 56,42 
1978 61,27 
1983 59,44 

Landtagswahlen 1948-83 
Stimmenanteile in % 

SFP SPS PDU NL ALFAS 

2,35 
1, 71 5, 14 1, 12 
0,74 2,22 1,33 3,65 

1,35 2,44 4,52 

WdH Summe 

63,67 
63,04 
64,39 
69,21 

2,54 70,29 

Während der Forderungsphase gab es für die ethnischen Minderheiten 
in Südtirol praktisch nur die Sammelpartei SVP. Während der Verhand­
lungsphase treten neben ihr zwei Splitterparteien auf (Tiroler Heimatpartei 
1964, Südtiroler Fortschrittspartei 1968), in der Selbstverwaltungsphase 
kommen weitere hinzu: Sozialistische Partei Südtirols und Partei der Un­
abhängigen 1973, Neue Linke 1978, Alternative Liste für ein anderes Süd­
tirol und Wahlverband des Heimatbundes 1983. 
Aber auch der in der Nachkriegszeit rasch in Gang kommende sozio-ökono­
mische Entwicklungsprozeß begünstigte eine fortschreitende gesellschaft­
liche Interessendifferenzierung innerhalb der Volksgruppen. In den 50er 
und 60er Jahren ging die Anzahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft 
von rd. 62.000 auf 31.000 zurück. Praktisch baute die Landwirtschaft in 
diesen zwei Jahrzehnten die Hälfte ihrer Arbeitskräfte ab. Die Bemühun­
gen um die Industrialisierung des Landes begannen Früchte zu tragen, 
und vor allem der Fremdenverkehr entfaltete sich zu einem einträglichen 
Erwerbszweig. 13.000 neue Arbeitsplätze wurden im produzierenden Ge­
werbe geschaffen und rd. 25.000 im Dienstleistungsbereich. 
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Tab. 6 

Südtiroler Erwerbsstruktur 1951-71 

Erwerbszweig 1951 1961 1971 1951 1961 1971 

Landwirts. 62.366 49.001 31.207 43% 31% 20% 
Prod. Gew. 34.058 44.966 47.060 23% 28% 31% 
Dienst!. 49.948 66.136 75.703 34% 41% 49% 

Zusammen 146.372 160.103 153.970 100% 100% 100% 

Bezüglich des äußeren Drucks trat mit der Akzeptanz des Pakets durch 
die SVP im Spätherbst 1969 eine Wende ein, und die weiteren historischen 
Tatsachen sind bekannt: 1972 trat das Zweite Autonomie-Statut mit Ver­
fassungsgesetz in Kraft, und mit der anschließend einsetzenden Verabschie­
dung der Durchführungsbestimmungen zum Neuen Statut gingen 
zusammen mit den neilen Zuständigkeiten auch die hierfür vorgesehenen 
öffentlichen Mittel sukzessive auf das Land Südtirol über, so daß sich zu­
gleich der Entscheid über deren Verteilung von Rom und Trient direkt auf 
Bozen zu verlagern begann. Damit waren die äußeren Voraussetzungen 
gegeben, daß das Rennen um die besseren oder größeren Anteile am Ku­
chen losgehen konnte. 
In der Generalversammlung des Instituts vom 19. Mai 1973 nannte zum 
ersten Mal der Instituts-Obmann Wilfried Wörndle das Kind beim Namen. 
Bis jetzt, so meinte er sinngemäß, hätten sich die Südtiroler Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer kaum jemals um die Haushaltsgebarung durch die Lan­
desregierung gekümmert. Nun aber müßte sich dies ändern, und es wäre 
daher an der Zeit, künftig der Haushaltspolitik des Landes mehr Aufmerk­
samkeit zu schenken, ginge es doch darum, wer sich den größeren Teil 
des Kuchens sichern könne. Er schlug vor, das Institut möge ein Forum 
des Dialogs, der Diskussion und auch der Konfrontation zwischen den So­
zialpartnern werden, auf der Suche nach einer besseren und gerechteren 
Wirtschafts- und Sozialordnung im lande. Im Institut seien so viele wichti­
ge Wirtschafts- und Arbeiterorganisationen vertreten, und es läge daher 
nahe, daß sich die Exponenten dieser Organisationen im Rahmen des In­
stituts zu Aussprachen über aktuelle wirtschaftliche und soziale Probleme 
treffen würden. • 
Tatsächlich kam im darauffolgenden Jahr 197 4 auf Initiative des Instituts 
eine sozial partnerschaftliche Gesprächsrunde über das heikle Thema der 
Gewerkschaftsfinanzierung durch Pflichtbeiträge zustande, an welcher sich 
Vertreter der lndustriellenvereinigung und des Bauernbunds sowie des 

„ASGB beteiligten. Das Gespräch fand auf der Haselburg bei Bozen statt 
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und verlief in einem von allen Beteiligten als sehr angenehm vermerkten 
sachlichen Klima. Gab es auch noch keine konkreten Ergebnisse, so lag 
die Bedeutung dieses ersten Versuchs doch darin, daß bei allen drei Ge­
sprächskollegien Informationslücken beseitigt werden konnten. Von daher 
war auch der von allen Beteiligten einvernehmlich geäußerte Wunsch nach 
Fortführung solcher Gespräche zu verstehen. 
Trotzdem kamen die Dinge nur allmählich in Bewegung. Vor allem gab 
es an den Verbandsspitzen der Arbeitnehmer-Organisationen KVW und 
ASGB nur wenige Führungskräfte, die vom Sach- und Fachwissen her in 
Frage kamen, den Vertretern der Wirtschaft und der Bauern als gleichwer­
tige Diskussions- und Verhandlungspartner gegenübergestellt zu werden. 
Deshalb war es erforderlich, zunächst einmal die im zweiten Glied dieser 
Organisationen stehenden Führungskräfte zu schulen und auszubilden, um 
die angestrebten Sozialpartnergespräche auf eine breitere Grundlage stel­
len zu können. 
Das Institut ging die Sache an und organisierte 1975 Fortbildungskurse 
für Führungskräfte des ASGB und des KVW, in welchen neben den be­
währten Führungsmethoden auch wesentliche Wissensgrundlagen vermit­
telt wurden. Einer dieser Lehrgänge war z.B. auf 5 Tage angelegt und 
umfaßte 50 Stunden, wovon der Hauptteil (40 Stunden) dem Arbeitsschutz, 
Gesundheitsschutz, Unfallschutz, Arbeitsrecht, Arbeiterstatut, Kollektivver­
tragswesen, Versicherungswesen, den Fürsorgeeinrichtungen und Ver­
handlungstechniken gewidmet war und die restlichen 10 Stunden auf 
Probleme der Wirtschaft in Südtirol entfielen. Diese Kurse fanden bei den 
Adressaten sehr guten Anklang. 
Gleichzeitig hatten sich Dinge ereignet. die für die angestrebten Sozialpart­
nergespräche von Bedeutung waren. 1973 waren zwei ASGB-Funktion_äre 
in den Landtag gewählt worden: Dr. Erich Achmüller auf der SVP-L1ste 
und Willy Erschbaumer auf der SPS-Liste. Weiters war auf Vorschlag des 
KVW als Vertreterin der Arbeiterschaft auch Rosa Franzelin auf der SVP­
Liste in den Landtag eingezogen. Erich Achmüller und Rosa Franzelin be­
gannen sich nun intensiv um ihre vorwiegend aus Arbeitnehmern beste­
hende Wählerschaft zu kümmern, worauf am 8. September 1975 die 
Richtung "Arbeitnehmer" als eigener Flügel in der SVP konstituiert wur­
de. Zur selben Zeit war man innerhalb der lndustriellenvereinigung daran­
gegangen, die Satzung den Zeiterfordernissen anzupassen. Dies führte 
dazu, daß den deutschsprachigen und ladinischen industriellen durch Neu­
staffelung der Stimmrechte endlich annähernd jenes Gewicht eingeräumt 
wurde, welches ihnen nach Anzahl der Betriebe und nach Belegschafts­
stärke faktisch auch zukam. In den darauffolgenden Verbandswahlen er­
reichten die Deutschen und Ladiner gleichviel Vorstandsmandate wie die· 
Italiener. Von nun an wurde der Präsident dieses Verbandes jährlich ab­
wechselnd entweder von der italienischen oder der deutschen Sprachgrup­
pe gestellt. Dr. Christoph Amonn_ wurde 1976 _zum ersten deutschen 
Präsidenten der lndustnellenvere1nigung 1n der Sudt1roler Nachknegsge-
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schichte gewählt. Dies alles wäre wohl kaum möglich gewesen, wenn nicht 
der noch unter der faschistischen Diktatur zum Verbandsdirektor bestellte 
Dott. Maria Ricci kurz vorher in den Ruhestand getreten wäre. Ob dieser 
über Deutschkenntnisse verfügte, ist schwer zu sagen. Mit Sicherheit aber 
hat er niemals auch nur einen halben Satz in deutsch gesprochen, ge­
schweige denn die deutsche Sprache "offiziell" verstanden. Es mußte ihm 
immer alles ins Italienische übersetzt werden. Ihm folgte 1976 mit Dr. Gio­
achino Fraenkel ein Mann ins Amt nach, der problemlos beide Landes­
sprachen beherrschte und auch sonst all dem Neuen gewachsen war, was 
sich aus der verbandsinternen Umstrukturierung so ergab. Das dritte Er­
eignis, das hier zu nennen wäre, ist die anfangs 1976 erfolgte Gründung 
des Südtiroler Wirtschaftsrings (SWR), in welchem sich die vier Verbände 
der gewerblichen Wirtschaft, nämlich lndustriellenvereinigung, Handwer­
kerverband, Kaufleutevereinigung sowie Hotelier- und Gastwirteverband 
zusammengeschlossen hatten, um die Interessen der deutsch- und ladi­
nischsprachigen Mitglieder dieser Verbände gemeinsam zu vertreten. Auf 
italienischer Seite wurde als Parallelorganisation die "Unione Settori Eco­
nomici della Provincia di Bolzano" (USEB) geschaffen. 
Von 1973 bis 1975 waren über dreißig Durchführungsbestimmungen zum 
Neuen Autonomie-Statut erlassen worden und entsprechend hatte sich der 
Landeshaushalt ausgeweitet: in den 10 Jahren von 1960-70 standen dem 
Land Südtirol durchschnittlich 11 Mrd. Lire jährlich zur Verfügung; in den 
8 Jahren von 1971-78 hingegen waren es bereits im Durchschnitt 177 Mrd. 
Ure jährlich. Die Auseinandersetzung um die größeren oder besseren An­
teile am Kuchen gewann immer mehr an Aktualität. 
Wie aber sollte sie ausgetragen werden? Vorderhand gab es noch keine 
klaren Konzepte. Die Befürchtungen mehrten sich, daß nun die SO?ialen 
Spannungen zunehmen würden. Besonnene verwiesen auf den in Oster­
reich mit Erfolg beschrittenen Weg der Sozialpartnerschaft, und dieses 
Schlagwort tauchte immer häufiger auf, doch waren die inhaltlichen Vor­
stellungen hierzu zwar noch sehr vage, aber immerhin konkret genug, um 
ideologische Auseinandersetzungen darüber auszulösen. Die konföderier­
ten Gewerkschaften, die besonders unter der Führung der CGIL sich 1968 
zum Leitbild der "Conflittualita permanente" bekannt hatten, lehnten die 
Sozialpartnerschaft ab. Ihre Befürworter waren eher in Kreisen der deut­
schen und ladinischen Volksgruppe zu suchen. 
Da trafen sich im Frühjahr 1976 der Geschäftsführer des Instituts und Karl 
Nicolussi-Leck in dessen Tusculum Hochfrangart, um die weitere Strate­
gie des sozial partnerschaftlichen Weges zu besprechen. Sollte diese Idee 
der gewaltlosen Konfliktregelung, so wurde überlegt, nicht e_in leeres 
Schlagwort bleiben und auch nicht inhaltlich vorzeitig bis zum Uberdruß 
strapaziert werden, dann mußte es möglichst schnell konkrete Ergebnisse 
geben, um alle skeptischen Einwände zu überwinden. Dafür aber war wie­
derum eine gewisse Verbindlichkeit erforderlich, die nur angesehene Or­
@anisationen gewährleisten konnten. Die offiziellen Organisationen der 
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deutschen und italienischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer an einen Tisch 
zu bringen war jedoch illusorisch, weil auf der italienischen Seite beson­
ders die konföderierten Gewerkschaften der Sozialpartnerschaftsidee ab­
lehnend gegenüberstanden. Auch wenn vielleicht die USEB an den 
Verhandlungstisch zu bringen gewesen wäre, ohne die italienischen Ge­
werkschaften mußten solche globale Sozialpartner-Gespräche allein schon 
an der Unternehmerlastigkeit scheitern, was für die Idee als solche noch 
vor Beginn eines ernsthaften Versuchs tödlich gewesen wäre. Es gab da­
her nur die Chance, einen auf die deutsche und ladinische Volksgruppe 
begrenzten Versuch zu wagen. Hier gab es theoretisch als Gesprächspart­
ner den Wirtschaftsring (SWR), den Bauernbund und den ASGB, und es 
traf sich gut, daß der ASGB in fast allen Gebieten außerhalb Bozens, wo 
die Mehrheit der deutsch-ladinischen Volksgruppe lebte, gegenüber den 
italienischen Gewerkschaften eine dominierende Position einnahm. Trotz­
dem wäre es zu gefährlich gewesen, ihn allein gegen die im SWR zusam­
mengeschlossenen vier gewerblichen Verbände und den Bauernbund 
antreten zu lassen. Es wäre den konföderierten Gewerkschaften nur zu 
leicht gefallen, den ASGB als Spielball der Unternehmer zu desavouieren. 
Als Verstärkung der Arbeitnehmer-Seite aber kamen noch der altbewähr­
te KVW und die neu-konstituierte "Arbeitnehmer"-Richtung innerhalb der 
SVP in Frage. Diese Konstruktion hatte freilich Schönheitsfehler: der KVW 
war keine Gewerkschaft, und die "Arbeitnehmer" waren eine parteiliche 
Organisation. Trotzdem waren beide sehr gewichtige Organisationen im 

sozialen Kräftefeld, was die Schön­
heitsfehler ausgleichen mochte. 
Dieser Vorschlag wurde im Vorstand 
des Instituts gutgeheißen, und unter 
dem Vorsitz des Instituts-Obmanns Jo­
sef von Garzuly begannen die ersten 
sondierenden Gespräche mit den als 
Sozialpartner in Frage kommenden 
Organisationen. Es folgten im Rahmen 
des Instituts die ersten konkreten so­
zialpartnerschaftlichen Kontakte. Im 
zweiten Halbjahr 1976 war diese In­
itiative soweit entwickelt, daß der Rah· 
men weiter gesteckt werden konnte. 
Im Oktorber veranstaltete das Institut 
eine Klausurtagung, in welcher Vertre­
ter des SWR, des SBB, des ASGB, des 
KVW und der AN-SVP in Gegenwart 
von einigen Politikern und Behörden 
erstmals die Möglichkeiten und Aus­
sichten der Verwirklichung der Sozial­
partnerschaft in Südtirol besprachen. 

Josef von Garzuly 
Obmann 

1975. 1977 
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Wenn es auch noch einige skeptische 
Stimmen gab, so waren sich alle Be­
teiligten doch grundsätzlich darin ei­
nig, daß diesem in Österreich seit 
langem bewährten Modell der Konflikt­
regelung vor dem in Italien unter dem 
Druck der Linksextremen praktizierten 
System des Klassenkampfes der Vor­
zug zu geben sei. Kurzum, über die 
Erfolgsaussichten war man in Anbe­
tracht der Gegebenheiten geteilter 
Meinung, aber zu einem Versuch wa­
ren alle bereit. Es wurden sodann 
gleich konkrete Wünsche vorgelegt 
und Forderungen angemeldet. Das ln­
sfäut sollte als neutraler Rahmen für die 
Vorbereitung und Organisation der 
nächsten Verhandlungen dienen, und 
zu diesem Zwecke wurde innerhalb 

Dr. Albuin Hafer des Instituts ein Organisationskomitee 
Obmann-Stellvertreter eingerichtet, das auch von den betei-

1975 - 1977 ligten Verbänden beschickt wurde. Dr. 
Fritz Schmidl, der als Funktionär der Handelskammer nebenamtlich das 
Sekretariat des SWR führte, der Bauernbund-Obmann Josef Ladurner­
Gasteiger, Meinrad Berger vom ASGB, Wilfried Wörndle vom KVW, Rosa 
Franzelin von den AN-SVP und der Geschäftsführer des Instituts bildeten 
das Komitee, das sich unmittelbar an die Arbeit machte. 
Im folgenden Jahr 1977 bildeten die Bemühungen um die Sozialpartner­
schaft bereits den Schwerpunkt der Institutstätigkeit. Es fanden bald wei­
tere Sozialpartner-Tagungen statt, in deren Verlauf beschlossen wurde, vier 
paritätisch besetzte Arbeitskreise einzusetzen, um die Vorarbeiten für das 
Plenum zu leisten. Sie sollten jeweils aus acht Personen bestehen, von de­
nen drei durch den SWR, je eine vom SBB, ASGB, KVW, den AN-SVP und 
der Gewerkschaft der Landesbediensteten namhaft zu machen waren. In­
nerhalb Juli waren die Delegierten für die vier Arbeitskreise von den je­
weiligen Organisationen nominiert, und anfangs September konnte deren 
Konstituierung erfolgen. 
Der Arbeitskreis 1 befaßte sich mit der innerbetrieblichen Partnerschaft, der 
Arbeitskreis II mit der Regelung des Ernteurlaubs, der Arbeitskreis III mit 
der Interessenwahrung auf politischer Ebene und der Arbeitskreis IV mit 
der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand. Der Vorsitz in den einzelnen 
Arbeitskreisen wurde alternierend von einem Vertreter der Wirtschaft und 
einem Arbeitnehmer-Vertreter geführt. 
Die Auseinandersetzungen in den Arbeitskreisen waren zunächst sehr hart, 
man schob sich gegenseitig die Verantwortung für ungelöste Probleme 
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oder unbefriedigende Zustände zu und sprach viel aneinander vorbei. Die 
Situation schien aussichtslos. Doch durch Reden kommen die Leut' zu­
sammen. Diese Volksweisheit bestätigte sich auch hier. Die Diskussionen 
wurden allmählich sachlicher, man begann sich gegenseitig besser zu ver­
stehen, und es entstand ein Vertrauensklima zumindest in der Art, daß man 
den gegenteiligen Standpunkten nicht mehr von vornherein jedwede Be­
rechtigung absprach. 
Die paritätischen Arbeitskreise tagten innerhalb von zwei Monaten sech­
zehnmal. Ende November trat das Plenum zusammen und nahm die Be­
richte der Arbeitskreise zur Kenntnis. Das erste konkrete Ergebnis war die 
Aktion Gehaltskonto. Die Aktivzinsen der Banken lagen damals unter der 
Inflationsrate, und so bezahlten praktisch die kleinen Sparer die Differenz 
des negativen Realzinses, von welchem wiederum die investierende Wirt­
schaft enorm profitierte. 
Nun wollte man in der Aktion Gehaltskonto mit vereinten Kräften erreichen, 
daß einerseits die Lohn- und Gehaltsempfänger von der durch die Ban­
ken propagierten Möglichkeit des Gehaltskontos Gebrauch machten und 
andrerseits die Unternehmen für diese Gehaltskonten bei den Banken je­
nes höhere Zinsniveau durchzusetzen versuchten, das sonst nur größe­
ren Einlegern eingeräumt wurde. Darüber hinaus wurde einvernehmlich 
beschlossen, einen fünften paritätischen Arbeitskreis für die Berufsaus- und 
-fortbildung einzusetzen. 
Im übrigen waren sich die Spitzen der beteiligten Verbände und die Dele­
gierten darin einig, daß die Tätigkeit der sozial partnerschaftlichen Organe 
vorerst unter Ausschluß der Öffentlichkeit abzuwickeln war, und zwar so­
lange, bis über konkrete Erfolge berichtet werden konnte. Dies war der 
Grund, daß über die doch sehr intensiven Bemühungen nur verhältnismä­
ßig wenig in der Offentlichkeit bekannt wurde. 
Jedenfalls wurden die Verhandlungen in den sozialpartnerschaftlichen Gre­
mien im darauffolgenden Jahre 1978 rege fortgesetzt, und die konkreten 
Ergebnisse begannen sich zu mehren. Der Arbeitskreis 1 konnte das Mo­
dell eines Betriebsrats-Statuts vorlegen, das von allen beteiligten Verbän­
den unterzeichnet und zur Anwendung empfohlen wurde. Im Arbeitskreis 
II wurde eine für alle Beteiligten tragbare und akzeptable Formel bezüg­
lich der Erntearbeiten für Nebenerwerbsbauern und freiwillige Erntehelfer 
gefunden, der Arbeitskreis III formulierte einvernehmlich Änderungsvor­
schläge zur Valorisierung des Landes-Wirtschafts- und Sozialbeirates, wel­
che dann auch von den zuständigen politischen Gremien in einer 
Gesetzesnovelle berücksichtigt wurden, der Arbeitskreis IV leistete die Vor­
arbeiten zur Gründung der Garantiegenossenschaft zum Eigenheim­
Erwerb. In halbjährigen Abständen tagte das Plenum, welches damals rund 
70 Personen umfaßte, und erteilte den Vorlagen der einzelnen Arbeitskreise 
das endgültige Placet Die gesamte Organisationsarbeit wurde vom Insti­
tut besorgt Der Instituts-Obmann oder sein Stellvertreter führte auch in den 
Plenarsitzungen den Vorsitz, um den neutralen Rahmen der Verhandlun-
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gen zu gewährleisten. 1978 verging praktisch keine Woche, ohne daß ei­
nes der verschiedenen sozialpartnerschaftlichen Gremien getagt hätte. 
Im Verlauf von 1978 gab es Probleme zwischen dem Institut und dem 
ASGB. Die früheren ASGB-Vorsitzenden Franz Plaikner, Dr. Hans Egger, 
Dr. Klaus Kemenater und Meinrad Berger waren Mitglieder des Instituts, 
doch hatten sie ihre Führungsrolle im ASGB nicht mehr inne, und die Span­
nungen zwischen alter und neuer ASGB-Führung begannen das Verhält­
nis zwischen Institut und ASGB zu belasten. Dies war eine große Gefahr 
für die sozial partnerschaftlichen Bemühungen. Es wurden daher Gesprä­
che zwischen dem Instituts-Vorstand unter dem Obmann Dr. Maria Rava­
nelli und dem ASGB-Lenkungsausschuß unter Hans Widmann in die Wege 
geleitet, in deren Verlauf die anstehenden Probleme zur beiderseitigen Zu­
friedenheit geklärt werden konnten. In der Folge traten mehrere führende 
Persönlichkeiten des ASGB mit Hans Widmann und Georg Pardeller an 
der Spitze dem Institut als Mitglieder bei. 

Dr. Maria Ravane!!i 
Obmann 1978179 

Obmann-Stellvertreter 
1979 - 1982 

Dr. Klaus Kemenater 
Obmann-Stellvertreter 

1978179 

Von den bis dahin erzielten Ergebnissen der Sozialpartnerschaft sind be­
sonders das Betriebsrat-Statut und die Garantiegenossenschaft zum 
Eigenheim-Erwerb erwähnenswert. 
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Betriebsrat-Statut 

Der partnerschaftliche Gedanke, der auf der Ebene der Verbandsspitzen 
zunehmend praktiziert wurde, sollte auch auf betrieblicher Ebene vermehrt 
Eingang finden. Innerbetriebliche Partnerschaft aber war nur möglich, wenn 
es im Betrieb auch zwei Partner gab, nämlich Arbeitgeber und Betriebs­
rat. Dieser war aber oft nicht vorhanden, weshalb sehr häufig die im 
Arbeiter-Statut vorgesehene "Gewerkschaftsvertretung im Betrieb" die 
Funktionen des fehlenden Betriebsrates zu übernehmen suchte. Die "Ge­
werkschaftsvertreter im Betrieb" wurden aber nicht von der Belegschaft 
gewählt, sondern von den Gewerkschaften ernannt. Im Gegensatz zu den 
nördlichen Nachbarländern gab es in Italien keine gesetzliche oder kollektiv­
vertragliche Regelung für die Aufgaben, Wahl und Arbeitsweise des Be­
triebsrates. 
Natürlich hatten die größeren Betriebe Südtirols dennoch ihren Betriebs­
rat mit einem Statut, welches sich dieser selbst oder mit Unterstützung der 
Gewerkschaft erarbeitet hatte. Bei kleineren Betrieben kam es jedoch we­
gen der großen Schwierigkeiten selten zu einem solchen. Um hierzu ei­
nen konkreten Beitrag zu leisten, wurde daher von den Sozialpartnern das 
Modell eines Betriebsrats-Statuts entworfen, wobei die bestehenden italie­
nischen Rechtsgrundlagen ebenso herangezogen wurden wie die Vorbil­
der unserer deutschen und österreichischen Nachbarn und die bereits 
bestehenden und angewandten Betriebsrat-Statuten größerer Südtiroler 
Betriebe. 
Dieses Modell, das eventuell durch individuelle Betriebsabkommen ergänzt 
oder bestätigt werden sollte, hatte einen zweifachen Nutzen: erstens bot 
es den Arbeitnehmern die Gewähr, daß es die wichtigsten anfallenden Pro­
bleme bei der Wahl und Arbeitsweise des Betriebsrates berücksichtigte, 
und zweitens gewährleistete es den Arbeitgebern ,daß der solcherart zu­
stande gekornrnene Betriebsrat demokratisch in direkter und geheimer 
Wahl gewählt wurde und damit die bestmöglichen Voraussetzungen bot, 
der repräsentative Ausdru_ck des Willens und der Wünsche aller Mitarbei­
ter zu sein. 
Wenn Südtirol gegenwärtig aus italienischer Sicht um sein hohes Ausmaß 
an sozialem Frieden beneidet wird, dann ist dies u.a. auf den zunehmen­
den Dialog auf betrieblicher Ebene zurückzuführen, wozu die vom Institut 
ausgehenden sozialpartnerschattlichen Bemühungen einen nicht unbedeu­
tenden Beitrag geliefert haben. 

Garantiegenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb 
Durch die hohen Inflationsraten in der zweiten Hälfte der 70er Jahre ge­
schah es immer häufiger, daß die Baukosten den Ersparnissen davonlie­
fen. Die verfügbaren Eigenmittel zusammen mit Beiträgen oder Darlehen 
aus der Wohnbauförderung reichten dann nicht mehr aus, und der letzte 
Teil der Eigenheim-Finanzierung mußte mit Hilfe von kurz- oder mittelfristi­
gen Zusatz-Krediten überbrückt werden. Dafür aber brauchte es wieder 
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zusätzliche Sicherheiten, welche die Betroffenen nicht bieten konnten, weil 
sie in der Regel alle ihre Möglichkeiten bereits ausgeschöpft hatten. In letzter 
Not versuchten sie dann, sofern es sich um unselbständig Erwerbende 
handelte - und in der Tat ging es zum allergrößten Teil um diese Kategorie 
-, die betrieblichen Rückstellungen für die Abfertigung zu beleihen. Dies 
aber stellte die Firmen vor eine Reihe von Problemen und war auch für 
die Betroffenen nicht unproblematisch. Die Firmen nutzten die Abfertigungs­
rückstellungen in der Regel als Betriebskapital und konnten deshalb nur 
ausnahmsweise Beleihungsanträgen stattgeben. Abgesehen davon, daß 
dieser Vorgang rechtlich nicht ganz einwandfrei war, führte dies zu Unzu­
friedenheit unter den Mitarbeitern eines Betriebes, weil viele nicht zum Zu­
ge kommen konnten und dies als Zurücksetzung empfanden. Die 
Begünstigten selbst merkten oft zu spät, daß die Beleihung ihres Abferti­
gungsanspruchs sie in einer Weise an den Betrieb band, die sie selbst gar 
nicht wünschten. Und wenn dann doch ein Todesfall auftrat, wurden die 
damit zusammenhängenden Probleme schier unlösbar. Es ist daher ver­
ständlich, daß beide Seiten Interesse an einer besseren Lösung des Pro­
blems hatten, um beiden aus der Klemme zu helfen. Der Ausweg wurde 
in der Gründung einer Garantiegenossenschaft gesehen, deren Hauptauf­
gabe es sein sollte, solche kurzfristig für den Eigenheim-Erwerb benötig­
ten Zusatzkredite mit Hilfe von Garantieleistungen zu verbürgen. 
Nutzungsberechtigt sollten alle jene Mitglieder der Genossenschaft sein, 
die noch kein Eigenheim besaßen, oder ein sanierungsbedürftiges bzw. 
ungeeignetes. 

Josef Re1terer 
Obmann 

1978 - 1980 

Dr. Hans Egger. 
Obmann 

1980 - 1981 
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Im zuständigen Arbeitskreis, wo die vom Institut entworfenen Satzungen 
in zäher Kleinarbeit überarbeitet wurden, führten abwechslungsweise Dr. 
Joachim Fraenkel (SWR) und Rosa Franzelin (AN-SVP) den Vorsitz. 1979 
erfolgte dann die formelle Gründung dieser Genossenschaft, deren Orga­
ne paritätisch zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern besetzt wurden. 
Albert Rungg (ASGB) wurde zum ersten Obmann und Dr. Otmar Thun 
(AGUS) zum Stellvertreter gewählt. 

Landesentwicklungsprogramm 
Wenn auch die Idee der Sozialpartnerschaft aus Österreich entlehnt war, 
so hatte sich doch mittlerweile immer klarer erwiesen, daß in Südtirol nicht 
einfach das österreichische Muster kopiert werden konnte. Die Sozialpart­
nerschaft mußte hier eine eigenständige Entwicklung nehmen, weil die äu­
ß.eren Verhältnisse und rechtlichen Voraussetzungen eben anders als in 
Osterreich waren. 
Es war kein leichter Weg gewesen, von der ersten sozialpartnerschaltli-· 
chen Begegnung im Jahr 197 4 zur intensiven sozial partnerschaftlichen Klein­
arbeit 1976-79 zu gelangen. Hierzu hatte es vieler Geduld, Zähigkeit und 
vor allem des unerschütterlichen Glaubens bedurft, daß dieser Weg der 
einzig richtige war. 
Nun gab es einige konkrete Ergebnisse, die vorgewiesen werden konn­
ten, und die gesamte Entwicklung war zwar langsam, aber immerhin recht 
positiv verlaufen. Im Frühjahr 1979 fand jedenfalls mit Unterstützung des 
Instituts in Brixen eine Tagung über Sozialpartnerschaft statt, bei welcher 
zum ersten Mal der Gesprächskreis auch auf die Italiener ausgeweitet wur­
de und an welcher zum ersten Mal die Vertreter der Triplice (CGIL, CISL 
und UIL) keine dezidiert negative Haltung mehr einnahmen. Bis Jahresende 
war dann diese Entwicklung noch einen Schritt weiter gediehen, gaben 
doch zu diesem Zeitpunkt zumindest die CISL und die UIL zu erkennen, 
daß sie an der sozialpartnerschaftlichen Interessenabstimmung beteiligt zu 
werden wünschten. 
Also hatte sich die Situation seit 197 4 merklich gewandelt, und die Strate­
gie der kleinen, aber beharrlichen Schritte schien erfolgversprechend. Al­
lerdings hatten auch einige äußere Umstände diese Entwicklung begünstigt. 
Nach den Parlamentswahlen von 1976 wurde die DG-Regierung unter Mi­
nisterpräsident Giulio Andreotti bekanntlich bis zu Beginn von 1979 indi­
rekt durch die KPI im Parlament gestütz1 ("indirekte Regierungs­
beteiligung"). Ohne diese breitere politische Basis wäre der 1977 erzielte 
Burgfrieden zwischen Regierung und Gewerkschaften zur Ankurbelung 
der italienischen Wirtschaft ebensowenig denkbar gewesen wie die EUR­
Plattform der Gewerkschaften vom Frühjahr 1978 mit den wirtschaftspoli­
tischen Leitlinien und der Maßhalteübereinkunft. Immerhin gingen die 
Streiks in Südtirol von 770.000 Streikstunden im Jahr 1976 auf rd. 400.000 
im Jahr 1977 und auf 95.000 im Jahr 1978 zurück. Da aber in der Regel 
zwei Drittel des Streikausmaßes auf das Konto der politischen Streiks 

-57-

ging, ist im eklatanten Rückgang des Streikausmaßes seit dem Wahljahr 
1976 vor allem eine Beruhigung der politischen Auseinandersetzungen vor 
dem oben skizzierten Hintergrund zu sehen.1l 
Weiters hatte die im Zuge der Paketmaßnahmen 1978 erfolgte Gleichstel­
lung des ASGB gegenüber den anderen Gewerkschaftsverbänden durch 
den Südtiroler Landtag dessen politische und moralische Bedeutung maß­
geblich aufgewertet und gleichzeitig einen Schlußstrich gezogen unter ei­
ne langjährige Diskussion, in welcher immer wieder vor allem von 
italienischer Seite eine überethnisch organisierte Gewerkschaftbewegung 
gefordert worden war. 2l 
All dies war für die Sozialpartnerschafts-Bemühungen des Instituts zwei­
fellos günstig, doch die Bewährungsprobe und damit der eigentliche Durch­
bruch kam mit der Diskussion um das Landesentwicklungsprogramm 
(LEP). 
Aufgrund eines italienischen Staatsgesetzes (Nr. 468/78) war auch Südti­
rol verpflichtet, ein mittelfristiges ( = dreijähriges) Entwicklungsprogramm 
zu erstellen. Abgehend von alten Gepflogenheiten, auswärtige Experten 
für solche Aufgaben heranzuziehen, beauftragte die Landesregierung auf 
Vorschlag des zuständigen Landesrates Dr. Alfons Benedikter ein Team 
aus drei Einheimischen mit dessen Ausarbeitung. Einer der später· scherz­
haft oder ironisch - die "drei Weisen" genannten LEP-Verfasser gehörte 
der italienischen Spachgruppe an, zwei der deutschen. Diese beiden aber 
waren Karl Nicolussi-Leck, Vorstandsmitglied beim Institut, und der Ge­
schäftsführer des Instituts. Damit war beabsichtigt, daß das LEP in enger 
Fühlungnahme mit den Sozialpartnern entstehen sollte. 
Noch bevor die LEP-Verfasser offiziell von der Landesregierung beauftragt 
waren, konsultierten sie sich mit den Spitzen der Sozialpartner. Darauf ent­
stand in wenigen Monaten ein Erst-Entwurf, der der Landesregierung vor­
gelegt wurde und welchen diese - ohne in seine Behandlung einzutreten 
- den Sozialpartnern zur Begutachtung zuleitete. Die Standpunkte unter 
den Sozialpartnern gingen aber so weit auseinander, daß zunächst eine 
wie immer geartete Einigung völlig ausgeschlossen erschien. 
Worum ging es? Folgende Problematik war damals für Südtirol kennzeich­
nend: begünstigt durch die Lira-Abwertung der ?Der Jahre waren vor al­
lem die Exportsektoren, darunter in ganz besonderem Maße der 
Auslands-Tourismus. Die Inflationsraten lagen höher als die Passivzinsen, 
so daß es einen negativen Realzins gab, welcher die Investitionen und die 
Verschuldung anheizte. Die Bettenkapazität im Gastgewerbe wies für den 
Zeitraum 1968-78 jährliche Zuwachsraten von 8% aus, die Fremdennäch­
tigungen wuchsen im selben -Zeitraum jährlich um durchschnittlich 130/o! 

1) Näheres dazu vgl, Christoph Pan: Analyse der Beziehungen zwischen den Sozialpartnern 
in den letzten zehn Jahren - Daten und Fakten, in: Sozialpartnerschaft in Südtirol, Schrif­
tenreihe des Instituts, Band 72/1979, S. 18 ff. 

~ 2) Näheres dazu vgl. C. Pan, Analyse der Bezlehungen„.a.a.O. S. 25 f 
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Südtirols Konjunktur war eindeutig überhitzt zu einem Zeitpunkt, als das 
Konjunkturbarometer für Italien und die westlichen Industrieländer eine auf­
kommende Krise signalisierte. 
Verbunden damit war in Südtirol eine außerordentliche Anspannung des 
Arbeitsmarktes. Es gab nicht mehr ausreichend einheimische Arbeitskräf­
te, und die Zahl der provinzfremden Arbeitskräfte vor allem im Bau- und 
Gastgewerbe stieg rasch an. Die Gastarbeiterquote in Südtirol lag bei 7-80/o 
und die Arbeitslosenrate unter 20/o, während die Arbeitslosenzahl in Ita­
lien sich der 2 Millionen-Grenze näherte und im Bereich der OECD mit Ar­
beitslosenraten von t;,50/o gerechnet wurde. 
Diese konjunkturelle Uberhitzung hatte u.a. auch im ökologischen Bereich 
bedenkliche Folgen: der durchschnittliche jährliche Baulandyerbrauch war 
von 200 ha von 1950-70 auf 450 ha in der Zeit von 1970-79 gestiegen. 
Dabei betrug der echte Lebens- und Siedlungsraum im gebirgigen Südti­
rol nur 45.000 ha ( ~ 60/o der Gesamtfläche), und in einigen Ballungsge­
bieten waren bereits Siedlungsdichten von 4.000 Einwohnernlkm2 erreicht 

Hans Widmann 
Obmann 

1981182; 1984185 
Obmann-Stellvertreter 

1982183 

Carl Zuegg 
Gründungsmitglied 
Obmann 1982183 

Obmann-Stellvertreter 
1984185 

Die Folgerungen aus dieser Bestandsaufnahme lauteten für die Planungs­
periode 1979-81: erstens sollte in der exponentiell ansteigenden Kurve des 
Baulandverbrauchs mit Hilfe eines urbanistischen Maßnahmenbündels eine 
Trendwende angestrebt werden. Zweitens sollte mit Hilfe einer Um-
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orientierung in der Förderungspolitik des Landes eine Umstellung vom rein 
quantitativen Expansionsboom auf eine Qualitätsphase mit Konsolidierungs­
charakter eingeleitet werden. 
Abgesehen davon, daß ein so bedeutender Kurswechsel gerade bei je­
nen Wirtschaftssektoren auf geharnischten Widerstand stieß, welche von 
der vorhergehenden Entwicklung besonders begünstigt gewesen waren, 
wie z.B. die Bauindustrie, wirkte der erste LEP-Entwurf so aufsehenerre­
gend, weil in Südtirol zur Selbstbeschränkung aufgerufen wurde, wo man 
doch in den westlichen Industrieländern gerade einen zunehmenden Kon­
junktureinbruch abzuwehren suchte. Die Sensation war so groß, daß ne­
ben verschiedenen italienischen, bundesdeutschen, österreichischen und 
schweizerischen Medien sogar die ehrwürdige Londoner Times sich zu 
einem Interview ins Institut bemühte. 
Auch in Südtirol schlugen die Wellen hoch. Seit der Paket-Diskussion gut 
zehn Jahre zuvor war kein Dokument mehr im lande so ausführlich, breit 
und angeregt diskutiert worden. Mehr als drei Monate lang berichteten die 
Medien täglich darüber, brachten Pro's und Contra's. 
Von Anfang Oktober bis Ende Dezember beriet das Sozialpartner-Gremium 
beim Institut über den Entwurf. In wöchentlichen Abständen prallten die 
Meinungen aufeinander, wurden die gegenteiligen Interessenstandpunk­
te herausgeschält, gegeneinander erwogen. Zu guter Letzt war es ge­
schafft: mit einigen Abschleifungen und Ergänzungen war der Entwurf ohne 
Substanzverlust zu einer Vorlage umgestaltet, der von den beteiligten So­
zialpartnern einvernehmlich verabschiedet wurde. Diese nahm dann die 
Hürden im Parteiausschuß der SVP, in der Landesregierung und im Land­
tag als LEP 1980-82 
Mit der harten Auseinandersetzung um das LEP und der dennoch erziel­
ten Einigung hatte die Idee der Sozialpartn_erschaft den Durchbruch er­
zielt: für die Politiker und für die breite Offentlichkeit war hiermit die 
Bewährungsprobe bestanden. Wenn bis knapp ein halbes Jahr zuvor ge­
legentlich immer noch die Frage nach dem praktischen Sinn der Sozial­
partnerschaft gestellt worden war, so war sie nach der Behandlung des 
LEP eindeutig beantwortet: ohne den von den Sozialpartnern selbst ge­
fundenen Interessenausgleich wäre es politisch wohl kaum möglich ge­
wesen, den neuen Entwicklungskurs anzusteuern. 
In den folgenden Jahren gelangten zunehmend mehr Fragen, die mit der 
Landesentwicklung zusammenhingen, auf den Verhandlungstisch der So­
zialpartner: gesetzliche Neuregelung der Urbanistik und des Baurechtes 
(erstes LEP-Folgegesetz 1980), Neuregelung der Industrieförderung (In­
dustrieförderungsgesetz), Landes-Haushalts-Voranschlag 1981, Probleme 
der Berufsausbildung sowie Fragen, die sich im Zusammenhang mit den 
Kreditrestriktionen und der Hochzinspolitik ergaben. Der hauptsächliche 
Erfolg dieses partnerschaftlichen Interessenabstimmungsprozesses ist wohl 
darin zu sehen, daß bei oft recht gegensätzlicher Interessenlage in der Re-

„ gel doch immer wieder ein für alle Beteiligten akzeptabler Ausgleich ge-
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funden werden konnte. Krasse Bedürfnisverletzungen auf der einen oder 
anderen Seite wurden dadurch ebenso vermieden wie einseitige Begün­
stigungen der einen zu Lasten der anderen Seite, was so manchen beste­
henden oder zu erwartenden sozialen Spannungen den Nährboden entzog. 
"Der Kleinkrieg, der in vielen Staaten das Verhältnis zwischen Behörden 
und Interessenkategorien prägt, dürfte nun in Südtirol einer friedvolleren 
Phase weichen", bemerkte hierzu der österreichische Verwaltungs- und 
Verfassungsexperte Univ.-Prof. Dr. Norbert Wimmer. 
Diese durchaus positive Sicht wurde jedoch nicht von allen politischen Man­
dataren in gleicher Weise geteilt, hatte doch die Sozialpartnerschaft für Po­
litiker immerhin zwei verschiedene Aspekte: 

einen positiven, indem das eigenverantwortliche Austragen von Streit­
fragen den Politiker entlastete und ihm die Konzentration auf die Durch­
führung konsolidierter Zielsetzungen erlaubte; 
einen negativen, indem der einvernehmliche Standpunkt der Sozialpart­
ner den individuellen Handlungsspielraum des Politikers begrenzte und 
ihn zur Rechtfertigung für davon abweichende Dispositionen heraus­
forderte. 

Je nachdem, welcher von diesen beiden Aspekten bei den politischen Man­
dataren im Vordergrund stand, begannen diese die Sozialpartnerschaft als 
konstruktive Bereicherung des demokratischen Kräftespiels oder als lästi­
ge Einengung ihres Handlungsspielraums zu verstehen. 

Sozialpartner-Kommission 
Die zunehmende Einbindung der Sozialpartner in die wirtschafts- und so­
zialpolitische Auseinandersetzung und die. Befassung mit wichtigen Aktua­
litäten brachte es mit sich, daß die organisationellen Strukturen im Interesse 
einer größeren Flexiblilität und rascheren Reaktion bereinigt und gestrafft 
wurden: an die Stelle der paritätischen Arbeitskreise trat Ende 1979 eine 
einzige paritätische Kommission. Im Juli 1980 wurde schließlich diese und 
das Organisationskomitee ersetzt durch die Sozialpartner-Kommission, in 
welcher zu den beteiligten Organisationen SWR, SBB, ASGB, KVW und 
AN-SVP zusätzlich noch der Wirtschaftsausschuß der SVP 0fVA-SVP) zu­
gezogen wurde. Im Mai 1981 wurde sie dann neu strukturiert, indem die 
Organisationen AN-SVP und WA-SVP ausschieden und nur noch die Ver­
bände SWR, SBB, ASGB und KVW in ihr verblieben. Außerdem wurde 
festgelegt, daß keiner dieser Verbände politische Mandatare auf Landes-, 
Regional- oder Staatsebene als Delegierte zu Verhandlungen in die 
Sozialpartner-Kommission entsenden durfte. Damit konnte eine Entflech­
tung zwischen verbands- und parteipolitischen Interessen erreicht werden, 
was wesentlich zur Versachlichung der Arbeit innerhalb der Kommission 
beitrug und außerdem deren Gewicht nach außen förderte. 1980 und 1981 
trat zweimal jährlich ein Sozialpartner-Plenum zusammen, welches sich aus 
dem engeren Führungskreis der beteiligten Organisationen und Verbän­
de zusammensetzte. Es nahm die Berichte der Kommission entgegen und 
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ratifizierte deren Ergebnisse. Später wurde dieses Gremium nur noch fall­
weise einberufen, wenn besondere Gründe hierfür vorlagen. 
Ein bedeutsames Ereignis für die sozial partnerschaftliche Interessenabstim­
mung ebenso wie für die allgemeinpolitische Situation in Südtirol war dann 
die im November 1983 im gemeinsamen Einvernehmen erfolgte Erweite­
rung der Sozialpartner-Kommission um den Dachverband für Natur- und 
Umweltschutz (DfNUS). 
Um die Jahreswende 1983/84 hatte sich die Idee der Sozialpartnerschaft 
in Südtirol soweit verfestigt, daß sich auch innerhalb der SVP ein Bemü­
hen um zunehmende sozialpartnerschafliche Strukturierung abzuzeichnen 
begann. Die Bauern erhoben Anspruch darauf, neben den bestehenden 
Wirtschafts- und Sozialausschüssen innerhalb der SVP auch Agraraus­
schüsse zu errichten, welchem Verlangen dann bekanntlich auf der SVP­
Landesversammlung vom Herbst 1984 auch stattgegeben wurde. Inner­
halb der SVP-Fraktion im Südtiroler Landtag hatte sich aufgrund der Land­
tagswahlen vom November '83 ein sozialpartnerschaftlicher Kern 
herausgebildet, dem rund ein Drittel der 22 SVP-Landtagsabgeordneten 
mehr oder weniger deutlich zuzuordnen waren. 
Vor diesem Hintergrund ergab sich für die Sozialpartner-Kommission in­
nerhalb des Instituts (SWR, SBB, ASGB, KVW, DfNUS) die Notwendigkeit 
zu einer Standortbestimmung. Wenn sie auch gegen einen zunehmenden 
Einzug des partnerschaftlichen Gedankens in politische Gremien nichts ein­
zuwenden hatte, so gab es doch einen substantiellen Unterschied, der nicht 
übersehen werden durfte: die Verbände verfolgen im demokratischen Kon­
text jeweils spezifische Partikularinteressen, während die politischen Insti­
tutionen dem Globalinteresse verpflichtet sind. Es fällt daher primär in die 
Zuständigkeit der Verbände, in partnerschaftlicher Weise gemeinsam ei­
nen Ausgleich ihrer Interessenkonflikte zu suchen, anstatt sich durch ein­
seitige Interventionen bei politischen Instanzen reihum gegenseitig zu 
behindern und die politische Entscheidungsdurchsetzung zu blockieren. 
Mit dieser Klärung wollten die in der Sozialpartner-Kommission vertrete­
nen Verbände zum Ausdruck bringen, daß sie sich von niemandem, auch 
nicht von Politikern, in ihrem ureigenen Anliegen der gegenseitigen Inter­
essenabstimmung ersetzen ließen, daß sie aber sehr wohl eine möglichst 
weitgehende Berücksichtigung des von ihnen im partnerschaftlichen We­
ge gefundenen Interessenausgleichs durch politische Instanzen wünsch­
ten. Die Politiker, so lautete der einvernehmliche Standpunkt der Sozial­
partner-Kommission, können die Verbände in ihrer Willensbildung eben­
sowenig ersetzen wie die Verbände die Politiker in deren Verantwortung 
für das Ganze. • 

Landesgesundheitsplan 
Das nächste heiße Eisen, an welchem sich in Südtirol die Geister schie­
den, waren die Auswirkungen der italienischen Sanitätsreform, welche in-

• folge staatlicher Rahmengesetzgebung ab dem 1. 1. 1980 auch in Südtirol 
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eingeleitet werden mußte. In Anbetracht der außerordentlichen politischen 
Brisanz dieser Reform entschloß sich die Landesregierung auf Antrag der 
Landesrätin für Gesundheitswesen Waltraud Gebert-Deeg, die bereits beim 
LEP erfolgreich angewandte Vorgangsweise zu wiederholen. Sie beauf­
tragte das alte Experten-Team Alfredo Casera, Karl Nicolussi-Leck und Chri­
stoph Pan mit der Ausarbeitung des Landesgesundheitsplans. Diesen stand 
nun ein konsolidierter Gesprächspartner in Form der Sozialpartner­
Kommission zur Verfügung, was die Dinge wesentlich erleichterte. So konn­
ten die Verhandlungen mit dieser informell bereits im Herbst 1980 aufge­
nommen werden, noch bevor 1981 die formelle Beauftragung durch 
Beschluß der Landesregierung erfolgte. 
Nicht nur staatliche Normen, sondern vor allem auch ökonomische Grün­
de (Kostenexplosion) machten eine Neugestaltung des Gesundheitswe­
sens in unserem lande erforderlich, weshalb die Sozialpartner-Kommission 
mit Sicherheit eines der am besten geeigneten Gremien war, die Ausar­
beitung des so weite wirtschaftliche und soziale Interessen umspannen­
den Landesgesundheitsplans (LGP) von allem Anfang an maßgeblich zu 
begleiten. 
Ohne hier nun näher auf den Inhalt der gesundheitspolitischen Divergen­
zen einzugehen, darf als bemerkenswert hervorgehoben werden, daß mit 
der Auseinandersetzung um den LGP ein bis dahin im lande selten er­
reichter Beteiligungsgrad zu einem politischen Entscheidungsprozeß her­
gestellt wurde, was ohne die Mitwirkung der Sozialpartner nicht möglich 
gewesen wäre. 
Der LGP kam in drei Etappen zustande: in einer ersten Phase hatte das 
Planungsteam . nach eingehender Beratung mit der Sozialpartner­
Kommission einen Arbeitsentwurf vorgelegt, welcher in zahlreichen 
Informations- und Konsultationsgesprächen. zunächst im informellen Rah­
men mit der Sozialpartner-Kommission, mit Arzten, den konföderierten Ge­
werkschaften, dem Gemeindenverband, dem Landesgesundheitsrat und 
den Sanitätseinheiten behandelt wurde. Der solcherart schrittweise abge­
stimmte Arbeitsentwurf wurde dann in einer zweiten Phase im März 1982 
in rd. 1000 Exemplaren für jede der beiden Landessprachen abgegeben 
und mit allen interessiert.en Kategorien diskutiert. Es kamen 21 öffentliche 
Diskussionsrunden mit Arzten, Sanitätseinheiten, Sozialpartnern gemein­
sam oder nach Kategorien getrennt, politischen Parteien usw. zustande. 
Hierbei konnten zahlreiche Anregungen als Klärungen bzw. Verbesserun­
gen aufgenommen werden. Das Ergebnis davon wurde als "Diskussions­
entwurf zum LGP" von der Landesregierung im Mai 1983 zur Kenntnis 
genommen, worauf das gesetzlich vorgesehene dreimonatige Begutach­
tungsverfahren eingeleitet werden konnte. In dieser dritten Phase wurde 
der Entwurf in 34 Veranstaltungen mit den zuständigen bzw. interessier­
ten Organisationen, Gremien und Behörden diskutiert. Außerdem mußten 
zahlreiche schriftliche Stellungnahmen von einzelnen oder Organisationen 
geprüft und verarbeitet werden. 
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Der so durch weitestgehende Miteinbeziehung der Öffentlichkeit ausge­
reifte Entwurf konnte dann im November 1983 als LGP 1983-85 vom Süd­
tiroler Landtag verabschiedet werden. Die politischen Divergenzen waren 
infolge dieser besonderen Vorgangsweise von Phase zu Phase geringer 
geworden, und am Ende gab es unter den maßgeblichen Kreisen prak­
tisch keine nennenswerten Widerstände mehr. Die ursprünglich mit der 
Sozialpartner-Kommission ausgehandelte Grundlinie hatte sich voll bewährt! 

Sozialpartner als Mitgestalter politischer Entscheidungen 
Noch während die Bemühungen um den LGP auf Hochtouren liefen, stan­
den unter den Sozialpartnern immer wieder Fragen im Zusammenhang 
mit der Landesentwicklung zur Diskussion. Noch im Herbst 1982 begann 
die Sozialpartner-Kommission die methodologische Abklärung der Daten­
grundlagen in Angriff zu nehmen, um zu einer möglichst einheitlichen In­
terpretation der Struktur- und Konjunkturentwicklung zu gelangen. Die 
Einigkeit im analytischen Teil war eine unerläßliche Voraussetzung dafür, 
auch zur Einigkeit über Ziele und Maßnahmen zu finden. 
Diese Einigung kam im Verlauf von 1983 zustande, worauf das Landesamt 
für Statistik eine Erwerbspersonen-Prognose für den Zeitraum 1981-90 ent­
wickeln konnte, die außer Streit stand. Aufgrund dieser und auch weiterer 
methodologisch abgestimmter informatorischer Grundlagen wandte sich 
nun die Sozialpartner-Kommission den Grundfragen der umweltorientier­
ten Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik ebenso zu wie den besonde­
ren Fragen der Jugendbeschäftigung. Die Ergebnisse wurden 
abschnittweise den zuständigen Politikern unterbreitet. Ein maßgeblicher 
Teil davon fand dann Eingang in das im Frühjahr 1984 erstellte Regierungs­
programm der Koalitionsparteien im Südtiroler Landtag. 
Dieses Koalitionsprogramm seinerseits bildete dann die Grundlage für die 
Neu-Veranlagung des Nachtragshaushaltes 1984, bei dessen Erarbeitung 
Kräfte des Instituts maßgeblich beteiligt waren. Mit Zustimmung der Politi­
ker konnte hierbei erstmals ein völlig neuer Weg beschritten werden unter 
Anwendung wissenschaftlich-objektiver Methoden. Damit kam als beson­
dere Rarität in der politischen Praxis die Abkehr von der fast ausnahmslos 
üblichen linearen Fortschreibung oder Kürzung der Haushaltsansätze zu­
stande. An deren Statt wurde eine Neuveranlagung der verfügbaren Mit­
tel zugunsten der im Regierungsprogramm festgelegten Prioritäten 
Beschäftigung, Umwelt, Wohnung sowie Bildung/Kultur vorgenommen in 
völliger Konformität zu den Zielen der umweltorientierten Beschäftigungs­
und Wirtschaftspolitik, wie sie die Sozialpartner-Kommission in wesentlichen 
Zügen formuliert hatte. • 
Zwar betraf die erwähnte Neuveranlagung im Ausmaß von rd. 300 Mrd. 
Lire nur knapp ein Fünftel des gesamten Landeshaushalts 1984 (1.600 
Mrd.), doch kann sie trotzdem aus zwei Gründen als besonders hervortre­
tendes Ereignis in der politischen Praxis Südtirols 1984 angesehen wer-

„ den: erstens war damit Südtirol, wenn auch in begrenztem Umfang, die 
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Überwindung der Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis gelungen. Die 
Entrümpelung der öffentlichen Haushalte ist nämlich in den meisten Indu­
strieländern eine altbekannte und ständig wiederkehrende theoretische For­
derung, aber faktisch noch kaum irgendwo in die Praxis umgesetzt 
Ausländische Fachleute haben daher dieses Ereignis in Südtirol auch ge­
bührend zu würdigen gewußt zweitens ließen die durch die Entrümpe­
lung gewonnenen und neuangesetzten Haushaltsmittel neben spürbaren 
Verbesserungen in der Umwelt-, Wohnungs- und Bildungsentwicklung vor 
allem einen zusätzlichen Beschäftigungseffekt von rd. 3.000 - 4.000 Ar­
beitsplätzen erwarten. 

Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP II) 
Im Verlauf von 1983/84 arbeitete die Sozialpartner-Kommission am Fort­
schreibungsentwurf zum LEP 1985-87. Es galt ja nicht nur eine technische 
Diskussionsunterlage, sondern eine echte Entscheidungshilfe für die 
politischen Gremien vorzubereiten. Das setzte einmal eine entsprech<3nde 
methodische Vorgangsweise voraus und machte zudem die laufende Uber­
prüfung der Kommissionsergebnisse auch von seiten der einzelnen Ver­
bände erforderlich. Dieser im Hintergrund stehende Prozeß der Meinungs­
und Willensbildung erklärt auch die Verzögerungen, die trotz kontinuierli­
cher und intensiver Arbeit unvermeidlich waren. 
Allen Kommissionsmitgliedern war es von Anfang an klar, daß sich im Ver­
gleich zum LEP 1980/82 vor allem in beschäftigungspolitischer Hinsicht 
die Ausgangslage gan.z wesentlich geändert hatte: damals stand noch die 
Sorge einer künftigen Uberbeschäftigung im Vordergrund, inzwischen hatte 
aber die weltweite Krise auch unser Land erfaßt Die Arbeitslosigkeit und 
eine deutlich wachsende Jugendarbeitslosigkeit markierten eine radikale 
Trendwende. 
Die von der Kommission berücksichtigten Unterlagen erfaßten auch den 
vorhandenen Raum und seine Nutzung, wobei sich auch hier eine neue 
Einsicht ergab: der bis 1979 feststellbare Akzelerationsprozeß in der Ver­
bauung (bis 1950 ca. 20 ha/Jahr, 1950-70 ca. 200 ha/Jahr, 1970-79 ca. 
450 ha/Jahr) war abgebrochen, und im Baulandverbrauch war von 1980-83 
mit durchschnittlich 200 ha jährlich eine Wende eingetreten. 
Nun ging es darum, ein Entwicklungskonzept zu erstellen, in welchem das 
scheinbar gegebene Dilemma zwischen Beschäftigungswachstum und 
Umweltverbrauch überwunden werden sollte. Dabei kam der sozialpart­
nerschaftlichen Auseinandersetzung zugute, daß. das Institut schon 1981/82 
begonnen hatte, diesbezüglich grundsätzliche Uberlegungen anzustellen. 
Bereits in diese Richtung weisende Grundaussagen im LEP 1 waren näm­
lich von ausländischen Kritikern als "überholtes Gedankengut des Club 
of Rome" abgetan worden. Darauf hatten sich der Geschäftsführer des 
Instituts und das Vorstandsmitglied Karl Nicolussi-Leck um theoretische 
Denkhilfe bei Wirtschaftstheoretikern der Universität Innsbruck umgese­
hen, jedoch feststellen müssen, daß dort keine brauchbaren Ansätze zu ho-
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len waren. So hatten sie sich selbst darangemacht, in langen Nacht- und 
Wochenendgesprächen die gängigen Wachstumstheorien kritisch zu 
durchleuchten. Das Ergebnis dieses Nachdenkens hatten sie in einer 
Studie 1l niedergelegt, deren Aussage in sechs Thesen gipfelte: 
1. Der durch Technik erzielte Produktivitätszuwachs an Gütern und Dienst­

leistungen reicht aus, um auch die nicht im Produktionsprozeß Stehen­
den zu versorgen. 

2. infolge der technischen Entwicklung wird der Produktivitätszuwachs an­
halten, so daß der Produktionsprozeß in einem für die Bedarfsdeckung 
ausreichenden Ausmaß immer weniger menschliche Arbeitskräfte be­
schäftigen wird. 

3. Die zunehmende Anzahl an nicht in ausreichendem Ausmaß sinnvoll 
beschäftigten Menschen führt zu einer allmählichen Zersetzung der Ge­
sellschaft. 

4. Der Einsatz de,r Beschäftigungslosen im Produktionsprozeß hingegen 
verstärkt die Uberproduktion, den Preisverfall, den Verdrängungs­
Wettbewerb und zersetzt damit allmählich die Wirtschaft. 

5. Da die Zersetzung von Wirtschaft und Gesellschaft nicht erstrebenswerte 
Ziele sein können, ist das Beschäftigungsproblem mittels der sogenann­
ten unproduktiven, aber umweltentlastenden Tätigkeitsbereiche der Ge­
sellschaft zu lösen. 

6. Die westlichen Industrieländer können es sich heute leisten, die laten­
ten, umweltentlastenden Reserven an Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
aktualisieren, die bisher als zu teuer und unproduktiv beiseite gescho­
ben wurden, weil sie über genügend brachliegende Arbeitskräfte (Ar­
beitslose) verfügen, die ohnehin von der Gesellschaft erhalten werden 
müssen und dank der hohen Produktivität auch erhalten werden kön­
nen, im Interesse der gesamten Gesellschaft aber statt arbeitslos zu sein, 
besser sinnvoll beschäftigt wären. 

Diese Überlegungen waren auswärtigen Fachleuten zur kri\ischen Stellung­
nahme zugeleitet worden, worauf durchaus zustimmende Außerungen von 
der päpstlichen Universität Gregoriana in Rom (Univ.-Prof. Dr. Johannes 
Schasching S.J.), der Universität Fribourg in der Schweiz (Univ.-Prof. Dr. 
Artur Fridolin Utz O.P.) der Universität Mainz (Univ.-Prof. Dr. Herbert Karg!), 
aber auch der Universitäten Salzburg (Univ.-Prof. Dr. Franz Homer) und 
Wien (Univ.-Prof. Dr. Gerhart Bruckmann) eingingen. Zusätzlich waren Hin­
weise auf sehr ähnliche Denkansätze enthalten, zu denen das Institut dar­
auf Kontakte aufnahm wie z.B. zu den Universitäten St Gallen (H.C. 
Binswanger), Frankfurt (H. Frisch), Kassel (H. Nutzinger), Stuttgart (G. Scher­
horn) und Berlin (U.E. Simonis). Wenn auch die teilweise völlig unabhän­
gig voneinander entwickelten Denkansätze mit unterschiedlichen Begriffs-

1) Vgl. Nicolussi KJ Pan C.: Das Dilemma zwischen Überproduktivität und Beschäftigungslo­
-$- sigkeit a!s gesellschaftliches Problem. Wachstumstheorie in kritischer Slcht Bozen 1983 
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bezeichnungen arbeiteten, so war inhaltlich eine weitgehende substantielle 
Deckung vorhanden, und vor allem war Einigkeit feststellbar in der Auf­
fassung, daß die Umweltprobleme nicht vom Marktmechanismus allein ge­
regelt werden können, daß daher die ökologischen Zielsetzungen einer 
Gesellschaft, analog wie ein Vierteljahrhundert zuvor die sozialen Ziele, aus 
dem freien Spiel von Angebot und Nachfrage herausgenommen und als 
Rahmenbedingungen dem Marktgeschehen vorgegeben werden müssen. 
Mit anderen Worten: die soziale Marktwirtschaft ist als Ordnungssystem 
unzureichend geworden, sie muß für die Bedürfnisse der 80er und 90er 
Jahre durch das Ordnungskonzept der öko-sozialen Marktwirtschaft ersetzt 
werden. 
Vor dem Hintergrund solcherart geeichter theoretischer Ansätze versuch­
te nun die Sozialpartner-Kommission in Bozen, die praktische Nutzanwen­
dung zu entwickeln. Dabei gelang es ihr, für den Bereich Südtirol zu zeigen, 
daß die Wiederankurbelung der Beschäftigung absolut zielkonform zur Po­
litik des Umweltschutzes verlaufen kann, daß also die Anwendung der Ord­
nungspolitik der öko-sozialen Marktwirtschaft zumindest in Südtirol ohne 
grundsätzliche Probleme möglich ist. 
Bemerkenswert ist, daß die im LEP-Fortschreibungsentwurf1) der Sozial­
partner-Kommission enthaltenen wesentlichen Aussagen zu einer umwelt­
orientierten Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik einheitlich getragen wer­
den von der gewerblichen Wirtschaft, den Bauern, den Arbeitnehmern und 
den Umweltschützern und daß darüber hinaus - infolge enger Kontakte 
zwischen Sozialpartnern und Mitgliedern der Landesregierung - maßgeb­
liche Teile davon bereits vorweggenommen werden konnten im 
Regierungs-
programm und anläßlich des Nachtragshaushaltes 1984 auch in der Haus­
haltspolitik. Die Leitlinie des LEP 1, daß die Grenzen der Belastbarkeit un­
seres sehr beschränkten Lebensraumes weitgehend erreicht sind und 
deshalb auch im Interesse kommender Generationen ein äußerster Bau­
landverzicht von allen Wirtschaftszweigen, öffentlichen Körperschaften und 
Bürgern gefordert werden muß, wurde auch im LEP II unverändert auf­
rechterhalten. In den Diskussionen der Sozialpartner hierzu war zu beob­
achten, daß sich die Akzeptanz zu dieser Leitlinie gegenüber fünf Jahren 
zuvor sogar verstärkt hat. 
Im Zusammenhang mit der Landesentwicklung hat die Sozialpartner­
Kommission auch die Jugendbeschäftigung zu einem ihrer vordringlich­
sten Anliegen gemacht. Als Ergebnis ihrer diesbezüglichen Beratungen 
gemeinsam mit dem Jugendring wurde ein Bündel von Maßnahmen emp­
fohlen, das insbesondere auf die Verbesserung des Arbeitsplatzangebots, 
auf die Erhöhung der Beschäftigungschancen durch berufliche Qualifika­
tionsverbesserung und auf Verbesserung der Information über die Berufs­
aussichten abzielt. 

1) Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut: Fortschreibungsentwurf der Sozialpartner-Kommis­
sion (SWR, SBB, ASGB, KVW, DfNUS) zum LEP 1985-87, Bozen, Januar 1985 

-67-

Kulturpolitische Akzente 
Durch die rege Verhandlungstätigkeit und die gemeinsamen Erfolge ent­
stand in der Sozialpartner-Kommission mit der Zeit ein Vertrauensklima. 
So konnte es auch nicht ausbleiben, daß gelegentlich am Rande der Ver­
handlungen in freundschaftlicher Weise auch über solche Anliegen gespro­
chen wurde, die zwar nicht unmittelbar in das spezielle Interessengebiet 
der einzelnen Verbände fielen, aber trotzdem von allgemeinem Interesse 
waren. Daraus entwickelte sich das Bedürfnis, zumindest einmal im Jahr 
nicht über Interessenkonflikte, sondern eben über solche allgemeine An­
liegen zu sprechen. In erster Linie waren dies kulturelle Probleme, wobei 
ab 1980 die Gepflogenheit aufkam, ein- bis zweimal im Jahr einen Tag 
diesen Anliegen zu widmen, und zwar in Form von praktischem Anschau­
ungsunterricht. So organisierte das Institut zusammen mit dem SBZ und 
dem SKI Kulturfahrten für die Sozialpartner in den Vinschgau, ins Eisack­
und Pustertal, nach Ladinien und ins Trentino. Dabei konnten sich die So­
zialpartner von der besonderen Dichte und Vielfalt der Kunstdenkmäler 
in Südtirol selbst ein Bild machen und sich auch davon überzeugen, daß 
die von der Landesregierung bereitgestellten Mittel für die Denkmalpfle­
ge, gemessen an dem zu betreuenden kulturellen Erbe, bei weitem nicht 
reichten. Aber auch der Beschäftigungseffekt von kulturellen Investitionen 
stand im Vordergrund des Interesses. Hier kristallisierte sich heraus, daß 
die für Erhaltung oder Wiederherstellung von Kunstdenkmälern eingesetz­
ten Mittel ebenso wie die Förderungsmittel für kulturelle oder künstlerische 
Tätigkeit außerordentlich hohe Beschäftigungsimpulse bei absoluter Um­
weltverträglichkeit auslösen. Diese Erkenntnis war umso überraschender, 
als bis dahin der beschäftigungspolitische Aspekt von Kulturinvestitionen 
kaum jemals angeschnitten worden war, so daß einer stereotypen und völlig 
unwidersprochenen Meinung zufolge Kulturinvestitionen als Luxus galten 
und daher bei Mittelknappheit am raschesten Streichungen unterlagen. 
Den Sozialpartnern ist es gelungen, diesbezüglich Aufklärungsarbeit zu 
leisten, so daß die Mittelbereitstellung für die Denkmalpflege 1984 bereits 
mehr als verdoppelt und für Kulturinvestitionen um einige Milliarden Lire 
aufgestockt werden konnte. 
Sozusagen als Nebenprodukt der sozial partnerschaftlichen Interessenab­
stimmung kam es 1981 zu der vom Institut zusammen mit den Sozialpart­
nern eingeleiteten Initiative zur Rettung von Schloß Prösels in Völs am 
Schiern. An dieser Gemeinschaftsinitiative beteiligten sich in beispielhaf­
ter Weise neben den Gemeinden des Sehlerngebietes auch zahlreiche kul­
turelle Organisationen sowie die Bürger von Völs und Umgebung. Als 
wesentliche Grundvoraussetzung hierzu ist aber der sozialpartnerschaftli­
che Konsens zu nennen, der als solider Grundstock von allem Anfang an 
vorhanden war und allen anderen Beteiligten die nötige Zuversicht für das 
gute Gelingen dieses Milliardenprojektes vermitteln konnte. Nachdem mit 
Hilfe der Sozialpartner und der Kommunalpolitiker des Sehlerngebietes dem 

~- Landeshauptmann Dr. Silvius Magnago und dem Landesrat Dr. Anton 
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Zeiger die Zusage abgerungen war, den Ankauf dieser bedeutenden ma­
ximilianischen Burganlage zu einem Drittel aus Landesmitteln zu unterstüt­
zen, leitete das Institut im April 1981 die Gründung des Kuratoriums Schloß 
Prösels als Genossenschaft m.b.H. in die Wege. Von der ersten Äußerung 
der Idee bis zur Gründung des Kuratoriums waren knapp vier Monate ver­
gangen, und bis zum Ankauf des Schlosses durch das Kuratorium sollten 
dann auch nicht mehr als weitere sechs Monate vergehen. Bereits ein Jahr 
nach der Gründung des Kuratoriums waren dann die Instandsetzungs- und 
Wiederherstellungsarbeiten soweit gediehen, daß das Schloß Prösels im 
August 1982 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden konnte. 
Das im Verlauf dieser Aktion entwickelte Modell des Kuratoriums Schloß 
Prösels wies völlig neue Wege für die aktive Denkmalpflege. Zum ersten 
Mal war ein so bedeutendes Kulturdenkmal nicht ausschließlich mit öffent­
lichen Mitteln allein, sondern nur zu einem Drittel mit Landesmitteln und 
zu zwei Dritteln aus Spenden für die öffentliche Nutzung gesichert wor­
den. Die Verbindung der Vorteile der privaten Selbsthilfe mit der Gewähr­
leistung einer maximalen öffentlichen Nutzung sind die zwei wesentlichen 
Merkmale dieses Modells, das sehr schnell Beachtung gefunden hat, auch 
über die Grenzen des Landes hinaus. 

9. Aufwand und Finanzierung 

Die Frage nach den Leistungen des Instituts im vergangenen Vierteljahr­
hundert ist mit der Darstellung der Tätigkeitsergebnisse allein nicht zu be­
antworten. Die Tätigkeit ist deshalb mit den Kosten in Bezug zu setzen, 
um daraus die echte Leistung ermessen zu können. 
Ein direkter Vergleich von Nutzen und Lasten ist natürlich auf der Grund­
lage einer in einem bestimmten Jahr abgewickelten Tätigkeit mit dem im 
betreffe.nden Jahr anfallenden Aufwand besser möglich als im summari­
schen Uberblick. Solche einzelne Jahresvergleiche anzustellen, hatten die 
Mitglieder des Instituts an den ordentlichen Jahresversammlungen regel­
mäßig Gelegenheit. Es verging praktisch keine der 25 Jahresversamm­
lungen, ohne daß die Mitglieder nach Anhörung des Jahresberichts und 
Kenntnisnahme der Jahresrechnungslegung nicht deutlich darauf hinge­
wiesen hätten, wie erstaunlich viel bei äußerst bescheidenem Mitteleinsatz 
geleistet worden wäre. Diese Aussage kehrt in allen Protokollen der jährli­
chen Generalversammlungen regelmäßig wieder. 
Trotzdem soll hier ein summarischer Rückblick versucht werden. Deshalb 
wird in der Tabelle 7 eine Ubersicht geboten über Aufwand und Finanzie­
rung von 1962 - 84. Da in den Jahren 1960161 noch keine kontinuierliche 
Jahrestätigkeit stattfand, sondern zeitlich begrenzte Initiativen mit Ad hoc­
Finanzierung__ entfaltet wurden, gibt es für diese Zeit keine Jahresrechnungs­
legung. Die Ubersicht beginnt somit ab dem Jahr 1962 und endet mit 1984, 
da es für 1985 vorerst nur einen Haushaltsvoranschlag gibt. 
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V_on 1962-84 hat das Institut insgesamt 727,5 Mio. Lire aufgewendet, was 
einem durc.hschnittlichen jährlichen Aufwand von 31,6 Mio. Lire entspricht, 
wobei naturhch der Jahresaufwand 1984 mit 103,8 Mio. nominell das 
17,5fache_ und real ( = inflationsbereinigt) das 7,6fache desjenigen von 1962 
mit 5,9 Mio betrug. Tatsächlich, so zeigt sich, war der Aufwand denkbar 
gering, oder anders ausgedrückt: die Leistung als Verhältnis von Aufwand 
zum Ergebnis kann berechtigterweise beim Institut als erstaunlich bezeich-
net werden! 

Tab. 7 

Aufwand und Finanzierung des Instituts (Mio) 

Jahr Aufwand Landesbeitrag Eigenmittel % äff. % priv. 

1962 5,9 5,8 0, 1 98 2 
1963 7,6 6,9 0,7 91 9 
1964 8,5 5,0 3,5 59 41 
1965 11,5 5,0 6.5 43 57 
1966 9,9 6,0 3,9 61 39 
1967 10,4 7,0 3,4 67 33 
1968 11,5 7,0 4.5 61 39 
1969 12,3 8,0 4,3 65 35 
1970 13,8 8,0 5,8 58 42 
1971 16,4 8,0 8,4 49 51 
1972 18,0 10,0 8,0 55 45 
1973 15,7 10,0 5,7 64 36 
1974 20,3 10,0 10,3 49 51 
1975 22,4 10,6 11,8 47 53 
1976 27,4 14,3 13, 1 52 48 
1977 31,9 15,0 16,9 47 53 
1978 39,3 27,5 11,8 70 30 
1979 47,0 27.5 19,5 58 42 
1980 67,4 43,0 24,4 64 36 
1981 62,9 50,0 12,9 79 21 
1982 80,9 45,0 35,9 56 44 
1983 82,7 40,0 42,7 48 52 
1984 103,8 85,2 18,6 82 18 

Summe 727,5 454,9 272,6 63 37 

0 pro Jahr 31,6 19,8 11,8 63 37 
~-
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Dies bedarf einer näheren Erklärung: das Institut hatte, wie bereits eingangs 
berichtet, seit Ende 1961 einen Personalapparat von nur wenigen haupt­
amtlichen Kräften. Bis 1972 waren drei, von da ab nur noch zwei Bedien­
stete hauptamtlich im Institut tätig. Die Gehaltsbasis dieser Mitarbeiter lag 
in der Regel unter jener eines Landesbediensteten im vergleichbaren Rang 
und Dienstalter, war also bescheiden. Dazu kommt, daß für besondere zu­
sätzliche Aufgaben in der Regel ehrenamtliche Mitarbeiter herangezogen 
werden konnten, gelegentlich aber auch freie Mitarbeiter gegen Unkosten­
rückerstattung. Präsidium und Vorstandsmitglieder haben sich stets un­
entgeltlich für das Institut eingesetzt, ja nicht einmal eine Spesenvergütung 
in Anspruch genommen. Dies zusammengenommen vermag den relativ 
kleinen Mittelaufwand zu erklären. Daß dennoch so beachtliche Leistungs­
ergebnisse zustande kamen, hat jedoch noch folgende Gründe: erstens 
handelt es sich bei den Institutsmitgliedern nicht nur um durchaus qualifi­
zierte Persönlichkeiten, sondern auch um Personen mit jeweils großer Ein­
flußreichweite innerhalb einer bestimmten Kategorie, also um Personen mit 
mehr oder weniger politischem Gewicht. 
Zweitens ist die besondere Flexibilität des Instituts als Einrichtung des pri­
vaten Rechts zu nennen. Denkbar geringer Aufwand an Bürokratie sowie 
rasche Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit durch klare Befugnisver­
teilung zwischen Präsidium, Vorstand und Geschäftsführer und der stets 
vorhandene Grundkonsensus zwischen den Institutsmitgliedern waren hier­
bei entscheidende Faktoren. Drittens spielte auch die Tatsache eine Rol­
le, daß die Leistung des Instituts dem hohen Standard privatwirtschaftlicher 
Maßstäbe und die jährlich wiederkehrende Neubeschaffung öffentlicher 
Beiträge dem Sparsamkeitsprinzip bei der Verwendung von Steuergeldern 
entsprechen mußte. 
Die Finanzierung erfolgte sowohl aus öffentlichen als auch aus privaten 
Quellen in einem Verhältnis von 630/o öffentlichen zu 370/o privaten Mitteln 
im Durchschnitt von 23 Jahren. Abgesehen von den beiden Anfangsjah­
ren 1962/63, wo der private Anteil unter 100/o lag, gab es Jahre, in wel­
chen der Institutsaufwand zu über 500/o aus privaten Spenden finanziert 
werden mußte (1965, 1971, 197 4, 1975, 1977 und 1983). Mit Ausnahme 
der beiden Jahre 1981 und 1984 sank der private Finanzierungsanteil nie­
mals unter 300/o. 
Unter den privaten Quellen sind in erster Linie die Freunde und Förderer 
des Instituts zu nennen, die immer wieder kleine oder größere Spenden 
bereitstellten, ohne sie steuerlich absetzen zu können. In den drei Jahren 
1981-83 griff über Vermittlung des SBZ das Wiener Unterrichtsministeri­
um dem Institut mit insgesamt 52 Mio Lire unter die Arme, weil - so merk­
würdig dies auch klingt - die Verbände der Sozialpartner ihre 
Beitragsleistungen eingestellt hatten. Da es unter ihnen einige "Reiche" 
und mehrere "Arme" gibt, wollten die "Armen" jedwede Möglichkeit der 
einseitigen Abhängigkeit des neutralen Instituts vermeiden und das part­
nerschaftliche Verhältnis keinem Risiko einseitigen finanziellen Drucks aus- • 
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setzen. Daher kamen die Sozialpartner überein, selbst keine finanziellen 
Beiträge mehr zu leisten, dafür aber geschlossen bei der Landesregierung 
für eine entsprechende Erhöhung des Landesbeitrages einzutreten. Da 
jedoch nicht alle zuständigen Landespolitiker der Sozialpartnerschaft in glei­
cher Weise positiv gegenüberstanden, konnte dieses Ziel erst 1984 reali­
siert werden. Der dadurch entstandene Engpaß wurde dank des 
wohlwollenden Verständnisses von Unterrichtsminister Dr. Fred Sinowatz 
und Sektionschef Dr. Adolf März mit österreichischer Hilfe überwunden. 
Im übrigen waren dies die einzigen ausländischen Mittel, die ans Institut 
flossen. Erwähnenswert ist, daß der Landesbeitrag ans Institut während 
der 60er Jahre einem Anteil von 0,050/o des Landeshaushaltes entsprach. 
In den 70er Jahren, als mit den politischen Zuständigkeiten auch wesent­
lich mehr Mittel von Rom und Trient nach Bozen flossen, sank der Finan­
zierungsanteil der Landesregierung beim Institut auf 0,0060/o des 
Landeshaushaltes. In den 80er Jahren ging er nochmals auf 0,0050/o zu­
rück. Obwohl sich also die Finanzierungsmöglichkeiten der Landesregie­
rung gegenüber den kärglichen Zeiten der ersten Autonomie ungleich 
verbessert hatten, mußte das Institut von Jahr zu Jahr mehr um die be­
scheidene Mittelzuweisung kämpfen. Vielleicht hat die zunehmende Macht­
fülle der Landespolitiker die Existenz einer Selbsthilfeeinrichtung, wie das 
Institut sie darstellt, entbehrlicher erscheinen lassen? 
Freilich hat auch das Institut aus seinen Leistungen niemals viel Aufhebens 
gemacht. Sehr oft konnte es dies auch nicht ohne den Erfolg seiner Be­
mühungen zu riskieren, denn erstens verderben zu viele Köche be­

Univ.-Prof. 
Dr. Christoph Pan 

Geschäftsführer seit 1961 

kanntlich den Brei, zweitens war die 
Denkweise im Institut oft fortschrittli­
cher als in der Politik, weshalb diese 
manchmal erst mit zeitlicher Verzöge­
rung den Wert der Initiativen des Insti­
tuts zu erkennen vermochte, und 
drittens war mit Schweigen der Sache 
oft mehr gedient, und zwar immer 
dann, wenn bei allmählich sich ab­
zeichnendem Erfolg einer Initiative die 
zuständigen Institutionen sich mit ihr zu 
identifizieren begannen, gleichzeitig 
aber auch die Erfolge für sich bean­
spruchten. Die Stärke des Instituts lag, 
so läßt sich zusammenlassend sagen, 
ebenso in seiner Risikobereitschaft 
und Flexibilität wie auch in der Kunst 

., des Verzichts auf äußere Anerken-
nung. Dies wiederum kam in erster Li­
nie der Sache und in weit geringerem 
Umfang der Institutsdotierung zugute. 
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10. Auflösung oder Fortbestand? 

Der Unterschied zwischen öffentlichen Einrichtungen und privaten Orga­
nisationen, so sagte einmal der weise Comm. Dott. Marcello D' Amico, be­
stehe darin, daß die öffentlichen Einrichtungen nur etwas tun können, wofür 
sie eine gesetzliche Handhabe besitzen, während umgekehrt die Privaten 
alles tun können, was nicht gerade gesetzwidrig ist. Diese sehr treffende 
Charakterisierung vermag in einfacher Weise den Leistungsabstand zwi­
schen öffentlichen und privaten Verwalt~ngen hinreichend zu erklären und 
die ebenso stereotype wie irrige Annahme zu beseitigen, alle öffentlichen 
Bediensteten seien leistungsschwächer als ihre Kollegen in privaten Or­
ganisationen. Aber noch etwas sehr Wesentliches bringt dieser treffende 
Vergleich zum Ausdruck: den nicht zu übersehenden Umstand, daß es 
sich naturgemäß um einen permanenten Unterschied handelt! Denn wenn 
einmal eine Versorgungslücke erkannt ist, dauert es auf demokratischem 
Wege recht lange, bis die entsprechende politische Willensbildung zustande 
kommt und die neuen gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen sind, da­
mit die öffentlichen Einrichtungen diese Versorgungslücke schließen kön­
nen. Dies wird aber immer so sein, vorausgesetzt daß die demokratischen 
Grundlagen unserer Gesellschaftsordnung erhalten bleiben sollen. Daraus 
folgt aber, daß in solchen freiheitlich-demokratischen Gesellschaften im­
mer ein gewisser Bedarf an privaten Selbsthilfe-Einrichtungen im Vorfeld 
der politischen und öffentlichen Einrichtungen existieren wird. Denn nur 
sie vermögen im gegebenen Spannungsfeld zwischen Effizienz und Kon­
trolle noch innovativ genug zu sein, um neue Bedürfnisse rechtzeitig zu 
erkennen und Lösungsansätze anzubahnen, bis diese Bedürfnisse gedeckt 
sind oder deren Wahrnehmung gesetzlich geregelt ist. 
So gesehen wird das Institut auch künftig seine Existenzberechtigung be­
halten, obgleich es zahlreiche Aufgaben bereits erfüllt hat, und wenngleich 
viele neue Aufgaben noch gar nciht erkennbar sind. Die Betreuung der 
Sozialpartnerschaft wird aber mit Sicherheit eine Aufgabe sein, für die es 
kaum eine geeignetere Einrichtung als das Institut geben kann. Darüber 
hinaus wäre es aber für das Institut auch empfehlenswert, sich noch so­
viel Flexibilität, politische Unabhängigkeit und Spannkraft zu bewahren als 
erforderlich ist, derzeit noch nicht vorhersehbare Bedürfnisse zur gegebe­
nen Zeit aufgreifen zu können. Die bisherige Erfahrung lehrt, daß selten 
ein Monat im Jahr vergeht, ohne daß neue Sorgen oder Probleme an das 
Institut herangetragen werden. Daran wird sich vermutlich auch in Zukunft 
nicht viel ändern. Wichtig ist, dafür gerüstet zu sein. 
Die Kosten für eine derartige Einrichtung sind, wie nachgewiesen werden 
konnte, offenbar gering, und es ist daher ernstlich zu fragen, ob der Nut­
zen dieser Einrichtung dem lande Südtirol soviel wert ist, sie auch künftig 
aufbringen zu wollen. 
Gemäß Gründungsauftrag von 1960 wird bis spätestens 1990 zu entschei­
den sein, ob das Institut aufgelöst oder weitergeführt werden soll. Den Ver-
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antwortlichen steht also diese Entscheidung innerhalb der nächsten fünf 
Jahre ins Haus. Ihnen hierzu eine Informationshilfe zu bieten, war das Grund­
anliegen des vorliegenden Berichts. Denn auch aus der Kenntnis der Ver­
gangenheit heraus lassen sich oft richtige Entscheidungen für die Zukunft 
gewinnen. 
Wenn hier zum ersten Mal im abgelaufenen Vierteljahrhundert ein umfas­
sender Bericht über das Institut gegeben wird, muß einschränkend gesagt 
sein, daß nicht über alles gesprochen wurde. Einiges mußte unerwähnt 
bleiben, um den Rahmen dieses Berichts nicht zu sprengen, anderes blieb 
besser ungesagt, weil der zeitliche Abstand noch zu gering ist oder weil 
die Dinge noch zu sehr im Fluß sind. Dazu kommt, daß das Institut am 
schnellsten und unkompliziertesten wirken konnte, wenn es ihm gelang, 
die jeweils für ein bestimmtes Problem zuständigen Stellen soweit zu sen­
sibilisieren, daß sie es in Eigeninitiative einer befriedigenden Lösung zu­
führten. Je mehr solche Stellen davon überzeugt sind, selbst initiativ 
geworden zu sein, umso besser ist das für die Sache. Die Kehrseite da­
von ist die Diskretionspflicht des Instituts, welche dieses auch stets zu wah­
ren wußte. 
Sollte der Fortbestand des Instituts beschlossen werden, dann müßte un­
bedingt seine finanzielle Grundlage besser als bisher abgesichert werden. 
Hierzu stellt sich die Frage, ob bei den politisch Verantwortlichen soviel 
Bereitschaft vorhanden ist, den gemeinschaftlichen Nutzen, den das Insti­
tut stiftet, auch künftig durch öffentliche Beiträge abzugelten. Eine solche 
Bereitschaft setzt allerdings die Einsicht voraus, daß erstens die privat ge­
führte und zugleich gemeinschaftlich orientierte lnzentivfunktion im vorpo­
litischen Feld zwischen privaten und öffentlichen Einrichtungen trotz 
wechselnder Inhalte permanenter Natur ist. Zweitens bedarf es der Ein­
sicht, daß die Sozialpartnerschaft als dynamischer Prozeß freiwilliger und 
gewaltloser Konfliktregelung zwischen maßgeblichen Interessenverbänden 
einen politischen Rationalisierungseffekt bewirkt, welcher der Gesellschaft 
derzeit nicht näher bezifferbare soziale Kosten spart. Eine, wenn nicht vol­
le, so doch weitgehende Abgeltung beider Leistungen mit öffentlichen Mit­
teln erscheint somit hinreichend begründbar zu sein. 
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NameNorname 

Ambach, Dr. Marta 
Amonn, Dr. Christoph 

Aufschnaiter, Dr. Paul von 

Berger, Meinrad 

Blaha, Adolf 

Bortolotti, Dr. Oswald 

Braitenberg, Dr. Carl von 

Brandstätter, Dr. Josef 
Brigl, lgnaz 

Brigl, Josef 

Dietl, Geom. Oskar 

Ebner, Dr. Fritz 

• 

NameNorname 

Egger, Dr. Hans 

Ferrari, Dr. Karl 

Fioreschy, Dr. Robert von 
Froschmayr, Dr Josef 

Fuchs, Dir. Franz G. 

Gadner, Otto 

Garzuly, Josef von 
Giacomuzzi, Dr. Zeno 
Göller, Josef 

Guggenberg, Dr. Paul von 
Hafer, Dr. Albuin 

Hafer, Anton 

Hafer, Dr. Friedrich 

Holzer, Alfons 
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II. DOKUMENTARISCHER TEIL 

1. Die Mitglieder des Instituts 

Mitglied Funktion 

1976 Vorsitzende des ASM 1969 - 1972 
1960 Präsident der lndustriellenvereinigung 1976178; 1980182; 

Präsident des SWR 1979-1980; 
Präsident des WNSVP 1982-

1976 Präsident der Apothekerkammer 1960-1976; 
Präsident des Apothekervereins 1976-1982 

1976 Vorsitzender des Leitungsausschusses des 
ASGB 1976-1977 

1961 Vize-Präsident des Handwerkerverbandes 
1955-1961: 
Präsident der Wechselseitigen Provinzialkran­
kenkasse für die Handwerker 1958-1961 

1973 Landesobmann des KVW 1972-1973: 
Landesobmann-Stellvertreter 1975-1978 

1965 Präsident des Landesfremdenverkehrsamtes 
1958-1969 

1965 Präsident der Landessparkasse 1963-
1976 Vize-Präsident des Südtiroler 

Weinverbandes GmbH 1975-
.1965 Präsident des Südtiroler Weinverbandes 

GmbH 1958-1962 
1976 Sekretär des SGB/CISL 1959-1965; 

Präsident des INPS 1971-1978 
1964 Deutscher Vize-Schulamtsleiter 1958-1968 
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Mitglied Funktion 

1973 

1978 

1976 
1960 

1960 

1965 

1965 
1973 
1973 

1974 
1973 

1974 

1973 

1978 

Obmann des ASGB und Mitglied der Landes­
leitung ASGB 1969-1975; 
Leitungsausschußmitglied 1975-1978 
Präsident des Instituts tü' geförderten 
Wohnbau 1972-
Präsident der Handelskammer 1973-
Direktor der Volksbank Brixen 1959-; 
Präsident des Landesverbandes der Südtiroler 
Volksbanken 1977-
Landesobmann des KVW 1949-1953 und 
1957-1966; 
Vize-Präsident der Katholischen Bewegung 
1956-1977 
Gründungsmitglied des ASGB und Landessekretär 
1964-1970 
Obmann-Stellvertreter des SBB 1973-1980 
Bürgermeister von Brixen 1968-
Landesobmann des KVW 1973-1975; 
Präsident des Patronates KVW 1978; 
Direktor des Raiffeisenverbandes 1967-1977 
Präsident der Wechselseitigen Landes­
Krankenkasse 1966-1975; 
Kommissär der WLKK 1975-1979 
Präsident des Handwerkerverbandes 1972-; 
Präsident des SWR 1985-
Ressortleiter des Landesamtes für Umweltschutz 
1970-1980 
Sekretär ASGB-Bank 1975-

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1980 

1984 

1968 

1977 

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1977 

1980 

1980 
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• 

NameNorname 

Holzknecht, Msgr. Pius 
Huldschiner, Dr. Robert 

Hunglinger, Leo 

Kemenater, Dr. Franz 

Kemenater, Dr. Klaus 

Kerschbaumer, Arch. Valentin 
Koller, Fridolin 

Kompatscher, Luis 
Ladurner-Gasteiger, Josef 
Leiter-Reber, Josef 
Lobis, Karl 
Messner, Dr. Johannes 
Nicolussi-Leck, Karl 
Pan, Univ.-Prof.Dr. Christoph 
Pan, Johann 

Pardeller, Georg 
Pattis, Dr. Otto 

Pircher, Ossi 

Name/Vorname 

Plaikner, Franz 

Pobitzer, Blasius 
Pramsohler, Serafin 

Ravanelli, Dr. Mario 
Reden, Dr. Josef 

Reiterer, Josef 
Rieper, Alpert 
Riffeser, Anton Adolf 

Rimbl, Dr. Rudolf 

Rudolph, Norbert 

Schmid, Christo! 

Schuster, Dr. Leo 

Schwienbacher, Hans 
Selva, Cav. Fritz 
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Mitglied Funktion 

1960 
1973 

1976 

1960 

1976 

1961 
1978 

1978 
1973 
1963 
1965 
1965 
1973 
1978 
1960 

1978 
1960 

1973 

Diözesanassistent des KVW 1949-1966 
Redakteur der Südtiroler Wirtschaftszeitung 
1969-1984 
Mitglied des Direktivrates der lndustriellen­
vereinigung 1975-; 
Vize-Präsident der lndustriellenvereinigung 
1980-1984 
Landesobmann des KVW 1955-1959; 
Landesobmann-Stellvertreter 1959-1961; 
Präsident des Sozialwerks 1969-1975 
Vorsitzender des ASGB und Mitglied des 
Leitungsausschusses 1975-1976 
Fachberater für Handwerk 1961-1963 
Landesleitungsmitglied des KVW 1972-1981; 
Bezirksobmann Bozen 1981-
Leitungsausschuß-Mitglied des ASGB 1978-
Landesobmann des SBB 1965-
Landesobmann des SBB 1959-1965 
Sekretär im KVW-Büro Brixen 
Diözesanassistent des KVW 1961-
0bmann des Südtiroler Bildungszentrums 1971-
0bmann-Stellvertreter des SBZ 1971-
Präsident des FOS 1960-1965; 
Präsident der Katholischen Bewegung 1956-1983 
Leitungsausschuß-Mitglied des ASGB 1976-
Vize-Präsident des Mediocredito 1968-1974; 
Präsident des WA/SVP 1970-1982 
Präsident des VSS 1970-
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Mitglied Funktion 

1965 

1965 
1978 

1976 
1976 

1978 
1960 
1965 

1973 

1976 

1976 

1976 

1973 
1960 

Gründungsmitglied des ASGB und Landesobmann 
1964-1965 
Vize-Bürgermeister von Meran 1965-1973 
Bezirkssekretär des ASGB Brixen und 
Sterzing 1973-
Verwaltungsdirektor DURST AG 1971-1982 
leitender Gewerkschaftssekretär der deutsch­
sprachigen Regionalbediensteten 1968-1977 
Rechtsschutz-Sekretär im ASGB 1974-
ACUS-Bezirksobmann Bruneck 1963-1970 
Verwalter der ANRI GmbH 1949-1967; 
Präsident der ANRI AG St. Christina 1967-1982 
Aufsichtsratsmitglied ATHESIA-Verlag 1967-1973; 
Verwaltungsratsmitglied 1973-
Präsident des Südtiroler Weinverbandes GmbH 
1975-1979 
Ausschußmitglied des SBB 1969-1976; 
Obmann-Stellvertreter 1977-; 
Obmann ESO 1970-1983 
Präsident der Ärztekammer 1975-1978; 
1982-1985; 
Vize-Präsident 1978-1981 
Präsident der Kaufleutevereinigung 1961-1976 
Präsident des Handwerkerverbandes 1955-1972; 
Präsident der Landeshandwerkskommission 
1962-1967 

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1984 

1963 

1982 

1971 
1967 

1983 

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1973 
1973 

1982 

1982 

1976 

1982 



Name/Vorname 

Springer. Dr. Kurt 

Steger, Dr. Heinold 

Stoll, Josef 

Theiner, Franz 
Theiner, Josef 
Thun, Dr. Otmar 
Tiefenbrunner, Dr. Otto 

Toggenburg, Dr. Paul Graf von 
Untergasser, Msgr. Dr. Jo­
hannes 

Wackernell, Dr. Ing. Norbert 

Walther, Dr. Franz von 
Widmann, Hans 

• 

Name/Vorname 

Wieland, Sebastian 
Wierer, Josef 
Windisch, Josef 

Wörndle, Wilfried 

Zipperle, Josef 

Zuech, Albert 
Zuegg, Carl 
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Mitglied Funktion 

1965 

1963 

1965 

1965 
1965 
1964 
1976 

1960 

1960 

1976 

1976 
1978 

Leiter des Amtes für Außenhandel der 
Handelskammer 1965-1972; 
Vize-Generalsekretär der Handelskammer 1972-1977; 
Generalsekretär der Handelskammer 1978-
Direktor des SBB 1960-1967; 
Generaldirektor der landwirtschaftlichen Dienste 
1974-1985; 
Südtiroler Volksanwalt 1985-
Leiter der Arbeiterbetreuungsstelle des KVW 
1960-1963; 
Personalchef der Birfield Trasmissioni AG Bruneck 
1963-1977 
Präsident des FOS 1965-1985 
Präsident des Gastwirteverbandes 1964-1967 
Präsident AGUS 1972-
Verwaltungsratsmitglied des Allgemeinen Kranken­
hauses Bozen 1967-1984; Vollversammlungs- und 
Verwaltungsratsmitglied der Sanitätseinheit 
Mitte-Süd 1984-
Freier Journalist 

Generalvikar des Bistums Brixen 1953-1964; 
Generalvikar des Bistums Bozen-Brixen 
1964-1971 
Präsident der Ingenieurkammer 1975-1977; 
1979-1981 
Koordinator der RAi 
Leitungsausschuß-Mitglied des ASGB 1975-; 
Vorsitzender des ASGB 1978-
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Mitglied Funktion 

1976 
1976 
1978 

1965 

1960 

1978 
1960 

Direktor des Patronates des KVW 1982-
Geschäftsführer des KVW 197 4-
Fachsekretär des öffentlichen Dienstes des 
ASGB 1975-1978 
Landessekretär des KVW 1961-1966; 
Landesobmann des KVW 1966-1969; 
Landesleitungs-Mitglied 1969-1975; 
Landesobmann 1975-1981; 
Landesobmann-Stellvertreter 1981-1984; 
Landesleitungs-Mitglied 1984-
ACUS-Bezirksobmann Meran 1963-1968 
Gründungsmitglied des FOS 1960 
Landesleitungs-Mitglied des KVW 1975-1981 
ACUS-Präsident 1960-1972; 
Mitglied der Direktivrates des lndustriellen­
vereinigung 1951-1982 

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1984 
1981 

1977 

1964 

1974 

Auflösung 
der Mitgliedschaft 
Austritt verstorben 

1982 

1982 

__, 
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2. Die Organe des Instituts 

1960: Erweiterter Auschuss: 
Josef Zipperle - Obmann 
Pius Holzknecht - Obmann-Stellvertreter 
Dr. Christoph Amonn 
Dr. Franz Kemenater 
Johann Pan 
Dr. Otto Pattis - geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Albert Rieper 
Cav. Fritz Selva 
Dr. Paul Graf von Toggenburg 
Carl Zuegg 

1961-64: 1 . Amtsperiode 
Vorstand: 
Dr. Otto Pattis - Obmann 
Dir. Franz Fuchs - Obmann-Stellvertreter 
Adolf Blaha 
Johann Pan (Rücktritt 5.3.1964) 
Dr. Otmar Thun (ab 5.3.1964) 
Josef Zipperle 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr 
Dr. Franz Kemenater 
Geschäftsführer: 
Dipl. Volkswirt Christoph Pan (ab 1.12.1961) 

1965-67: 2. Amtsperiode 
Vorstand: 
Dr. Otto Pattis - Obmann 
Dr. Johannes Messner - Obmann-Stellvertreter 
Dr. Christoph Amonn 
Dr. Otmar Thun 
Josef Zipperle 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr 
Dr. Franz Kemenater 
Geschäftsführer: 
Dr. Christoph Pan 

1968-70: 3. Amtsperiode 
Vorstand: 
Dr. Otto Pattis - Obmann 
Dr. Johannes Messner - Obmann-Stellvertreter 
Dr. Christoph Amonn 

Dr. Josef Brandstätter 
Dr. Otmar Thun 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr 
Dr. Franz Kemenater 
Geschäftsführer: 
Dr. Christoph Pan 

1971-7 4: 4. Amtsperiode 
Vorstand: 
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Wilfried Wörndle - Obmann 
Dr. Otmar Thun - Obmann-Stellvertreter 
Msgr. Pius Holzknecht 
Dr. Otto Pattis 
Franz Theiner 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr 
Dr. Franz Kemenater 
Geschäftsführer: 
Univ.-Doz. Dr. Christoph Pan 

1975-77: 5. Amtsperiode 
Vorstand: 
Josef von Garzuly - Obmann 
Dr. Albuin Hofer - Obmann-Stellvertreter (Rücktritt 31.8.77) 
Msgr. Pius Holzknecht (Rücktritt 25.9.1977) 
Dr. Otto Pattis 
Dr. Kurt Springer 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr 
Dr. Franz Kemenater 
Geschäftsführer: 
Univ.-Doz. Dr. Christoph Pan 

1978-80: 6. Amtsperiode 
Vorstand 1. Hälfte:1) 
Dr. Marie Ravanelli - Obmann (AG) 
Dr. Klaus Kemenater- Obmann-Stellvertreter (AN) 
Dr. Hans Egger (AN) 
Leo Hunglinger (AG) 
Karl Nicolussi-Leck (N) 
Josef Reiterer (AN) kooptiert am 22.5.1978 

1) AG = Arbeitgeber; AN = Arbeitnehmer; N = Neutrale 
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Vorstand 2. Hälfte 
Josef Reiterer - Obmann (AN) Rücktritt Febr. 1980 
Dr. Hans Egger - Obmann (AN) ab Febr. 1980 
Dr. Maria Ravanelli - Obmann-Stellvertreter (AG) 
Leo Hunglinger (AG) 
Dr. Klaus Kemenater (AN) 
Karl Nicolussi-Leck (N) 
Hans Widmann (AN) kooptiert am 18.2.1980 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr (AG) 
Dr. Josef Reden (AN) 
Geschäftsführer: 
Univ.-Doz. Dr. Christoph Pan 

1981-83: 7. Amtsperiode 
Vorstand 1. Hälfte: 
Hans Widmann - Obmann (AN) 
Dr. Mario Ravanelli - Obmann-Stellvertreter (AG) 
Dr. Klaus Kemenater (AN) 
Karl Nicolussi-Leck (N) 
Carl Zuegg (AG) 
Vorstand 2. Hälfte 
Carl Zuegg - Obmann (AG) 
Hans Widmann - Obmann-Stellvertreter (AN) 
Dr. Klaus Kemenater (AN) 
Karl Nicolussi-Leck (N) 
Dr. Maria Ravanelli (AG) 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr (AG) 
Dr. Josef Reden (AN) 
Geschäftsführer: 
Univ.-Prof. Dr. Christoph Pan 

1984-86: 8. Amtsperiode 
Vorstand 1 . Hälfte 
Hans Widmann - Obmann (AN) 
Carl Zuegg - Obmann-Stellvertreter (AG) 
Josef Göller (AN) 
Karl Nicolussi-Leck (N) 
Dr. Mario Ravanelli (AG) 
Revisoren: 
Dr. Josef Froschmayr (AG) 
Dr. Josef Reden (AN) 
Geschäftsführer: 
Univ.-Prof. Dr. Christoph Pan 
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3. Der Freundes- und Fördererkreis 

a) Der Freundeskreis 

Firma 
AEROPLAC GMBH 
Mittewald 
Firma 
AMONN Pflanzenschutz AG 
Bozen 
Firma 
AMOR & STEINEGGER 
Bozen 
Firma 
ATHESIA Verlagsanstalt 
Bozen 
Firma 
ATZWANGER AG 
Bozen 
Firma 
BAYERNLAND GMBH 
Sterzing 
Firma 
BENCKISER ITALIANA 
Bozen 
Herr 
BIASION Josef 
Bozen 
Firma 
BIRFIELD TRASMISSIONI AG 
Bruneck 
Herr 
BONMASSAR Alfred 
Gargazon 
Firma 
CANINS Papiergroßhandlung 
Bozen 
Firma 
DI PAULI Baron Josef GmbH 
Kaltern 
Firma 
DOMUS RESIDENZ AG 
Bozen 

~-

Firma 
DURACH KG 
Lana 
Firma 
DURST AG 
Bozen 
Firma 
DYCO GMBH 
Eppan 
Firma 
ELECTRONIA AG 
Bozen 

ERSTE KELLEREIGENOSSENSCHAFT 
Kaltern 
Firma 
ESTFELLER GMBH 
Auer 
Firma 
FAMA (Ing. W. Brichta) 
Bozen 
Firma 
FERCAM (E. Baumgartner) 
Bozen 

Brauerei FORST AG 
Meran 
Herr 
GANTHALER Josef 
Meran 
Herr 
GIRTLER Klemens 
Sterzing 

Firma 
GRAMM AG 
Bozen 
Firma 
R.W. GRASS 
Vahrn 



Herr 
GRÖBNER Ludwig 
Gossensaß 
Herr 
GRUBER Josef 
Lana 
Firma 
HOBAG AG 
Sand in Taufers 
Firma 
Hölzl-Seilbahn & CO OHG 
Meran 
Firma 
INNERHOFER AG 
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Bruneck 
KELLEREIGENOSSENSCHAFT Gries 
Bozen 
KLOSTER Muri 
Bozen 
Firma 
KOMPATSCHER 
Bozen 
Firma 
LADURNER-Drogerie 
Meran 
Herr 
LIEBL Dr. Max 
Bozen 
Firma 
LINEL GMBH 
Bruneck 
Herr 
LONGO Baron Hans 
Neumarkt 
Herr 
MAHLKNECHT lvo 
Meran 
Firma 
MENGIN-Embo 
Bozen 

Firma 
MERCANTILE-Schweitzer 
Meran 

Firma 
MIELE KG 
Eppan 

Firma 
MOESSMER AG 
Bruneck 

Firma 
NIEDERMAYR Weinkellerei 
Girlan 

Firma 
OBERRAUCH-ZITT AG 
Bozen 

Firma 
PAN Tiefkühlprodukte GMBH 
Leiters 

Firma 
PERi GMBH 
Bozen 

Firma 
POMPADOUR-Tee 
Bozen 

Firma 
PROGRESS AG 
Vahrn 

Firma 
Gebr. REICHEGGER 
Sand in Taufers 

Firma 
ROMEN E. 
Bozen 

Herr 
ROTT Anton 
Sarnthein 

Herr SCHREYÖGG Josef 
Meran 

Herr 
SCHWARZ German 
Bozen 
Firma 
SENONER Adolf-Holzspielwaren 
Wolkenstein 
Firma 
SEVI & Co. Laion SAS 
St. Ulrich 
Herr 
STIMPFL Alfred 
Bozen 
Firma 
TAPPEINER-Werbefoto 
Meran 
Firma 
TERRA, SCHORN & RANDY 
Bozen 

b) Der Fördererkreis 
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GEMEINDE BOZEN 

INDUSTRIELLENVEREINIGUNG BOZEN 

RAIFFEISENVERBAND SÜDTIROL 

SÜDTIROLER BILDUNGSZENTRUM 

SÜDTIROLER LANDESSPARKASSE 

Firma 
TORGGLER AG 
Meran 
Firma 
TYPAK-Kartonagenfabrik 
St. Ulrich 
Firma 
VAJA & BONA TTI 
Bozen 
Firma 
VOLTA AG 
Bozen 
Firma 
WIERER R. & H. 
Kiens 
Firma 
W.M.H. AG 
Latsch 

VERBAND DER SÜDTIROLER VOLKSBANKEN 
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4. Die Schriftenreihe 

des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts 

Band 1 
C. Pan u. K. Zanetti: SÜDTIROL UND DIE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT/ 
DIE WIRTSCHAFTLICHE UND SOZIALE LAGE IN SÜDTIROL (1961) 

Band 2 
Christoph Pan: DIE SÜDTIROLER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALSTRUKTUR 

VON 1910 BIS 1961 (1961) 

Band 3 
Christoph Pan: DIE WIRTSCHAFTLICHE U.ND SOZIALE LAGE SÜD­

TIROLS UND IHRE ENTWICKLUNGSMOGLICHKEITEN (1963) 

Band 4 
o.V.: GEDANKEN ZUM BERGBAUERNPROBLEM (1964) 

Band 5 
Ernst Schrnalenbach: DAS GRAPHISCHE GEWERBE IN SÜDTIROL (1966) 

Band 6 
Jürgen Bönsch: DIE BAUINDUSTRIE IN SÜDTIROL (1966) 

Band 7 
Hartmut Dreher: DER PRIVATE OBSTGROSSHANDEL IN SÜDTIROL (1967) 

Band 8 
Wilhelm Schirmer: DIE OBSTGENOSSENSCHAFTEN IN SÜDTIROL (1968) 

Band 9 
Albert Kappler: DAS SCHNEIDERHANDWERK IN SÜDTIROL (1967) 

Band 10 
lngornar Hauchler: DAS BAUHANDWERK IN SÜDTIROL (1967) 

Band 11 
Klaus Zwanzger: INTENSIVKULTUREN IM VINSCHGAU (1967) 

Band 12 
Werner Biersack: DER FREMDENVERKEHR IM KURORT MERAN (1967) 

Band 13 
Roland Wagner: DAS KRAF:TFAHRZEUG-REPARATURGEWERBE 

IN SUDTIROL (1967) 
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Band 14 
Arrnin Sörgl: DER ELEKTRO-EINZELHANDEL IN SÜDTIROL (1967) 

Band 15 
Rainer Weiß: DIE EISEN-UND METALLVERARBEITENDE INDUSTRIE IN 

SÜDTIROL (1967) 

Band 16 
Herbert Nordrnann: DIE SPANPLATIENINDUSTRIE IN SÜDTIROL 

- Eine Marktuntersuchung - (1968) 

Band 17 
Helmut Forster: DIE RINDERWIRTSCHAFT SÜDTIROLS (1968) 

Band 18 
Herbert J. Kinzl: VERGLEICH DER LÖHNE UND LOHNKOSTEN IM SÜD­

UND NORDTIROLER BAUGEWERBE (1968) 

Band 19 
Herbert Vögele: DIE ßEKLEIDUNGSINDUSTRIE IN SÜDTIROL (1968) 

Band 20 

Manfred Wellenbeck: DER SCHUH-EINZELHANDEL IN SÜDTIROL (1968) 

Band 21 
Ulrich Haller: DIE OBSTVERWERTUNG IN SÜDTIROL (1968) 

Band 22 
Gerhard Schirmer: DER TEXTILEINZELHANDEL IN SÜDTIROL (1968) 

Band 23 
Franz Sint: SEXTEN 

- Vom Bergbauerndorf zur Fremdenverkehrsgemeinde - (1968) 

Band 24 
Erich Demetz: DER FREMDENVERKEHR IM GRÖDENTAL (1968) 

Band 25 

Peter Backwinkel: DIE FREMDENBEHERBERGUNG IN 
PRIVATQUARTIEREN SÜDTIROLS (1968) 

• Band 26 
Peter Wrobel: DIE RAIFFEISENKASSEN IN SÜDTIROL (1968) 

Band 27 

Eugen Muth: DIE BOZNER MESSE (1968) 
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Band 28 
Reinhild Bolz: DIE BRENNERAUTOBAHN 

- Ihre Bedeutung für das Wirtschaftsleben Südtirols - (1968) 

Band 29 
Günter Ahrer: DAS SCHMIEDE- UND SCHLOSSERHANDWERK 

IN SÜDTIROL (1968) 

Band 30 
Wilfried Düring: DER FREMDENVERKEHR IM ÜBERETSCH (1968) 

Band 31 
Edgar Nägele: DER ANBAU VON KARTOFFELSAATGUT 

IN SÜDTIROL (1968) 

Band 32 
Helmut Klopp: DAS BEHERBERGUNGSGEWERBE IN SÜDTIROL (1968) 

Band 33 
Peter Schöne: DIE KINDERGÄRTEN DER PROVINZ BOZEN (1969) 

Band 34 
Klaus Kassner: DIE GEWERKSCHAFTEN IN SÜDTIROL (1969) 

Band 35 
Valentin Jug: DER APRIKOSENANBAU IM VINSCHGAU (1969) 

Band 36 
Dieter Souard: INDUSTRIE-RAUCH IN BOZEN (1969) 

Band 37 
Harald Johannes: DIE SOZIALARBEIT DES KVW (1969) 

Band 38 
Sieghard Ebner: GLURNS (1969) 

Band 39 
Peter Fischer: DIE HANDWERKERGENOSSENSCHAFTEN 

IN SÜDTIROL (1969) 

Band 40 
Udo Volz: DIE GESCHLOSSENEN HÖFE IM SCHNALSTAL (1969) 

Band 41 
Karla Ritter: DER BOZNER RITTEN ALS FREMDENPLATZ (1969) 

Band 42 

Heidrun Achammer: DIE BERGGEMEINDE RATSCHINGS (1969) 
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Band 43 
Alois Böhm: DIE WEINKELLEREIEN SÜDTIROLS (1969) 

Band 44 
Jürgen Gebhardt: DAS PASSEIERTAL 
- Bevölkerung und Wirtschaft - (1969) 

Band 45 
Klaus Sekulin: DER FREMDENVERKEHR IM RAUM BRIXEN (1969) 

Band 46 
Herwig Meyer-Simon: WIRTSCHAFTSWACHSTUM UND 

BILDUNGSPLANUNG IN SÜDTIROL (1970) 

Band 47 
Hans H. Andresen: DIE FREIE WOHLFAHRTSPFLEGE 

IN SÜDTIROL (1970) 

Band 48 

Ingrid v. Fioreschy: SÜDTIROLER HANDWERKERSTATISTIK 1966 (1970) 

Band 49 
Jens Tiemann: SOZIALE SICHERUNG IN SÜDTIROL (1970) 

Band 50 
Jörg M. Becker: DER MÖBELEINZELHANDEL IN SÜDTIROL (1970) 

Band 51 
Elisabeth Mangelmann-Schijfer: DAS INSTALLA TEURHANDWERK IN 

SUDTIROL (1971) 

Band 52 
Rainer Spanier: DER FREMDENVERKEHR IM GEBIET BRUNECK (1971) 

Band 53 
Hans Ullmann: DER TSCHÖGGELBERG 

- Bevölkerung und Wirtschaft - (1971) 

Band 54 
Heinz-D. Tinnefeld: DIE NATURSTEIN-INDUSTRIE IN SÜDTIROL (1971) 

, Band 55 
Heinz Sander: DIE MECHANISIERUNG DER SÜDTIROLER 

LANDWIRTSCHAFT (1972) 

Band 56 
w Siegfried Erlebach: DIE DEUTSCHGEGEND AM NONSBERG (1972) 
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Band 57 
Hans Bachmann: DIE BERUFSBERATUNG IN SÜDTIROL (1972) 

Band 58 
Peter Stammler: DER SOZIALE WOHNBAU IN SÜDTIROL (1972) 

Band 59 
Lanz J., Girardi C. und Bertignoll H.: DIE JUGENDKRIMINALITÄT 

IN SÜDTIROL (1972) 

Band 60 
Dr. Franz Sint: PRAGS 

- Ein Wirtschaftsentwicklungsplan - (1972) 

Band 61 
Anton Mayer: DIE MOLKEREIWIRTSCHAFT IN SÜDTIROL (1972) 

Band 62 
Lore Teopfer: DIE ABWAND~RUNG DEUTSCHSPRACHIGER 

BEVOLKERUNG AUS SUDTIROL NACH 1955 (1973) 

Band 63 
Wilfried Leitgeb: DER FREMDENVERKEHR IM ANTHOLZERTAL (1973) 

Band 64 
Manfred Kersting: INDUSTRIE UND INDUSTRIEPOLITIK 

IN SÜDTIROL (1973) 

Band 65 
Hans F. Wonner: SPORT IN SÜDTIROL (1973) 

Band 66 
Arnold Obermüller: DAS PFITSCHERTAL (1973) 

Band 67 
Margaret Schwembacher u. Ferdinand Ulmer: DIE PFLEGE- UND 

HEIMKINDER IM VINSCHGAU (1974) 

Band 68 
Christoph Pan: DIE HOCHSCHULPOLITIK IN SÜDTIROL (1975) 

Band 69 
Sehmisch Gerhard: DIE FREMDENVERKEHRSENTWICKLUNG IM 

SULDEN-, TRAFO!- UND MARTELLTAL (1975) 

Band 70 
Enderle Luis: DER KLEINSPARERWOHNBAU IN SÜDTIROL 

PROBLEME DER WOHNBAUFÖRDERUNG (1978) 
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Band 71 
Kuno Barth: LEASING IN SÜDTIROL (1978) 

Band 72 
o.V.: SOZIALPARTNERSCHAFT IN SÜDTIROL 

PARTI SOCIALI IN ALTO ADIGE (1979) 

Band 73 
C. Gasser, C. Harrasser u. M. Reden: SOZIALBILANZ IN SÜDTIROL 

- Gesellschaftsbezogene Unternehmensberichterstattung - (1981) 

5. Die Studienreihe 

des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts 

Nr. 1 
KREDITBEDARF DES SÜDTIROLER HANDWERKS 

1963 

Nr. 2 
DIE ENTWICKLUNG UND FÖRDERUNG DES FREMDENVERKEHRS 

IN SÜDTIROL 
1963 

Nr. 3 
DER FREMDENVERKEHR IN SÜD- UND NORDTIROL 

- Vergleichsstudie -
1963 

Nr. 4 
DIE DEUTSCHSPRACHIGE GEWERBEOBERSCHULE UND 

IHRE FACHRICHTUNGEN 
1963 

Nr. 5 
DER HANDEL IN SÜDTIROL 

1964 

Nr. 6 
NACHWUCHSPROBLEME UND NACHWUCHSFÖRDERUNG IM 

SCHWEIZER UND SÜDTIROLER GEWERBE 
1964 



1 
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Nr. 7 
GRÜNDE FÜR DIE ÜBERTRAGUNG DER INDUSTRIEKOMPETENZEN 

AUF SÜDTIROL 
1964 

Nr. 8 
UNTERSCHIEDLICHE WETTBEWERBSBEDINGUNGEN IM 

HANDEL SÜDTIROLS 
1964 

Nr. 9 
DER SÜDTIROLER RAUMORDNUNGSPLAN 

- Diskussionsunterlage -
1964 

Nr. 10 
100 JAHRE OBSTBAU UND OBSTHANDEL IN SÜDTIROL 

- Ein Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte Südtirols -
1964 

Nr. 11 

DIE NEUREGELUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN 
PACHTBESTIMMUNGEN IN !TAUEN UND IHRE 

AUSWIRKUNGEN IN SÜDTIROL 
1965 

Nr. 12 
ENTWICKLUNGSGESELLSCHAFT FÜR SÜDTIROL 

- Arbeitsunterlage -
1965 

Nr. 13 
GOSSENSASS ALS WIRTSCHAFTLICHES UND SOZIALES PROBLEM 

1966 

Nr. 14 
INDUSTRIESTANDORT SÜDTIROL 

1966 

Nr. 15 

DIE WIRTSCHAFTLICHE UND SOZIALE NOTLAGE MÖL TENS 
1968 

Nr. 16 

EINE CHANCE FÜRS OBERE VINSCHGAU 
1968 
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Nr. 17 
DER SÜDTIROLER ARBEITSMARKT 
- Analyse des Arbeitskräftebedarfs -

1969 

Nr. 18 
ZUR FORTBILDUNG INDUSTRIELLER FÜHRUNGSKRÄFTE 

1970 

Nr. 19 
ERWACHSENENBILDUNG IN SÜDTIROL 

- Organisationsplan -
1971 

Nr. 20 
DER ANTEIL DER SÜDTIROLER BAUINDUSTRIE AM ÖFFENTLICHEN 

BAUMARKT IN SÜDTIROL 
1976 

Nr. 21 
ARBEITSMARKT IM VINSCHGAU 

1979 

Nr. 22 
ARBEITSMARKT IM PUSTERTAL 

1979 

Nr. 23 
ARBEITSMARKT IM EISACK- UND WIPPTAL 

1979 

Nr. 24 
ARBEITSMARKT IN MERAN UND UMGEBUNG 

1979 

Nr. 25 
ARBEITSMARKT IN BOZEN UND UMGEBUNG 

1979 

Nr. 26 
ARBEITqMARKT IN SÜDTIROL 

1980 
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6- Die Geschäftsordnung der Sozialpartner-Kommission 

1. Die Sozialpartner-Kommission im Ra~men de~ Südtiroler Wirtschafts­
und Sozialinstituts besteht aus den funf Verbanden 
- Südtiroler Wirtschaftsring (lndustriellenvereinigung, Handwerkerver-

band, Kaufleutevereinigung, Hotelier- und Gastwirteverband); 
- Südtiroler Bauernbund; 
- Autonomer Südtiroler Gewerkschaftsbund; 
- Katholischer Verband der Werktätigen; 
- Dachverband für Natur- und Umweltschutz. 

2. Jeder der fünf Verbände verfügt über einen Sitz und einve Stimme, un­
abhängig von der Anzahl seiner jeweils anwese.~den, ertreter. 

3. Die Verbände bestimmen ihre Vertreter selbst. Politische Man
1 
datare auf 

Landes-, Regional- oder Parlamentsebene sind nicht als.De eg1erte zu-
gelassen. . . 

4. Die Verbände ziehen nach eigenem Gutdünken Fachleute bei oder sie 
können sich auch gemeinsam auf die Beiziehung von Experten einigen. 

5. Die Beiziehung von politischen Mandataren ist gemeinsam zu veran­
lassen. 

6. Die Sozialpartner-Kommission beschließt oach dem Einstimmigkeits-
pri~p. . . . 

7. Zur Gewährleistung des neutralen Rahmens wird der Vors1tze~de der 
Sozialpartner-Kommission vom Institut .gestellt. In der Regel fuhrt der 
Instituts-Obmann den Vorsitz, 1m Falle seiner Verhinderung der Obmann­
Stellvertreter oder ein Vorstandsmitglied. 

8. Die Organisations- und Verwaltungsaufgaben besorgt das Institut. 

~· 
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III. DIE GRÜNDUNGEN DES INSTITUTS 

In diesem Abschnitt soll von jenen Organisationen die Rede sein, deren 
Gründung vom Institut in die Wege geleitet oder direkt veranlaßt wurde. 
Sie haben dann eine eigenständige Entwicklung genommen und die ih­
rem jeweiligen Gründungsauftrag entsprechende Rolle im gesellschaftli­
chen Leben Südtirols erfüllt, teils mit und teils ohne Mitwirkung des Instituts, 
je nachdem, ob eine personelle Verflechtung mit dem Institut bestehen ge­
blieben war oder nicht. Der Großteil der Mitglieder dieser Organisationen 
und der heute dort amtierenden Funktionäre, gleichgültig ob ehren- oder 
hauptamtlich, weiß jedenfalls über die ursprüngliche lnitiativtunktion des 
Instituts nicht Bescheid. Wenn auch das lnsfüut beim weiteren Werdegang 
dieser Organisationen als solches nicht mehr in Erscheinung getreten ist, 
so bleibt doch der mit der Gründung bzw. der Veranlassung hierzu gege­
bene Zusammenhang mit dem Institut als historische Tatsache bestehen. 
Mit einer kurzen Erläuterung von Werdegang und Aufgabenstellung die­
ser Organisationen soll daher das Bild über das 25jährige Bestehen des 
Instituts abgerundet werden, um den Impulscharakter seiner Tätigkeit zu 
verdeutlichen. 

1. Die Handwerkergenossenschaften LINOV A und PROSPERA 

Die handwerklichen Absatzgenossenschaften LINOVA und PROSPERA 
wurden 1962 gegründet im Hinblick auf die aus der EWG zu erwartenden 
wirtschaftlichen Umstellungen. Die in den Römischen Verträgen vorgese­
hene Integration der Volkswirtschaften ließ auch für Südtiroler Wirtschafts­
treibende eine verstärkte Konkurrenz befürchten, auf die die Kleinbetrie­
be des heimischen Handwerks noch nicht eingestellt waren. Gründliche 
Spezialisierungs- und Rationalisierungsmaßnahmen im Wege der gemein­
samen Selbsthilfe erschienen daher als vordringlich. Jedenfalls waren Ra­
tionalisierung und Produktivitätssteigerung von Anfang an die 
gemeinsamen Anliegen der beiden Absatzgenossenschaften. 
Die Initiative zur Gründung ging von einem Arbeitskreis für Handwerk im 
Rahmen des Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstituts aus, in welchem der 
Bozner Steinmetz Adolf Blaha eine maßgebliche Rolle spielte. 
Die LINOVA wurde als Verkaufsorganisation der Handwerker mit Serien­
produktion der Provinz Bozen am 26. April 1962 gegründet. Zwanzig Hand­
werksbetriebe aus der Holzverarbeitung, der Tapezierer-, Schlosser- und 
Steinmetzbranche einschließlich der Tischlereigenossenschaft Brixen wa­
ren daran beteiligt. 
In der Entwicklung der Genossenschaft ergaben sich jedoch erhebliche 
Probleme. Ein solches stellte die zu heterogene Mitgliederstruktur dar, ge­
hörten der Genossenschaft doch neben kleinen, primitiv geführten Ein-
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mannbetrieben auch drei relativ große Betriebe mit bis zu 20 Beschäftig­
ten an. 
Hemmend wirkte sich auch die unzureichende Ausstattung mit Eigenka­
pital aus. Außerdem war die betriebswirtschaftliche und fachliche Ausbil­
dung mancher Handwerker recht mangelhaft, _und zu_dem _herrschte 
Risikoscheu und Desinteresse an genossenschaftlicher M1tarbe1t, weil die 
Mitglieder zwar an den Früchten der Genossenschaft, nicht so sehr jedoch 
an deren Lasten teilhaben wollten. Schließlich hielten manche Handwer­
ker trotz intensiver Beratung standhaft an den althergebrachten Arbeits­
methoden fest. 
Diese Probleme waren bei der Gründung der Genossenschaft noch nicht 
so offensichtlich gewesen oder im Vertrauen auf die gute Sache unterbe­
wertet worden. Diese von Anfang an wenig glückliche Entwicklung ende­
te 1969 mit der Auflösung der Genossenschaft durch einstimmigen 
Vollversammlungsbeschluß. 
Die PROSPERA wurde als Schwestergenossenschaft der Linova am 3. Juli 
1962 zur Förderung der Spezialisierung der Mitgliedsbetriebe gegründet. 
63 Handwerksbetriebe aus dem ganzen Land beteiligten sich daran, da­
von 21 aus Bozen und Überetsch, 11 aus Meran und dem Burggrafenamt, 
7 aus dem Unterland, 6 aus dem Vinschgau, 14 aus dem Eisacktal und 
2 aus dem Pustertal. Sehr heterogen war die Berufsstruktur, wobei jedoch 
die Tischler und Schlosser überwogen. Daneben traten der Prospera aber 
auch Tapezierer, Schuhmacher, Maler, Glaser, Installateure, Wagner, Me­
chaniker und sogar ein Faßbinder bei. 
Aber auch in diesem Falle waren die Erwartungen der Mitglieder größer 
als ihre organisatorische Fähigkeit und Bereitschaft zu genossenschaftli­
cher Zusammenarbeit. Vor allem erwarteten sich viele Mitglieder ganz ein­
fach den Deus ex machina für ihre betrieblichen Probleme, waren jedoch 
nicht bereit, auch das Ihre dazu beizutragen. 
Eine fachliche Beratung am Sitz der Mitgliedsbetriebe war aus finanziellen 
Gründen über eine längere Zeit nicht durchzuhalten. Zeitweise aber fehlte 
es auch an ausreichend qualifizierten Beratern. Außerdem folgten nur sehr 
wenige Mitglieder den Reorganisationsvorschlägen. Nur ein Genossen­
schaftsmitglied im Pustertal hat sich nachweislich mit hervorragendem Er-
folg auf die Herstellung von Küchenmöbeln spezialisiert. . . 
Um den ordentlichen Betriebsaufwand zu decken, versuchte sich die Ge­
nossenschaft schließlich auch im Verkauf von Mitgliederprodukten. Doch 
scheiterte dieses Vorhaben nicht zuletzt daran, daß die Genossenschafts­
mitglieder gar nicht willens waren, ihre Erzeugnisse durch die Genossen­
schaft verkaufen zu lassen; dies auch deshalb, weil die Genossenschaft 
ihre Zahlungen oft lange verzögerte. 1966 wurde die PROSPERA dann 
in einer außerordentlichen Vollversammlung aufgelöst. 1l 

1) Quelle: Fischer, Peter: Oie Handwerkergenossenschaften in Südtlrol, Schriftenreihe des 
Instituts Bd. 39, Bozen 1969, S. 23 ff 
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2. Der Südtiroler Hotelier- und Gastwirteverband 

Dr. Arnold Dissertori 
Vielfältig ist das Spektrum der Vereinigungen und Verbände in unserem 
lande. Im Wirtschafts- und Gesellschaftsleben Südtirols spielt der Südtiro­
ler Hotelier- und Gastwirteverband eine entscheidende Rolle. Er ist die In­
teressenvertretung der gastgewerblichen Unternehmer und artverwandter 
Berufe. Seit seinen Anfängen übt er einen zunehmenden Einfluß auf die 
Gestaltung der Gesellschaftsentwicklung Südtirols aus. 
Früher war die Berufskategorie der gastgewerblichen Unternehmer noch 
auf zwei Organisationen aufgeteilt: einerseits auf den Gastwirteverband (ge­
gründet am 27. November 1962) und andererseits auf die bereits unmit­
telbar nach dern zweiten Weltkrieg gegründete Hoteliervereinigung. Am 
13. Dezember 1968 wurden diese beiden Verbände zusammengeschlos­
sen mit einem einheitlichen Verbandsstatut. Seit diesem Zeitpunkt nennt 
sich der Verband "Südtiroler Hotelier- und Gastwirtverband", kurz "HGV". 
Durch diese Entwicklung bedingt ist der HGV der jüngste Landesverband 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft. 
In den letzten Jahrzehnten leisteten viele ehrenamtliche Vertreter des Ver­
bandes verantwortungsbewußte Pionierarbeit, und zusehends wurde das 
erreicht, was angestrebt war: ein starker und geschlossener Berufsverband 
mit der nötigen Durchschlagskraft bei fremdenverkehrs-, wirtschafts- und 
gesellschaftsrelevanten Entscheidungen. 
Von Anfang an wurde das Augenmerk auf eine Qualifizierung der Gastbe­
triebe sowie auf die Ausbildung der gastgewerblichen Unternehmer ge­
legt. Wir besitzen heute in Südtirol einen hohen betrieblichen 
Qualitätsstandard und auch die nötigen Ausbildungsstätten für Betriebsin­
haber und Mitarbeiter. Trotzdem arbeitet der HGV weiter, und schon in 
Kürze wird eine neue Abteilung "Betriebsberatung"den Mitgliedern Aus­
künfte, Berechnungen, Kalkulationen im betriebswirtschaftlichen Feld 
bieten. 
Besonders erwähnenswert in der Entwicklung des HGV scheint sein Ein­
satz für eine qualifizierte und eigenständige Südtiroler Küche. Überall im 
lande werden heute Spezialitätenwochen veranstaltet. Nicht immer war 
es so. Es bedurfte vieler Anreize, um dieses heutzutage selbstverständli­
che Angebot aufzubauen. 
Auf dem fachlichen Gebiet bemühte sich der HGV um die Aufwertung des 
Berufsbildes der im Gastgewerbe Beschäftigten. Das Standesbewußtsein 
der gastgewerblichen Unternehmer und das Ansehen der Mitarbeiter konn­
te gesteigert werden. Doch giöt es noch viel zu tun! 
Es gab eine Reihe von verdienten Männern, die am Ausbau der Dienstlei­
stungen und an der Knüpfung der Kontakte zu Behörden, Politikern und 
Organisationen im In- und Ausland entscheidenden Anteil hatten. Treibende 
Kräfte der ehemaligen Hoteliervereinigung waren Max Staffler, Heinz Mayr 
~nd Wolfgang Heiss. Die Präsidenten des früheren Gastwirteverbandes 
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Konrad Stefaner, Josef Theiner und die HGV-Präsidenten Dr. Otto Reiter, 
Artur Eisenkeil und jetzt Rudolf Hölzl setzten allesamt Marksteine in der 
jungen Entwicklung des Femdenverkehrs. Nicht zu vergessen die Leistun­
gen der Direktoren, die eine überall beneidete Kontinuität in der Leistung 
garantierten. Hervorzuheben ist Direktor Dr. Benjamin Stauder, der in zwei 
Jahrzehnten wertvollste Aufbauarbeit für den Verband leistete. 
Nach der Konsolidierung des HGV in den Gründungsjahren wurde die For­
derung nach Mitsprache in den Belangen der Fremdenverkehrspolitik er­
hoben und dann auch die volle Anerkennung von Gastgewerbe und 
Fremdenverkehr in der Politik und in der Öffentlichkeit unseres Landes 
durchgesetzt. Heute stellt dieser Wirtschaftszweig einen Eckpfeiler des öko­
nomischen Lebens dar. 
Oft gab es auch starke Differenzen mit der Landesregierung. So vor 15 
Jahren, als der HGV geschlossen eine Umorientierung der Wirtschaftspo­
litik forderte. Es wurden damals riesige Geldbeträge der öffentlichen Hand 
zur Ansiedlung von ausländischen Industriebetrieben zur Verfügung ge­
stellt, und dies mit der Begründung, daß die Wirtschaft Südtirols so einsei­
tig sei, daß im Falle einer Krise zu viele Arbeitsplätze in Gefahr wären. Dem 
zähen Einsatz des Verbandes gelang der Erfolg. Beispielsweise wurde die 
Ansiedlung der Großindustrien Continental in Brixen und Schwedelement 
in Lana, beide in Fremdenverkehrszentren, noch rechtzeitig verhindert. 
Für die Qualifizierung der Gastbetriebe wurden Landesbeiträge erreicht, 
die auch wesentl.ich für das heute hohe Niveau der touristischen Stätten 
ausschlaggebend waren. In diesem Rahmen muß auch das sogenannte 
Bädergesetz erwähnt werden. 
Der HGV kämpfte seit seinem Bestehen um die Aufrechterhaltung der mit­
telständischen Struktur. Er setzte sich energisch auch für das Unterneh­
merdasein und für einen möglichst freien Spielraum im privatwirtschaftlichen 
Handeln ein. Der Bürokratisierung wurde der K_ampl angesagt. Der kürz­
lich gestartete Versuch der Vereinfachung und Uberschaubarkeit der Lan­
desnormen durch Landesrat Dr. Franz Spögler geht in diese Richtung. 
Große Aufbauarbeit im Fremdenverkehr und im HGV gab es in den Sieb­
zigerjahren. Durch die damalige Entwicklung wurde die Arbeitslosigkeit 
beseitigt, die seit dem Zweiten Weltkrieg wie ein Damoklesschwert ü_ber 
der Bevölkerung hing. Die Abwanderung wurde damals gestoppt, viele 
Südtiroler landen wieder Arbeit im heimischen Ort. 
Der Fremdenverkehr hat bis in die kleinsten Dörfer einen gewissen Wohl­
stand gebracht. Das Einkommensgefälle zu den hochindustrialisierten Ge­
bieten wurde ausgeglichen. Den Bergbewohnern bot sich eine 
Überlebenschance in heimischen Gefilden; davon wurde kräftig Gebrauch 
gemacht. 
Die Gefahr der Bettenexplosion w_urde vom HGV schon früh_zeitig erkannt. 
Man befürchtete sozialpsychologische und landschaftsschad1gende Aus-
wirkungen. Entsprechende Maßnahmen wurden gefordert. . 
Einen beträchtlichen Anteil hat der HGV auch an der Vereinigung der vier 
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gewerblichen Wirtschaftsverbände im Südtiroler Wirtschaftsring. Diese Or­
ganisation stellt heute das verbindende Glied der verschiedenen Wirt­
schaftszweige dar. 
Der Verband ist bis in die Ortsebene hinaus gegliedert und umfaßt alle Ge­
meinden unseres Landes. Er ist demokratisch aufgebaut und sorgt für ei­
nen reibungslosen Kommunikationsaustausch zwischen den verschiedenen 
Verbandsebenen. Damit ist die Gewähr für eine der Basis entsprechende 
Interessenvertretung gegeben. Da die Mitgliedschaft auf Freiwilligkeit be­
ruht, erreicht der HGV mit seinen rund 5.300 gastgewerblichen Unterneh­
men als eingeschriebene Mitglieder einen der höchsten Organisationsgrade 
von Berufsorganisationen in der westlichen Welt. Dies ist erstaunlich, gibt 
aber auch Aufschluß über das Ansehen und die Nützlichkeit des Ver­
bandes. 
Die Mitglieder des HGV finden in den vier Büros in Bozen, Meran, Brixen 
und Bruneck Betreuung in allen Fragen des Berufes. Die HGV-Zeitung be­
richtet über alle Neuigkeiten im Sektor. Die verschiedenen Fachabteilun­
gen, z.B. für Steuern, Buchhaltung, Arbeitsrecht, Lizenzwesen, bilden einen 
integrierenden Bestandteil des Dienstleistungsangebotes des Verbandes, 
das zugleich die finanzielle Voraussetzung für die eigentliche prioritäre Auf­
gabe des HGV, die Interessenvertretung gegenüber Behörden, Politikern 
und Institutionen, schafft. 
Für die Zukunft hat sich der Hotelier- und Gastwirteverband viel vorgenom­
men. Dies geht aus dem jüngst von der Verbandsleitung genehmigten Ar­
beitsprogramm hervor, das den Rahmen für die Verbandspolitik der 
nächsten Zeit absteckt. 
Das Gewerberecht im Fremdenverkehrssekor soll endlich geregelt und die 
diesbezüglichen Kompetenzen laut dem Autonomiestatut auch voll aus­
geschöpft werden. Auch die Diskussion um die Anpassung der Öffnungs­
zeiten der Gastbetriebe an die Anforderungen unserer Zeit soll befriedigend 
zum Abschluß gebracht werden: es geht darum, einerseits die Bedürfnis­
se des Publikums und andererseits jene der Unternehmensführung zu be­
rücksichtigen. 
Das Kursangebot, mit dem die eigenen Mitglieder Wissen und Anleitun­
gen vermittelt bekommen, soll abgerundet werden und die Wettbewerbs­
fähigkeit im alpenländischen Raum bewahren helfen. 
Sozialpolitisch ist die Mitwirkung an der Erstellung der Kollektivverträge 
wichtig: Belastungen der Betriebe müssen in einem erträglichen Rahmen 
gehalten, die Arbeitszeit flexibler gehandhabt werden. 
Die Sozialpartnerkommission im Rahmen des Südtiroler Wirtschafts- und 
Sozialinstitutes bildet ein geeignetes Forum für die Diskussion aller 
wirtschafts- und gesellschaftspolitisch anfallenden Themen unserers 
Landes. 
Der Ausbau und die Verbesserung des Verkehrsnetzes liegt dem HGV 
schon lange am Herzen. Das Staatsstraßennetz muß auf europäisches Mit­
telmaß ausgebaut werden. Auch die Aktivierung des Bozner Flugplatzes 
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mit der Installation des Wolkendurchstoßverfahrens wird angestrebt. . 
Urbanistisch sind die Voraussetzungen für notwendige Infrastrukturen Im 
Bereich des Aktivurlaubes zu schaffen. Auch das Recht auf Wohnung fur 
den Gastwirt und für die geeignete Unterbringung der Mitarbeiter und der 
heranwachsenden Kinder des Unternehmers sind Anliegen der gastge­
werblichen Berufsorganisation. 
Besonderes Augenmerk verdient beim HGV der Landschafts- und Umwelt­
schutz. Der Wert dieses Bereiches wird vom Verband voll erkannt und sei­
ne grundsätzlichen Ziele auch mitgetragen. In diesem .Rahmen ist auch 
die Ausweisung von Golfplätzen als landschaftspflegensche Maßnahme 
zum einen und als wichtige touristische Infrastruktur zum anderen, ein 
Wunsch des HGV. 
Die Werbeanstrengungen gegenüber den potentieHen Gästen müssen ver­
stärkt werden. Dahingehend erachtet der HGV die Koppelung .zwischen 
Produkt- und Fremdenverkehrswerbung als geeignet ebenso wie die An-
kurbelung der jüngst gegründeten "lncoming Südtirol". . . 
Ein Wertschöpfungsanteil des Fremdenverkehrs von rund 16% sow.1e die 
ca. 30.000 Arbeitsplätze im Gastgewerbe untermauern st1chhalt1g die tra­
gende Rolle dieses Wirtschaftszweiges für unser Land. Umso nachhalti­
ger ist die künftige Aufgabe des HGV, den Stellenwert des Fremden­
verkehrs zugunsten der heimischen Wirtschaft und 1m.Hinbl1ck auf die Le­
bensqualität von Einheimischen und Gästen zu bestimmen. 

3. Der Autonome Südtiroler Gewerkschaftsbund 

Hans Widmann 
wenn es darum geht, volkliche Minderheiten - wie es die.deutsche u.nd 
ladinische Volksgruppe ist - in einem Staate zu schützen und ihnen die Mog­
lichkeit zu geben, sich in ihren Eigenarten zu erhalten und zu entfalten, 
dann muß diese Autonomie auch eine e1genstand1ge Gewerkschaft fur die 
Arbeiter dieser Minderheiten zulassen. Wie wichtig dieses Bedürfnis ist, 
wird schon durch die Tatsache unterstrichen, daß in Südtirol eine eigen­
ständige Gewerkschaft unter den wohl schwierigsten Bed1ngu.ngen ge­
wachsen ist und sich zu einer starken und bedeutenden Arbeitnehmer-
organisation in diesem lande en.twickelt hat. . . .. 
Vor dem ersten Weltkrieg gab es 1n Gesamttirol eine e1nhe1tl.1ch.e Gewerk­
schaftsbewegung, die verhältnismäßig stark war. Allein 1n Sudt1rol g§lb es 
in dieser Zeit ca. 2.500 Organisierte. Durch die Lostrennung von Oster­
reich und durch den Faschismus wurde die Gewerkschaftsbewegung in 
Südtirol gänzlich zerschlagen. Nach d.em 2. Weltkrieg (1944) bildete. sich 
in Italien eine Einheitsgewerkschaft, die allerdings bereits 1948 a.us ideo­
logischen Gründen (Vorherrschaft der Kommunisten) wieder .ause1nand.er­
brach. Auf nationaler Ebene bildete sich eine mehrheitlich chnstil.ch 
ausgerichtete Organisation, die CISL, der sich auf lokaler Ebene der Sud-
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tiroler Gewerksch.aftsbund (SGB) anschloß: 1950 kam dann noch die UIL 
dazu. 
Der SGB/CISL war nach dem Grundsatz "Freiheit in der Organisation, Ein­
heit in der Vertretung" gegründet worden. Deutsche und Italiener sollten 
in ihm als gleichberechtigte Partner gemeinsam die Interessen aller Werk­
tätigen vertreten. Bis zum Jahre 1955 warteten die deutschen Mitglieder 
auf die "brüderliche Zusammenarbeit in demokratischem Geiste unter Wah­
rung der tatsächlichen Gleichberechtigung der Angehörigen beider Volks­
gruppen". Obwohl die Zahl der eingeschriebenen deutschen Mitglieder 
die der italienischen erheblich übertraf, wurden die Spitzengremien immer 
mehr von Italienern besetzt; diese bauten ihre Position ständig weiter aus, 
bis die Führung schließlich in ihre Hände überging. Dies und ein ständi­
ger Mitgliederschwund veranlaßte einige deutschsprachige Funktionäre, 
vom SGB/CISL auszutreten und eine eigenständige Gewerkschaft für die 
einheimischen Arbeiter zu gründen unter dem Namen "AUTONOMER 
SÜDTIROLER GEWERKSCHAFTSBUND". Dies geschah am 11. Septem-
ber 1964. · ..___ 
Der ASGB suchte schon bald den Kontakt mit den anderen Gewerkschaf­
ten. 1968 konnte er mi! der UIL eine Vereinbarung schließen zum Zweck, 
auf nationaler Ebene vertreten zu sein. Nach Inkrafttreten des Arbeitersta­
tutes (Gesetz vom 20.5.1970, Nr. 300), welches für die Arbeiter zwar we­
sentliche Rechte, aber für die drei großen italienischen Gewerkschaften 
CGIL, CISL und UIL große Privilegien im Widerspruch zu den Grundsät­
zen der Verfassung brachte, gab die erwähnte Vereinbarung mit der UIL 
dem ASGB die Möglichkeit, die im Arbeiterstatut vorgesehenen Rechte 
in Anspruch zu nehmen. 
Während diese Vernunftehe zwischen UIL und ASGB in den ersten Jah­
ren ihres Bestandes schlecht und recht funktionierte, setzten 1975 ernste 
Schwierigkeiten ein. Das gesamte konföderierte Gewerkschaftslager ver­
folgte mit zunehmender Besorgnis das ständige Wachsen des ASGB. 
Durch dieses Erstarken des ASGB wurde das italienische Gewerkschafts­
monopol in Südtirol immer mehr in Frage gestellt. Außerdem konnten die 
Bemühungen des ASGB, die Autonomie im Interesse der Südtiroler Ar­
beiterschaft buchstabengetreu anzuwenden, mit der italienischen Gewerk­
schaftspolitik nicht in Einklang gebracht werden, weil diese sich damals 
und heute die Verwässerung der Autonomie zum Ziele gesetzt hat. 
In dieser Situation wurde die UIL gedrängt, die Vereinbarung mit dem 
ASGB zu brechen, in der Erwartung, daß der ASGB durch den Verlust der 
Beziehungen zur gesamtstaatjichen Gewerkschaftsbewegung und der 
Rechte, die er aufgrund dieser Vereinbarung genoß, sich nicht würde hal­
ten können und zur Auflösung gezwungen wäre. Die Situation war schwierig 
und fast aussichtslos, doch da verlangten die Südtiroler Arbeiter in den 
Betrieben, daß dem ASGB als ihrer gewerkschaftlichen Organisation die 
gleichen Rechte wie den konföderierten Gewerkschaften zugestanden wür­

;den. Unter dem Druck der Arbeiter kamen dann vorerst Vereinbarungen 
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mit den Arbeitgeberverbänden zustande, in welchen der ASGB für sich 
die gleichen Rechte zur Ausübung der gewerkschaftlichen Tätigkeit errin­
gen konnte, wie sie den konföderierten Gewerkschaften vom. Gesetz her 
zustehen. Inzwischen aber prangerte der ASGB diese D1sknm1nierung uber­
all und bei jeder sich bietenden Gelegenheit an. _Nachdem_ jedoch die Kon­
ventionen mit den Arbeitgeberverbänden praktisch nur eine Duldung der 
ASGB-Tätigkeit bedeuteten, bemühte sich die Führung des ASGB um ei­
ne gesetzlich verankerte Gleichstellung mit den nationalen G_ewerkschaf­
ten, was endlich 1978 durch eine Verordnung des 1tal1en1schen 
Staatspräsidenten erreicht wurde. Dieser Erfolg stellte für den ASGB ei­
nen Neubeginn dar. Alle jene nationalen Gesetze fanden auf ihn Anwen­
dung, die den Gewerkschaften Vertretungs- und M1tspracherec_ht 
zugestehen. Endlich erhielt der ASGB auf Landes-, Gemeinde- und Kor­
perschaftsebene das Vertretungsrecht in den verschiedenen Kommissio­
nen wie z.B. im Nationalinstitut für Soziale Fürsorge, 1m Landes-W1rtschafts­
und Sozialbeirat, im Unfallinstitut, im Institut für geförderten Wohnbau, in 
Schlichtungskommissionen beim Arbeitsamt und in Organen, die für die 
Arbeiterschaft von besonderer Bedeutung sind und in die der ASGB nach 
der erfolgten Gleichstellung erstmals mit eigenen Vertretern einziehen 
konnte. 
Nachdem nun erwiesen war, daß der ASGB, anstatt einzugehen, eine im­
mer größere und ernster zu nehmende Realität darstellte, mit welcher zu 
rechnen war, lebten die Versuche wieder auf, ihn in das italienische Ge­
werkschaftslager einzubeziehen. Es kam zu Verhandlungen mit der Ab­
sicht, einen Dachverband der vier Gewerkschaftsbünde in Südtirol (CGIL, 
CISL, U IL und ASGB) zu gründen. Nachdem der ASGB als Sammelge­
werkschaft der Südtiroler Arbeiter die Vorteile einer einheitlichen Interes­
senvertretung nach außen von jeher erkannt hatte, war er grundsätzlich 
nicht abgeneigt, unter ehrlichen und klaren Voraussetzungen an_ einem sol­
chen Dachverband mit den italienischen Gewerkschaften beteiligt zu sein. 
Doch um die Rechte der Südtiroler Arbeiter im angestrebten Dachverband 
wirksam schützen zu können, verlangte der ASGB, daß die Führungsgre­
mien des Dachverbandes entsprechend der Stärke der Sprachgruppen 
zusammeng(lsetzt sein müßten und daß politische Fraktionen nach dem 
Muster des OGB eingeführt würden. Dies aber lehnten die italienischen 
Gesprächspartner kons_equent ab, weshalb der J\SG_B dem Dachverband 
nicht beitrat, der schließlich nur von den drei konfodenerten Gewerkschafts­
bünden und ihren deutschen Sektionen unter sich gegründet wurde. 
Obwohl, wie bereits erwähnt, das Gleichstellungsdekret dem ASGB die­
selben Rechte wie den konföderierten Gewerkschaften zugesteht, haben 
diese bis heute mit allen Mitteln versucht, dem ASGB auf nationaler Ebe­
ne die größten Schwierigkeiten zu bereiten. So weigerten sie sich erfolg­
reich mit dem ASGB an einem Tische Kollektivvertragsverhandlungen zu 
führe~ oder Verträge zu unterzeichnen. Daher mußte der ASGB die Kollktiv­
verträge Metall, Bau, Holz, Banken, Etschwerke, Handel, ENEL getrennt 
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verhandeln und unterzeichnen, was verständlicherweise enorme Schwie­
rigkeiten mit sich brachte. Oder ein anderes Beispiel: noch im Jahre 1978 
hatte d_er ASGB_bei der römischen Zentralregierung um die Genehmigung 
zur Ernchtun!;I e1~es eigenen Patronates (Sozialhilfeeinrichtung) angesucht. 
Ein solches ist fur Jede Gewerkschaft eine notwendige flankierende Ein­
richtung. Obwohl aber alle untergeordneten Regierungsstellen das Ersu­
chen das ASGB befürwortet haben, weigern sich die Arbeitsminister bis 
heute, die Genehmigung zu erlassen. 
Daraus geht deutlich hervor, daß viele Rechte der eigenständigen Südti­
roler Gewerkschaft noch auf dem Papier stehen und erst mühsam gegen 
den he~1gen Widerstand der konföderierten Gewerkschaften, der italieni­
schen Amter und Körperschaften durchgesetzt werden müssen. 
Dem ASGB gehören z.Z. 16 Fachgewerkschaften an, nämlich Wildbach­
und Flußverbauung, Bau & Holz, Metall & Bergbau & Chemie, Elektrower­
ke, Land- und Forstwirtschaft, Handel & Transport/Verkehr (HTV), Banken, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Hotel- und Gastgewerbe, Öffentlicher 
Dienst, Gemeindepersonal, Gesundheitsdienst, Handwerk & Haushalt & 
Rentner & Reinigungsdienste, Textil & Bekleidung, Druck & Papier, Südti­
roler Schulgewerkschaft (SSG). Uber 25.000 Mitglieder sind darin erfaßt. 
Die Organe des ASGB,sind der Bundeskongreß, der Bundesvorstand, der 
Leitungsausschuß, das Schiedsgericht und die Revisionskommission. 
Der Bundeskongreß besteht aus den Delegierten der einzelnen Gewerk­
schaften und den Mitgliedern des scheidenden Bundesvorstandes mit 
Stimmrecht sowie aus den Fach- und Bezirkssekretären mit beratender 
Stimme. Der ordentliche Bundeskongreß muß auf Verlangen von zwei Drittel 
der Gewerkschaften oder zwei Drittel der Bundesvorstandsmitglieder ein­
berufen werden. 
Der Bundesvorstand setzt sich aus den von den Fachgewerkschaften ge­
wahlten Vertretern und den Bezirksobmännern zusammen. 
Der Leitungsausschuß ist ein kollegiales Führungsgremium, es besteht aus 
fünf _Mitgliedern, wobei jedes einzelne Mitglied direkt die Betreuung eines 
bestimmten Aufgabengebietes übernimmt. 
Der ASGB ist eine auf demokratischer Grundlage aufgebaute und auf frei­
williger Mitgliedschaft beruhende Vereinigung der deutsch- und ladinisch­
sprachigen Arbeitnehmer Südtirols. Er umfaßt alle Arbeitnehmer sowie 
Rentner, die in Gewerkschaften zusammengeschlossen sind, zwecks Ver­
tretung ihrer rechtlichen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Interes­
sen. Der ASGB muß sich deshalb auf die Organisation deutsch- und 
ladinischsprachiger Arbeitneh!)ler beschr_änken, weil die Verordnung des 
Staatspras1denten, welche dem ASGB die gleichen Rechte wie den ge­
samtstaatlichen Gewerkschaftsorganisationen einräumt, diese Einschrän­
kung vorsieht. Nicht der ASGB hat diese ethnische Einschränkung 
angestrebt, sondern der italienische Staat hat sie ihm auferlegt. Folglich 
kann von Spaltungsabsichten der Arbeiterschaft durch den ASGB nicht 

wdie Rede sein. Alle Vorschläge und Forderungen des ASGB laufen darauf 
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hinaus, die Interessen aller Arbeitnehmer in Südtirol zu wahren und zu ver­
teidigen bzw. Verbesserungen für alle zu erreichen. 
Der ASGB strebt eine Gesellschaftsordnung an, in der die Würde des Men­
schen geachtet wird, er bekennt sich zum sozialen Rechtsstaat, zur parla­
mentarischen Demokratie und zur Zusammenarbeit aller Völker. 
Der ASGB ist gegenüber den Arbeitgebern und deren Organisationen so­
wie gegenüber konfessionellen Verbänden, politischen Parteien und öf­
fentlichen Verwaltungen rechtlich, finanziell und organisatorisch unabhängig 
und selbständig. 
Der ASGB fordert für die Arbeitnehmerschaft den gerechten Anteil am So­
zialprodukt und erwartet von ihr eine verantwortungsbewußte Haltung am 
Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Der ASGB hat sich in den letzten Jahren ernsthaft um den Versuch be­
müht, eine Art von Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft in Südtirol zu prak­
tizieren. Diese Absicht wurde allgemein begrüßt. Während aber auf der 
Ebene der Verbandsspitzen diese Bemühungen durchaus erfolgreich ver­
liefen, blieb in der betrieblichen Praxis sehr oft die Gegenseitigkeit aus. 
Der ASGB ist nämlich der Auffassung, daß die Autonomie als Grundlage 
dienen könnte, in Südtirol ein eigenes Wirtschafts- und Sozialkonzept zu 
entwickeln. Erste Voraussetzung dafür ist allerdings, daß die Wirtschaft und 
die Landesregierung die Gewerkschaft als Interessenverband der Arbei­
ter respektieren und sie als gleichberechtigten Gesprächs- und Verhand­
lungspartner anerkennen. 
Das Wort "autonom" im Namen des ASGB hat mit den sogenannten "au­
tonomen Gewerkschaften" in Italien nichts zu tun. Der ASGB ist, wie aus 
seinen Statuten ganz klar hervorgeht, ein Bund von 16 Fachgewerkschaf­
ten. Autonom bedeutet eigenständig. Das Attribut "autonom" will unter­
streichen, daß er eine eigenständige Gewerkschaft der Südtiroler ist im 
Zusammenhang mit Südtirols politischer Autonomie. 
Das Verhältnis zu den nationalen Gewerkschaften ist nicht das beste. Die 
tiefere Ursache hierfür liegt im besonderen Gewerkschaftskonzept des 
ASGB, das mit dem bisherigen der konföderierten Gewerkschaften nicht 
viel gemeinsam hat. Während die nationalen Gewerkschaften das Modell 
einer wirtschafts- und sozialpartnerschaftlichen Politik und die Mitbestim­
mung ablehnen, möchte der ASGB versuchen, in Südtirol ein solches Kon­
zept zu verwirklichen. Nach Auffassung des ASGB liegt die Qualität einer 
Gewerkschaft nicht in der Häufigkeit der Streiks, sondern darin, was sie 
den Mitgliedern bringt, und hierin steht er den nationalen Gewerkschaften 
in keiner Weise nach. Der ASGB hat in fast allen privaten Industriebetrie­
ben, um nur ein Beispiel zu nennen, Betriebsabkommen als Zusatzverträ­
ge zu den nationalen Kollektivverträgen abgeschlossen, die mindestens 
dem italienischen Durchschnitt entsprechen. Dazu bedurfte es nur in den 
seltensten Fällen einer Kampfmaßnahme. 
Ein Handicap dafür, daß die Zusammenarbeit zwischen dem ASGB und 
den nationalen Gewerkschaften nicht funktioniert, besteht darin, daß die-
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se.sich an die nationalEm Richtlinien halten müssen und größte Schwierig­
keiten haben, den örtlichen Verhältnissen Rechnung zu tragen. Wenn Süd­
tirol sich auch über 60 Jahre bei Italien befindet, so hat sich die Mentalität 
der Südtiroler doch noch nicht soweit angepaßt und soll sich auch nicht 
anpassen! Wir sind bestrebt, unsere ureigene Mentalität beizubehalten. Dies 
muß auch in der Gewerkschaftspolitik zum Ausdruck kommen. 
Besonders stolz sind wir heute auf unsere Überparteilichkeit. Nach der letz­
ten Krise im ASGB in den Jahren 1973-75, die wegen parteipolitisch ein­
seitiger Bin_s:lungen einiger führender Persönlichkeiten ausbrach, hat der 
ASGB die Uberparteilichkeit eingeführt und sie seitdem auch rigoros be­
achtet. Die strikte Einhaltung dieses Prinzips hat viel dazu beigetragen, daß 
der ASGB seit 1976 seine Positionen kontinuierlich ausbauen konnte und 
heute in der Lage ist, neben der täglichen Gewerkschaftsarbeit auch zu 
allen gesellschaftspolitischen Problemen Südtirols Stellung zu nehmen und 
entsprechende Beiträge zu leisten ebenso wie zu jenen Diskussionsgegen­
ständen auf zentralstaatlicher Ebene, die unmittelbare Relevanz für die Si­
tuation in Südtirol besitzen. 
Der ASGB kann heute von sich sagen, daß er wesentlich dazu beigetra­
gen hat, das Standesbewußtsein der Südtiroler Arbeitnehmer zu wecken 
und zu stärken. Das ini politischen und gesellschaftlichen Leben Südtirols 
beobachtbare Erstarken des Selbstbewußtseins der Arbeitnehmer ist viel­
fach auch als Folge der Aufklärungs- und Informationsarbeit des ASGB 
zu sehen. 
Wenn heute die Gewerkschaft in der Südtiroler Gesellschaft einen höhe­
ren Stellenwert einnimmt und als Sozialpartner respektiert wird und in vie­
len Gremien verantwortungsvoll mitarbeiten kann, ist dies ebenso ein 
Verdienst der vernünftigen, mit Realitätssinn und Augenmaß betriebenen 
Gewerkschaftspolitik des ASGB. Es bleibt aus der Sicht der Arbeitnehmer 
nur zu hoffen, daß in Südtirol eine echte sozialpartnerschaftliche Politik im­
mer mehr Grundlage der Gesamtpolitik wird und der Gruppenegoismus 
zurückgedrängt werden kann. 

4. Die Garantiegenossenschaft für Handwerker der Provinz Bozen 

Am 8. Juni 1964 wurde von 14 Handwerkern und einer Handwerkerge­
nossenschaft in Bozen die Kreditgarantiegenossenschaft für Handwerker 
der Provinz Bozen gegründet. Das seit über 20 Jahren unveränderte Ziel 
dieser Genossenschaft besteht - unter Ausschluß des Gewinnzwecks - in 
der Verbesserung und Modernisierung der handwerklichen Produktion so­
wie in der Förderung des Absatzes durch die Übernahme von Bürgschaf­
ten für Betriebs- und Investitionskredite, welche die Mitglieder benötigen. 
Die Garantiegenossenschaft beruht in ihren rechtlichen Grundlagen auf 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch und auf dem Gesetzesdekret von 14.12.1947 

; Nr. 1577 in geltender Fassung. Sie unterliegt im Sinne des Regionalgeset-
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zes vom 29.1.1954 Nr. 7 der Überwachung durch die Landesgenossen· 
schaftskommission. Aufgrund rechtlicher Erfordernisse mußten seit der 
Gründung in zwei außerordentlichen Vollversammlungen Statutenabände· 
rungen vorgenornrnen werden. Neben der Abänderung der Bezeichnung 
"Kreditgarantiegenossenschaft" in "Garantiegenossenschaft" wurden 
auch einige Artikel den veränderten praktischen und gesetzlichen Bedin· 
gungen angepaßt. Erwähnenswert dabei ist, daß aufgrund der drei Ge· 
genseitigkeitsklauseln die Genossenschaft im Sinne des Gesetzes vom 
16.12.1977 Nr. 904 von der Einkommensteuer für juridische Personen (IR· 
PEG) und von der lokalen Einkommensteuer (ILOR) gänzlich befreit wurde. 
Die Verwaltung der Genossenschaft obliegt satzungsgemäß dem Verwal· 
tungsrat, der aus sechs Mitgliedern besteht, von denen vier von der Voll· 
versammlung gewählt und die restlichen zwei von der Südtiroler 
Landesregierung aufgrund ihrer gesetzlich geregelten Verpflichtung zur 
Beitragsgewährung (LG vom 13.8.1964 Nr. 11 in geltender Fassung) für 
die Dauer von jeweils drei Jahren ernannt werden. Von den drei wirklichen 
Mitgliedern des Aufsichtsrates werden zwei von der Vollversammlung und 
eines von der Landesregierung bestellt. Seit Bestehen der Genossenschaft 
haben insgesamt sieben Neuwahlen stattgefunden, die letzte davon am 
23.4.1983. 
Alle Funktionäre sind ehrenamtlich tätig und beziehen außer Aufwandsent· 
schädigungen keinerlei Vergütungen. Auch verfügt die Genossenschaft 
nicht über ein Stammpersonal. Bis 1970 wurden die Buchhaltung und die 
sonstigen Verwaltungsaufgaben nebenamtlich von Rag. Herbert Hört er­
ledigt. Seitdem sind sie dem Bozner Wirtschaftsberater Rag. Walter Seid· 
ner in freiberuflicher Mitarbeit anvertraut. 
Über die Tätigkeit der Genossenschaft und ihre wirtschaftliche Bedeutung 
sollen einige nachstehend angeführte Zahlen.Auskunft geben. Insgesamt 
wurden vom Jahre 1966, in welchem nach Uberwindung der ersten An· 
fangsschwierigkeiten die Konventionen mit den Kreditinstituten abgeschlos· 
sen werden konnten, bis einschließlich 31.12.1984 810 Bürgschaftsgesuche 
für ein Kreditvolumen von 20,2 Mrd. Lire genehmigt, während etwa 40 Ge· 
suche aus verschiedenen Gründen abgelehnt werden mußten. Die Rest­
schuld der genehmigten und von der Garantiegenossenschaft verbürgten 
Kredite der Mitglieder bei den Banken betrug am 31.12.1984 5.394 Mio. 
Lire. 
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Verbürgte Kredite und Kreditvolumen (Mio. Lire) 

Jahr Verbürote Kredite Durch· Kreditvolumen 

Anzahl Betrag schnitt (Restschuld) 

1966 4 12,5 3, 1 . 

1967 32 80,7 2,5 52 
1968 19 48,8 2,5 90 
1969 35 124,5 3,5 158 
1970 30 108,7 3,6 238 
1971 35 131,0 3,7 235 
1972 43 173,0 4,0 328 
1973 36 179,0 4,9 375 
1974 34 189,0 5,5 321 
1975 28 271,0 9,6 438 
1976 39 498,3 12,7 589 
1977 57 1.221,6 21,4 913 
1978 69 1.571,0 22,7 1.727 
1979 98 2.444,0 24,9 2.369 
1980 105 4.408,5 41,9 4.194 
1981 64 2.023,0 31,6 5.578 
1982 50 2.726,0 54,5 5.860 
1982 32 1.867,4 58,3 5.361 
1083 38 2.185,5 57,5 5.394 

Summe 810 20.263,7 25,0 

Die höchste Anzahl an Bürgschaftsgesuchen lag im Jahr 1980 mit 105 im 
Betrag von 4,4 Mrd. Lire vor. Im selben Jahr war auch die höchste Zahl 
an Mitgliedsbeitritten (160) festzustellen. 
Der Grund dafür ist darin zu sehen, daß von diesem Jahr an auch Hand­
werksunternehmen im Sinne des Staatsgesetzes vom 25.7.1956 Nr. 860 
Handwerkskredite beanspruchen konnten und demzufolge als Mitglied in 
die Garantiegenossenschaft aufgenommen werden durften. 
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Mitgliederbewegung 1964 - 1984 

Jahr Aufnahmen Austritte Endstand 

1964 14 - 14 
1965 - - 14 
1966 32 7 39 
1967 38 6 71 
1968 25 5 91 
1969 46 9 128 
1970 24 8 144 
1971 31 5 170 
1972 26 4 192 
1973 28 4 216 
1974 9 3 222 
1975 18 5 234 
1976 55 3 287 
1977 49 8 328 
1978 74 11 391 
1979 99 3 487 
1980 160 23 624 
1981 61 12 673 
1982 52 21 704. 
1983 45 79 670 
1984 43 25 688 

Im Jahr 1983 war die Mitgliederzahl erstmals rückläufig, weil die Mehrzahl 
der ausgeschiedenen Mitglieder aus dem Handwerksregister gestrichen 
wurde, so daß die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft bei der Garan­
tiegenossenschaft nicht mehr gegeben waren. 
Über die umsichtige Geschäftsgebarung geben die Ausfälle Aufschluß, wo­
bei festzuhalten ist, daß bis 1969 30% der Ausfälle durch eine Rückbürg­
schaft des Landes abgedeckt waren, von 1970-81 wurde die 
Ausfallhaftungsquote des Landes auf 50% und ab 1982 sogar auf 60% 
erhöht. 

~· 
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Ausfälle 1966 - 1985 

Jahr Ausfälle Ausfallhaftungs-

absolut in% quote des Landes 

1966 - 30% 
1967 - 30% 
1968 - 30% 
1969 4.236.000 3,4 50% 
1970 3.730.000 3,4 50% 
1971 - 50% 
1972 50% 
1973 50% 
1974 1.195.000 0,6 50% 
1975 50% 
1976 116.000 0,02 50% 
1977 - 50% 
1978 - 50% 
1979 - 50% 
1980 35.412.000 0,8 50% 
1981 18.259.000 0,9 50% 
1982 57.004.000 2,0 60% 
1983 140.113.000 7,5 60% 
1984 47.747.000 2, 1 60% 

307.812.000 1,5 

Die Ausfälle liegen zwischen einem Minimum von 0,02% (1976) und ei­
nem Maximum von 7,5 (1983) der verbürgten Kredite, doch erreichen sie 
insgesamt nur einen Wert von 1,5% und können somit als sehr gering be­
zeichnet werden. 
Zusammen mit den Reserven und dem Gewinn vom Jahr 1984 sind die 
Rückstellungen und Reserven der Garantiegenossenschaft auf 990 Mio. 
Lire angewachsen, was einer Deckung der laufenden Bürgschaften von 
18,5% entspricht. Dieses Verhältnis ist als sehr beruhigend und positiv zu 
bewerten. 
Der Ausfallfonds erreichte 1984 das Ausmaß von 7 43 Mio. Lire. Die Ge­
schäftsanteile, die mindestens 50.000 Lire oder ein Vielfaches davon pro 
Mitglied betragen, erreichten zum Bilanzstichtag 31.12.1984 286 Mio. Li­
re, wobei ein Betrag im selben Ausmaß von Gesetzes wegen von der Lan­
desregierung der Garantiegenossenschaft bereitgestellt wurde. So konnte 
die Grantiegenossenschaft zum erwähnten Bilanzstichtag rd. 1,4 Mrd. Lire 
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an Kapital und Reserven bilden, welche zum Großteil in Wertpapieren zum 
Kurswert von 621 Mio. und bei den konventionierten Banken mit 781 Mio. 
veranlagt sind. Durch das so gebildete Reinvermögen der Garantiegenos­
senschaft erscheinen die zum Jahresende 1984 verbürgten Kredite zu ins­
gesamt 25,99% gedeckt. 
Das von der Garantiegenossenschaft verbürg bare Kreditvolumen beläuft 
sich auf knapp 28 Mrd. Lire. Dieser Umstand bildet die unentbehrliche 
Grundlage dafür, daß die Garantiegenossenschaft den stetig zunehmen­
den Ansprüchen und Bedürfnissen des Handwerks auch künftig gerecht 
werden kann. 
Die Garantiegenossenschaft hat mit der Südtiroler Landessparkasse, dem 
Raiffeisenverband, den Volksbanken Bozen, Brixen und Meran sowie mit 
der Banca di Trento e Bolzano Konventionen abgeschlossen und kann 
auf eine über zwanzigjährige gute Zusammenarbeit mit diesen Banken zu­
rückblicken. 
Der größte Teil der Genossenschaftsmitglieder gehört dem Metallbereich 
an (31 %), der nächstgrößte Teil dem Baugewerbe (19%) gefolgt vom Holz­
bereich (12%) und den Transportunternehmen (11 %). Der Rest verteilt sich 
auf die Bereiche Glas-, Papier-, keramische und sonstige Gewerbe (8%), 
auf die Gesundheits- und Körperpflege (7%), auf den Nahrungsmittelbe­
reich (5%), auf Bekleidung, Textil und Leder (5%) sowie auf Chemische 
Reinigungen (1 %). 
In gebietlicher Hinsicht entfallen 50% der Mitglieder auf Bozen und Um­
gebung, 15% auf Meran und Burggrafenamt, 11 % auf das Eisacktal, 8% 
auf das Unterland, 7% auf den Vinschgau, 7% auf das Pustertal und 1 % 
auf die ladinischen Täler. 
Abschließend kann gesagt werden, daß die Garantiegenossenschaft eine 
Einrichtung darstellt, welche für das einheimische Handwerk nicht mehr 
wegzudenken ist Im übrigen hat die Tatsache des außerordentlich guten 
Funktionierens dieser Selbsthilfeeinrichtung auch zur Schaffung von ana­
logen Einrichtungen für die Klein- und Mittelbetriebe der Industrie wie auch 
für die Handelsbetriebe geführt. 1l 

1) Quelle: Geschäftsberichte der Garantiegenossenschaft für Handwerker der Provinz Bo­
zen 1983 und 1984. 
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5. Das Südtiroler Bildungszentrum 

Repräsentanten der maßgeblichsten Berufsverbände und Bildungsverei­
ne gründeten am 9. Oktober 1971 das Südtiroler Bildungszentrum (SBZ), 
um den mit der Erweiterung der Selbstverwaltung Südtirols in verstärktem 
Ausmaß anfallenden Bildungsbedarf abdecken zu helfen. 
Seinen ersten Tätigkeitsschwerpunkt setZ1e das SBZ 1972 mit der Eröff­
nung eines zweiten Bildungsweges auf Hochschulebene. Zu Beginn der 
70er Jahre war der Akademiker-Mangel bei der deutschen und ladinischen 
Volksgruppe sehr akut geworden. Dies deshalb, weil neben dem histo­
risch bedingten Bildungsdefizit gegenüber der italienischen Sprachgrup­
pe aus vor allem zwei Gründen plötzlich ein zusätzlicher Bedarf 
hinzugekommen war: erstens hatte der Ausbau der Pflichtmittelschulen 
Hunderte von zusätzlichen Lehrern erfordert, und zweitens bedurfte es zu­
sätzlicher akademischer Fachkräfte im öffentlichen Dienst, ohne welche 
die Wahrnehmung der im Zweiten Autonomie-Statut übertragenen Zustän­
digkeiten nicht möglich war. In Ermangelung akademischer Fachkräfte grif­
fen sowohl Schule als auch öffentlicher Dienst auf Hochschulstudenten oder 
Maturanten als Ersatzkräfte zurück, was bei diesen wiederum zur Studien­
verzögerung bzw. zum vorzeitigen Abbruch des Studiums führte. Nur we­
nigen von ihnen gelang es, neben ihrer beruflichen Tätigkeit das St~dium 
zu Ende zu führen und wenn überhaupt, dann nur unter beträchtlichem 
Zeitverzug. Die Verschärfung des Akademikermangels war somit nicht, wie 
vielfach irrtümlich angenommen, durch einen Mangel an Hochschulstu­
dienplätzen bedingt Im Gegenteil, die Südtiroler befanden sich diesbe­
züglich im Vergleich zu ihren Kollegen in Österreich und Deutschland 
geradezu in einer bevorzugten Lage, standen ihnen doch außer den ita­
lienischen Universitäten auch die österreichischen mittels Studientitelab­
kommen zwischen Österreich und Italien sowie über ein großzügiges 
österreichisches Stipendienprogramm praktisch unbeschränkt offen. 
Das SBZ ging nun daran, dieses Problem zu lösen, indem es mit Hilfe der 
Universität Innsbruck Werkstudentenkurse in Bozen einführte. Als Testfall 
für das Interesse der Südtiroler Bevölkerung an dieser Art von Problemlö­
sung und zur Erprobung der praktischen Durchführbarkeit eines an Wo­
chenenden kumulierten Unterrichts für berufstätige Studenten organisierte 
das SBZ noch im Januar 1972 in Zusammenarbeit mit dem Verband Süd­
tiroler Sportvereine und unter der Mitarbeit von Professoren des Instituts 
für Leibeserziehung an der Universität Innsbruck einen zwei-semestrigen 
Befähigungslehrgang für Fachsportlehrer, der in Bozen durchgeführt wur­
de. Von ursprünglich 46 Teill'lehmern konnten 35 den 250 Stunden um­
fassenden Kurs erfolgreich abschließen. Dabei erwies sich, daß der 
Wochenend-Block-Unterricht den lehrenden und lernenden in gleicher 
Weise ein bestimmtes Maß von Anpassungsfähigkeit abverlangte, die Be­
lastbarkeit der Beteiligten jedoch nicht überstieg. Jedenfalls brachte die­
ses Experiment recht positive Ergebnisse, so daß das SBZ sich in der Lage 
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sah, ernsthaft mit dem Ausbau der Werkstudentenkurse zu beginnen. Im 
Oktober 1972 wurden dann die Hochschulkurse für Geographie, Geschich­
te, Germanistik, Mathematik, Physik, Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswis­
senschaften in Bozen eingeführt. 289 Werkstudenten nahmen daran teil, 
sie wurden als ordentliche Hörer an der Universität Innsbruck inskribiert, 
den Unterricht besorgten Lehrkräfte der Universität Innsbruck. Im Sommer­
semester 1973 kam ein Lehrgang für Latein (12 Hörer) dazu. Im Winter-Se­
mester 1973-74 folgten Lehrgänge in Psychologie (300 Teilnehmer) und 
Mathematik-Chemie (45 Teilnehmer) sowie ein zweiter Befähigungslehr­
gang für Fachsportlehrer (60 Teilnehmer). Ein Jahr später (1974) wurde 
aufgrund des großen Bedarfs ein weiterer Lehrgang für Sozial- und Wirt­
schaftswissenschaft mit 118 Hörern, 1975 ein solcher für Mathematik (52 
Hörer) und einer für Germanistik-Geschichte (84 Hörer) neu begonnen. 
1976 kam das Fach Leibeserziehung hinzu. 
Die Fächer Sozial- und Wirtschaftswissenschaft, Rechtswissenschaft, Ger­
manistik, Geographie, Geschichte, Mathematik-Physik und Leibeserziehung 
wurden als vollakademische Lehrgänge im Umfang von acht bis zehn Se­
mestern mit einem durchschnittlichen Lehrangebot von 120 Unterrichts­
stunden pro Semester geführt. Die Fächer Latein (1 Semester), Chemie, 
Psychologie und Kunstgeschichte mit je 4 Semestern wurden als Teilstu­
dium zur akademischen Weiterbildung oder als Ergänzungsfächer an­
geboten. 
Der Unterricht fand kumuliert an Wochenenden in Bozen statt, wobei die 
einzelnen Blöcke zwischen 20 und 25 Stunden umfaßten und meist in vier­
wöchigem Turnus abgeführt wurden. Zur Aufrechterhaltung des umfang­
reichen Lehrbetriebes war ein Lehrkörper erforderlich, der von der Uni­
versität Innsbruck mit tatkräftiger Unterstützung des Unterrichtsministeri­
ums in Wien und wohlwollender D~ldung des Wissenschaftsministeriums 
gestellt wurde. Rund 35 Professoren waren ständig im Einsatz, in Spitzen­
zeiten erhöhte sich ihre Anzahl auf etwa 50. 
1.060 Studenten nutzten das universitäre Ausbildungsangebot des SBZ, 
wenn auch nicht alle das Endziel eines akademischen Grades erreichten. 
Aber immerhin haben mehrere hundert auf diese Weise ein vollwertiges 
akademisches Studium absolvieren können, andere bedienten sich des 
Lehrangebots zum Zwecke der beruflichen oder persönlichen Weiterbil­
dung. Nicht wenige konnten ihr infolge vorgezogener Berufstätigkeit ab­
gebrochenes Studium wieder aufnehmen und ordnungsgemäß zu Ende 
führen. 
Daneben wurden 176 Ersatzkräfte im Schulsport in drei aufeinanderfolgen­
den Lehrgängen von jeweils zwei Semestern zu Fachsportlehrern ausge­
bildet. Wenn ihr Titel auch in Italien nicht anerkannt wurde, so erwuchs 
dem Schulsport daraus doch ein vor allem fachlich nicht zu unterschät­
zender Gewinn. 
Im Zusammenhang mit den Werkstudentenkursen mußte das SBZ erken­
nen, daß seit dem Erlaß vieler neuer Studienordnungen in Österreich das 
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Studientitelabkommen zwischen Österreich und Italien aus dem Jahr 1956 
den neuen Gegebenheiten nicht mehr entsprach. So bemühte es sich ab 
1975 mit Erfolg um eine Wiederaufnahme der zwischenstaatlichen Verhand­
lungen zwecks Ajournierun9 des Abkommens, so daß auch diese Frage 
zur Zutnedenhe1t der Bete1l1gten gelöst werden konnte. 
Damit war der gröbste Nachholbedarf vorerst abgedeckt, und das SBZ 
ließ Ende der 70er Jahre die Werkstudentenkurse auslauten, um sich ver­
stärkt anderen Aufgaben zuwenden zu können. 
S_chon 1971 hatte sich das SBZ maßgeblich an der Planung und Koordi­
nierung der Erwachsenenbildung beteiligt, und in Zusammenhang mit der 
Landesregierung hatte es wesentliche Beiträge zur methodischen und in­
haltlichen Referentenausbildung leisten können. Dann hatte es im Zusam­
menhang mit der Ausschreibung von öffentlichen Stellen begonnen, die 
systematische Vorbereitung der Stellenanwärter auf die öffentlichen Wett­
bewerbe in die Wege zu leiten und zu finanzieren. 197 4 wandte sich dann 
das SBZ der Organisation von Berufsbefähigungskursen zu. Im Auftrag 
der Landesregierung veranstaltete es 1n diesem Jahr zum ersten Mal ei­
nen zweijährigen Befähigungslehrgang für Gemeindesekretärsanwärter, 
welcher berufsbegleitend im Blocksystem an Wochenenden durchgeführt 
wurde. Bis 1 __ 983 wurdeA insgesamt fünf solchE;r Befähigungslehrgänge mit 
zusammen uber 400 Teilnehmern abgeführt. Uber 160 Kursteilnehmer be­
standen die Gemeindesekretärsprüfungen und ein Großteil von ihnen wur­
de in den Verwaltungsdienst von Gemeinden übernommen, so daß 
allmählich auch diese für Südtirol so empfindliche Lücke geschlossen wer­
den konnte. 
Da das SBZ n_ach 1976 keine neuen universitären Lehrgänge mehr an­
bot, begann sich bereits 1977 sein Tätigkeitsschwerpunkt auf berufsbil­
dende Kurse para- oder nach-universitärer Art zu verlagern. In diesem Jahr 
kamen_ zu de_n Kursen für Gemeindesekretärsanwärter zweijährige Vollzeit­
Lehrg~_nge !ur med1z1nisch-technische Assistenten sowie Weiterbildungs­
kurse fur Geme1ndearzte hinzu, 1978 wurden die dreijährigen Vollzeit-Lehr­
gänge für Phys1kotherapeuten aufgenommen, 1980 wurde das Ausbildung­
sangebot um einen zweijährigen Vollzeit-Lehrgang für Logopäden und um 
dreijährige Lehrgänge für Diätisten erweitert. Ab 1981 wurden sodann Lehr­
gänge angeboten für Chemie-Laboranten (einjährig) und ab 1985 für Heb­
ammen (zweijährig) sowie für Hygiene- und Umweltinspektoren (dreijäh­
rig). Bei all diesen Berufslehrgängen, welche das SBZ in Zusammenarbeit 
und im Auftrag der Landesregierung durchführte, handelt es sich durch­
wegs um Mangelberufe, für welche es bis dahin in Südtirol selbst keine 
Ausbildungsmöglichkeiten gab: Da der zahlenmäßige Bedarf bei diesen 
Spezialisierungen zu klein ist, um den Ausbau eigener Schulen zu recht­
fertigen, bot __ sich eben als beste Lösung die fallweise Organisation solcher 
Berufslehrgange du_rc~ das SBZ an. Damit war auch gewährleistet, daß 
1n diesen Berufen kein_ Uberangebot entstand, das mangels Berufsmöglich­
keiten ins Ausland hatten abwandern müssen. 
~-
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Berufslehrgänge des SBZ 1971-85 

Berufe 

Fachsportlehrer 

Gemeindesekretäre 

Mediz. -techn.Assist. 

Physikotherapeuten 

Logopäden 
Diätisten 

Chemie-Laboranten 
Hebammen 
Hygiene-u. Umweltinsp. 

zusammen 

Fortl. 
Kurs- Jahr 
zahl 

1. 
2. 
3. 
1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
1. 
2. 
3. 
1. 
2. 
3. 
1. 
1. 
2. 
3. 
4. 
1. 
1 . 
1 . 

22 

1971/72 
1973/74 
1975/76 
1974175 
1977/78 
1979180 
1981182 
1983/84 
1977179 
1979181 
1983/85 
1978/81 
1981/83 
1985/86 
1980/82 
1980/81 
1982/83 
1983/84 
1984/85 
1981 /82 
1985/86 
1985/87 

Unter­
richts­
stunden 

250 
250 
250 
470 
470 
470 
470 
560 

3.080 
3.080 
3.080 
2.710 
2.710 
2.710 
2.400 
1.300 
1.300 
1.300 
1.300 

180 
3.100 
3.000 

34.440 

Teiln. 

46 
60 
70 

109 
94 
85 
73 
60 
21 
22 
15 
22 
22 
20 
14 

9 
4 
4 
4 

10 
12 
24 

795 

Absolv. 

35 
32 
57 
45 
29 
21 
32 
34 
18 
19 
13 
20. 
18 

14 
9 
4 
4 

8 

416 

In rund 15 Jahren führte so das SBZ 22 Berufslehrgänge für 9 Berufsspe­
zialisierungen mit einem Lehrangebot von insgesamt über 34.000 theore­
tischen und praktischen Unterrichtsstunden durch. Knapp 800 Berufs­
anwärter haben daran teilgenommen. Gut die Hälfte davon hat das jewei­
lige Kursziel erreicht, und mit wenigen Ausnahmen üben die Absolventen 
ihren Beruf in Südtirol aus. 
Als der Mediziner-Nachwuchs in Österreich immer stärker wurde, ge.riet 
in den ?Der Jahren die traditionelle Facharztausbildung von Südtiroler Arz­
ten an der Universitätsklinik in Innsbruck aufgrund des großen österreichi­
schen Andrangs in Gefahr, abgebrochen zu werden. Hier lag somit ein 
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weiteres großes Einsatzgebiet für das SBZ, dem es 1977 mit der tatkräfti­
gen Unterstützung des österreichischen Unterrichtsministeriums und in Zu­
sammenarbeit mit dem Wissenschaftsministerium gelang, an der 
Universitätsklinik in Innsbruck rd. 14 außerplanmäßige Ausbildungsstellen 
für Südtiroler Facharztanwärter zu schaffen. Bei der Auswahl der Fächer 
wurde besonders darauf geachtet, daß die Mangelbereiche in Südtirol vor­
dringlich abgedeckt wurden. 

Außerplanmäßige Stellen für die Facharztausbildung 
an der Universitätsklinik Innsbruck 

Fächer 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

Anästhesiologie 5 
Psychiatrie 2 
Radiologie 2 
Gynäkologie 1 
Dermatologie 1-
Rehabilitation 1 
Neurologie 1 
Augenheilkunde 1 
HNO 1 
Urologie 
Chirurgie 
Pädiatrie 
Innere Medizin 

zusammen 15 

3 
1 

2 
1 
1 
2 
1 
1 
1 
1 

14 

2 
1 

2 

1 
3 

13 

2 
1 

2 

1 
3 
1 

2 
1 

14 

2 2 
1 1 

2 2 
1 

2 1 
1 2 
2 1 

1 
4 ' 3 

14 14 

2 
1 

2 
1 

3 

1 
4 

15 

2 
5 

2 
2 

4 

16 

Darüber hinaus gab es aber noch viele weitere Initiativen, welche das SBZ 
entfaltet hat. 1975 bereitete es im Auftrag der Landesregierung einen Ent­
wurf zur Landesämterordnung vor, welcher 1980 in modifizierter Form als 
Gesetz verabschiedet wurde. 
Sodann bemühte es sich im Zusammenhang mit der Wiedereinführung des 
Deutschen als Rechtssprache um die Schaffung der materiellen sprachli­
chen Voraussetzungen, indenl es die deutsche Übersetzung der Zivilpro­
zeßordnung, des Zivil- und Strafgesetzbuches, der Konkursordnung und 
des Verwaltungsverfahrensrechtes veranlaßte. Die Zivilprozeßordnung und 
Konkursordnung sind in vorbildlichen zweisprachigen Ausgaben erschie­
nen und auch außerhalb der Landesgrenzen auf reges Interesse gesto-

" ßen. Auch die Erstellung eines Glossars für das Steuerwesen wurde in die 
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Wege geleitet. Das SBZ förderte sodann ladinische Sprach_kurse in Bozen 
(ab 1978) ebenso wie die Arbeit des ladinischen Kultunnst1tuts 1n _St. _Mar­
tin in Thurn, die Einführung der W1rtschaftserz1ehung an den Sudt1roler 
Oberschulen durch Vorbereitung und Herausgabe der Lehr- und Arbeits­
bücher "Wirtschafts- und Rechtskunde" (ab 1982) sowie die Wiedererrich­
tung der traditionsreichen, seit dem Ersten Weltkrieg jedoch 
unterbrochenen, Steinmetzausbildung in Laas (1982). 
Seit Jahren trägt das SBZ zur Förderung der Abendmittelschulen und Ober­
schulfernkurse bei, aber auch zum Deutschunterricht in sprachgefährde­
ten Gemeinden (Lusern). 1982 hat das SBZ begonnen, jährlich einmal 
Seminare zur künstlerischen Gestaltung der verbauten Umwelt (Dorfbild) 
durchzuführen, in dessen Rahmen es auch die Schule zur künstlerischen 
Wandgestaltung ins Leben rief (_Bozner Freskoschule). Schließlich w.urde 
1985 vom SBZ zum ersten Mal ein Kurs für die L1ed-lnterpretat1on (Sanger 
und Pianisten) durchgeführt sowie ein Lehrgang für Holzkonservierung und 
-restaurierung in Zusammenarbeit mit dem Landesdenkmalamt in die We-
ge geleitet. „ . „ 

Im Verlauf seiner 15jährigen Tätigkeit hat das SBZ betrachtl1che Betrage 
aufgewendet. Einen Großteil davon konnte es mit Hilfe des österreichischen 
Unterrichtsministeriums finanzieren, und zwar 1enen Teil der Kosten, die 
in Österreich anfielen (Werkstudentenkurse, Facharztausbildung usw.) Für 
die Berufslehrgänge in Bozen hingegen konnte es auf Landesbeiträge zu­
rückgreifen, und ein weiterer Teil der Tätigkeit wurde mit privaten Spen­
den sowie Kursteilnehmergebühren abgedeckt. Der Verwaltungsaufwand 
für die weitverzweigte Tätigkeit konnte dabei stets unter 10% gehalten wer­
den weil ein Großteil der Arbeit durch den ehrenamtlichen Einsatz des 
Prä~idiums und der Vorstandsmitglieder bewältigt wurde. 

6. Der Verein zur Förderung der wissenschaftlichen Ausbildung und 
Tätigkeit von Südtirolern an der Landesuniversität Innsbruck 

Zu Beginn der 70er Jahren konsolidierte sich in Südtirol immer _mehr das 
hochschulpolitische Grundkonzept, keine eigene Hochschuleinnchtung 1n 
Südtirol zu gründen, dafür aber die Universität Innsbruck zu einer - über­
regionalen - Landesuniversität für alle Teile T1rols auszubauen. 
Hierzu war es erforderlich daß die Universität Innsbruck sich verstärkt auf 
den akademischen Ausbildungsbedarf Südtirols einstellte und darüber hin­
aus auch im Forschungsbereich Südtirol mitversorgen konnte. 
Das wiederum war nicht so sehr eine Frage gelegentlicher Forschungs­
vorhaben die hie und da für und in Südtirol durchgeführt wurden, son­
dern letztlich eine Frage davon, ob die Südtiroler über den studentischen 
Bereich hinaus auch im Mittelbau und 1m Lehrkorper Eingang finden konn­
ten. Dies war aber damals nicht der Fall. Während die Südtiroler an der 
Universität Innsbruck auf studentischer Ebene mit einem Anteil von rund 
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10% repräsentiert waren, betrug ihr Anteil im Mittelbau und im Lehrkör­
per nur etwa 1 %. 
Um die Einschleusung begabter Südtiroler Akademiker in den Mittel- und 
Oberbau der Universität in Innsbruck zu beschleunigen, wurde 1976 der 
Verein zur Förderung der wissenschaftlichen Ausbildung und Tätigkeit von 
Südtirolern an der Landesuniversität Innsbruck gegründet. 
Südtiroler, Nordtiroler und Wiener Stellen, die in gleicher Weise an der Pro­
blemlösung interessiert waren, bildeten die Träger des Vereins. Das Bun­
desministerium für Unterricht und Kunst in Wien war durch Sektionschef 
Dr. Josef Rieger und Sektionsrat Dr. Günter Sagburg vertreten, von Südti­
roler Seite waren für die Landesregierung der Landesrat für Kultur, Dr. An­
ton Zeiger, das Südtiroler Kulturinstitut mit dem Abgeordneten Dr. Karl 
Mitterdorfer, Dr. Marjan Cescutti und Dr. Josef Waldthaler, das Südtiroler 
Bildungszentrum mit Karl Nicolussi-Leck und Baron Christoph von Unter­
richter, das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut mit Obmann Josef von 
Garzuly und Geschäftsführer Christoph Pan, der Arbeitskreis Südtiroler Mit­
telschullehrer mit Dir. Dr. Marta Ambach und die Arbeitsgemeinschaft Un­
ternehmer Südtirols mit dem Obmann Dr. Otmar Thun beteiligt. Für Nordtirol 
wirkten mit: für die Li~ndesregierung das Referat Südtirol mit Hofrat Dr. 
Viktoria Stadlmayer und Dr. Robert Gismann, der Landesschuldirektor für 
Tirol, Hofrat DDr. Wilhelm Kundratitz, der Rektor der Universität S. Magni­
fizenz Univ.-Prof. Dr. Otto Muck S.J. und Prorektor Univ.-Prof. Dr. Robert 
Weinlich. In der Folge kamen die jeweils amtierenden Rektoren Univ.-Prof. 
Dr. Franz Fliri (1978/79), Univ.-Prof. Dr. Herbert Braunsteiner (1979/81), 
Univ.-Prof. Dr. Giemens A. Andreae (1981/83) und Univ.-Prof. Dr. Josef 
Rothleitner (1983/85) hinzu. Vom Wiener Unterrichtsministerium waren dann 
noch Sektionschef Dr. Adolf März und Rat Dr. Heinrich Wolf mit dabei. Die 
Belange der Südtiroler im lnnsbrucker Lehrkörper vertrat Univ.-Doz. Dr. 
Franz Schmalz!. 
Der Verein setzte sich die Wissenschaftsförderung für Südtirol an der tiroli­
schen Landesuniversität in Innsbruck zum Ziel. Hierzu wurde ein Rotations­
fonds errichtet, aus welchem für Südtiroler Anwärter auf die 
wissenschaftliche Laufbahn außerplanmäßige Assistentenstellen finanziert 
wurden, wenn im Falle eines geeigneten Bewerbers aus Südtirol ein ent­
sprechender Assistentenposten gerade nicht frei war. Die solcherart ge­
förderten Südtiroler Assistenten sollten dann bei der nächsten sich 
bietenden Gelegenheit auf eine Planstelle überwechseln, so daß der Ro­
tationsfonds für weitere Südtiroler Anwärter genutzt werden konnte. 
Die von Fall zu Fall erforderlich!Jn außerplanmäßigen Assistentenstellen wur­
den im Einvernehmen mit dem jeweiligen Institutsvorstand und dem Bun­
desministerium für Wissenschaft und Forschung in Wien errichtet. Die 
Besoldung der Stelleninhaber erfolgte über das zentrale Besoldungsamt 
in Wien mit Mitteln des Wissenschaftsministeriums, welche aus dem Rota­
tionsfonds des Vereins refundiert wurden. 

„ Der Rotationsfonds wurde hauptsächlich aus drei Quellen gespeist: erstens 
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und zugleich zum größten Teil aus Beiträgen des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst, zweitens aus Beiträgen der Tiroler Landesregierung 
und drittens aus Mitteln der Laurin-Stiftung in Liechtenstein. Daneben gab 
es noch einige Privatspenden aus Südtirol, allerdings nur in unbedeuten­
dem Umfang. Die Südtiroler Landesregierung sah aus rechtlichen Grün­
den keine Möglichkeit, aus eigenen Mitteln beizusteuern. So blieb für 
Südtirol nur der Weg, bei Wirtschaftsverbänden und Banken Spenden zu 
sammeln, ein Unterfangen, das trotz eines Aufrufes des Landeshauptmanns 
Dr. Silvius Magnago aus verschiedenerlei Gründen zu einem für Südtirol 
eher beschämenden Erfolg führte. Dennoch ist die Absicht vorhanden und 
die Zuversicht nicht ganz erloschen, in Südtirol doch einmal einen gang­
baren Weg zur Selbstbeteiligung zu finden. 
In den zehn Jahren seit der Gründung des Vereins konnten insgesamt 21 
Südtiroler als Assistenten auf außerplanmäßigen Stellen gefördert werden. 

Geförderte Südtiroler Assistenten nach Fachbereichen 
1976-1985 

Fakultät und Fachbereich 

Rechtswissenschaftliche Fakultät 
Arbeitsrecht 
Öffentliches Recht 
Zivilrecht 
Strafrecht 

Sozial- und wirtschaftsw. Fakultät 
Statistik 
Betriebswirtschaft 

Geisteswissenschaftliche Fakultät 
Germanistik 
Romanistik (Ladinisch) 

Naturwissenschaftliche Fakultät 
Informatik 
Limnologie 
Zoophysiologie 
Botanik 
Pharmakognosie 
Hydrologie und Glaziologie 
Alpenländ.Land- und Forstwirts. 

Medizinische Fakultät 
Mikrobiologie 

Zusammen 

Geförderte Assistenten 

4 

4 

5 

7 

21 

3 
1 

4 
1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

(21) 
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Im ersten Halbjahr 1985 wurden noch laufend 8 außerplanmäßige Assi­
stentenstellen finanziert, davon 5 als Ganztages- und 3 als Halbtages­
Stellen. 
_Oie Förderungsschwerpunkte lagen vor allem im rechtswissenschaftlichen 
1m geisteswissenschaftlichen und im naturwissenschaftlichen Bereich. Seit 
1973 wird an der Universität Innsbruck mit Hilfe von Professoren der Uni­
versität Padua italienisches Recht für die Südtiroler Jus-Studenten ange­
boten. Daraus resultiert ein besonderer Förderungsbedarf. Ein weiterer 
Schwerpunkt lag von jeher bei der Germanistik im Hinblick auf die Ausbil­
dung der Lehramtsanwärter für die deutsche Schule. Schließlich hat das 
steigende Interesse am Umweltschutz dazu geführt, daß hier ein dritter För­
derungsschwerpunkt gebildet wurde. Ein weiteres Problem, dem beson­
dere Aufmerksamkeit gewidmet wurde, war die Statistik. Dieses Grundfach 
in der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Ausbildung setzt Mathe­
matikkenntnisse voraus, die wegen des chronischen Mangels an qualifi­
zierten Mathematiklehrern an Südtirols Oberschulen bei Südtiroler 
Studenten im Gegensatz zu ihren österreichischen Kollegen vielfach nicht 
gegeben waren, so daß nicht wenige Südtiroler Studienanfänger wegen 
der unzureichenden mathematischen Vorkenntnisse die Hürde der Stati­
stik nicht nehmen konn1en und ihr Wunschziel, Betriebs- oder Volkswirt zu 
werden, aufgeben mußten. Durch die Errichtung einer außerplanmäßigen 
Ass1stentenstelle am Institut für Statistik und ihre Besetzung mit einer Süd­
tiroler Fa.chkraft konnte diesem Umstand Rechnung getragen und das chro­
nische Ubel beseitigt werden. 
Von den bisher Geförderten wurden nicht mehr als 3 auf Planstellen des 
Bundes übernommen, einer davon ist dem Ruf als ordentlicher Professor 
für Arbeitsrecht an die Wirtschaftsuniversität Wien gefolgt. Je einer hat sich 
a_ls Rech_tsanwalt und als Unternehmensberater in Bozen niedergelassen, 
sieben sind 1m Begriffe, ihre Ausbildung anderweitig zu beenden bzw. ei­
ne Stelle im öffentlichen Dienst oder in der Privatwirtschaft Südtirols anzu­
treten. Nur einer ist ein privates Dienstverhältnis in Österreich eingegangen. 
Ein weiteres Anliegen, dessen sich der Verein erfolgreich annahm, war die 
rechtliche Gleichstellung der. Südtiroler in Österreich. V,or allem ging es dar­
um, eine gewisse D1sknm1rnerung der Südtiroler in Osterreich zu beseiti­
gen, der sie als Ausländer besonders in den gehobenen Positionen 
ausgesetzt waren. Während nämlich die Südtiroler als Studenten und As­
sistenten den Inländern faktisch gleichgestellt waren, konnten sie sich z.B. 
nur habilitieren, wenn dem eine formale Gleichstellung durch das Unter­
rich_tsministerium vorangegangen war. Eine in nicht geringem Maße ver­
breitete Tendenz ging sogar soweit, die Südtiroler streng formaljuridisch 
als Ausländer zu betrachten und ihnen das passive Wahlrecht in jenen uni­
versitären Gremien abzusprechen, denen Behördencharakter zukam. Es 
herrschte auch die Rechtsauffassung vor, daß die Ernennung zum außer­
ordentlichen Professor die österreichische Staatsbürgerschaft voraussetz-

„te, so daß Südtiroler Universitätsdozenten ohne Preisgabe ihrer italienischen 
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Staatsangehörigkeit die Vorrückung zum außerordentlichen Professor ver­
schlossen war. Ob Südtiroler in Innsbruck als Ausländer zu betrachten sind 
oder nicht, durfte schließlich keine ausschließlich juridische Frage sein: die 
Konzeption der Universität Innsbruck als Landesuniversität für Gesamt-Tirol 
setzt immerhin ein Selbstverständnis voraus, nach welchem sich die Tiro­
ler nördlich und südlich des Brenners als volkliche Einheit begreifen mußten. 
Da dieses Problem allerdings nicht auf Tiroler Landesebene zu lösen war, 
wurde mit vereinten Kräften eine Lösung auf gesamt-österreichischer Ebene 
angestrebt mit dem Ergebnis, daß das österreichische Parlament 1979 das 
sogenannte Gleichstellungsgesetz verabschiedete, womit den Südtiroler 
Hochschülern das passive Wahlrecht in den Organen der Osterreichischen 
Hochschülerschaft gewährt wurde und darüber hinaus die Südtiroler be­
züglich der rechtlichen Voraussetzungen zur wissenschaftlichen Laufbahn 
den Inländern gleichgestellt wurden. 
Ab den 70er Jahren studierten in der Regel rd. 600/o der Südtiroler Hoch­
schüler an der Universität Innsbruck. Ihre Zahl stieg zwar von rd. 1.000 
anfangs der 70er Jahre auf 1.800 im Jahr 1985, da aber auch die Ge­
samtzahl der Hörer an der Universität Innsbruck im selben Verhältnis wuchs, 
betrug der Südtiroler Anteil konstant um die 100/o. Nachdem vor der terri­
torialen Trennung Tirols die Südtiroler stets einen maßgeblichen Anteil am 
lnnsbrucker Lehrkörper gestellt hatten, war ihr Anteil infolge des mangeln­
den Nachschubs ständig gesunken. Im Studienjahr 1973/7 4 lag der An­
teil der Südtiroler am universitären Mittel- und Oberbau bei 1 %. 1981 hatte 
er sich wiederum auf knapp 40/o und 1985 auf 70/o verbessert. 

Südtiroler im Lehrkörper und Mittelbau der 
Universität Innsbruck 

Positionen 1975 

Ordentliche Professoren 3 
Außerordentliche Professoren 
tit. außerordentl. Professoren 
Honorar-Professoren 1 
Univ.-Dozenten 4 
Assistenten 33 
Lehrbeauftragte 4 

Summe 45 

1985 

5 
3 
2 
1 
6 

64 
9 

90 

Im Jahrzehnt 1975-85 hat sich die Anzahl der Südtiroler im Lehrkörper und 
Mittelbau der Universität Innsbruck verdoppelt. Der Förderungsverein hat 
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hierzu einen maßgeblichen Beitrag leisten können: zum einen durch das 
Gleichstellungsgesetz, das wesentliche Hemmnisse bei der Vorrückung 
zum außerordentlichen Professor beseitigte und zum anderen durch die 
Schaffung von außerplanmäßigen Assistentenstellen. Neben dem Förde­
rungsve_rein hat aber auch noch das Südtiroler Bildungszentrum (SBZ) seit 
1978 mit der Errichtung von außerplanmäßigen Stellen für die Facharz1-
ausbildung begonnen und unterhält mit Hilfe des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst durchwegs 14 solcher Stellen. Von den derzeit 64 
Assistentenstellen sind daher direkt oder indirekt 10 vom Förderungsver­
ein und 14 vom SBZ vermittelt, so daß die "natürliche" Vermehrung ge­
ge_nüber 1975 nur 7 beträgt. Letztlich ist aber auch diese zu einem guten 
Tell ebenso auf die Vergrößerung des Südtiroler Studentenpotentials mit 
der dazugehörigen Begabungsselektion wie auf das insgesamt für Südti­
roler positivere Klima zurückzuführen, welches im Zusammenhang mit der 
Umgestaltung der Universität Innsbruck zur Landesuniversität für Tirol süd­
lich und nördlich des Brenners mit vereinten Kräften allmählich geschaf­
fen werden konnte. 
Der Südtiroler Anteil am universitären Oberbau lag 1985 mit 3,30/o freilich 
noch bedeutend niedriger als beim Mittelbau mit 8,50/o. Von derzeit 240 
Planstellen für Professoren sind 8 mit Südtirolern besetzt. Um den Verhält­
nisanteil auf studentischer Ebene herzustellen, müßten noch weitere 24 Süd­
tiroler als Professoren hinzukommen. Durch die Verstärkung der Südtiroler 
im Mittelbau rückt dieses Ziel in greifbare Nähe. Aber auch im Mittelbau 
müßten bei derzeit rd. 750 Stellen noch weitere 11 Assistentenstellen von 
Südtirolern besetzt werden. Damit könnte allerdings gewährleistet werden, 
daß die Südtiroler sich langfristig an der Landesuniversität ohne besonde­
re Hilfsmaßnahmen im natürlichen Ausmaß halten können, und der För­
derungsverein hätte seine Aufgabe erfüllt. 

7. Die Bürgschaftsgenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb in Südtirol 

Die Bürgschaftsgenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb in Südtirol wurde 
im Geiste der Sozialpartnerschaft von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
gemeinsam 1979 in Bozen gegründet. In sozialpartnerschaftlichem Gei­
ste _deshalb, weil die beiden Kategorien wohl das gemeinsame Ziel der 
bre1tgestreuten Vermögensbildung verfolgen, dabei jedoch in sehr unter­
schiedlicher Weise Nutznießer dieser Initiative sind. 
Die Arbeitnehmer sind direkt Nutznießer insofern, als sie bei der Schaf­
fung eines Eigenheimes die El'ürgschaftsleistung der Genossenschaft be­
anspruchen können, und zwar dann, wenn z.B. beim Bau einer Wohnung 
die E1genm1ttel und Förderungsbeiträge nicht ausreichen und deshalb ein 
zusätzliches Darlehen in Anspruch genommen werden muß, oder wenn 
beispielsweise beim Kauf einer Wohnung eine Vorfinanzierung in Formei-

„ nes Uberbrückungskredits geleistet werden soll, bis die öffentlichen För-
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derungsbeiträge ausbezahlt werden bzw. bis die Aufnahme eines Hypo-
thekarkredits möglich ist. . . 
Die Arbeitgeber sind hingegen indirekt„Nutzrneß:ir. und zwar insofern, als 
der bisher aus den oben genannten Fallen herruhrende Druck zur Belei-
hung von Abfertigungsansprüchen beseitigt wird. . 
So gesehen profitieren beide Teile, nämlich Arbeitgeber u_nd Arbe1tneh~ 
mer von der Bürgschaftsgenossenschaft, deren Zweck dann besteht, bei 
Erwerb, Bau oder Sanierung ei_ner Erstwohnung die Krediterlangung durch 
Bürgschaftsleistungen zu erleichtern. „ . 
Der sozialpartnerschaftliche Gedanke, der zur Grundung dieses_ Instruments 
der Vermögensbildung geführt hat, ist auch 1n der Satzu_ng niedergelegt, 
wo es heißt daß der Vorstand und der Aufsichtsrat der Burgschaftsgenos­
senschaft paritätisch aus den beiden Kategorien zu besetzen ist, ganz un­
abhängig davon, in welcher zahlenmäßigen Stärke die Kategorien der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber unter den Mitgliedern vertreten sind. 
Die Mitgliedschaft erwerben können einerseits Arbeitnehmer, die seit min­
destens vier Jahren in Südtirol ihren ständigen Wohnsitz haben, und and-
rerseits Unternehmen, welche ihren Sitz in Südtirol haben. . 
Wichtigste Voraussetzung hingegen für die _Bürgschaftserlangu_ng _ist er­
stens der Umstand, daß das betreffende M1tgl1ed ganz unabhang19 da­
von, ob es sich in lohnabhängiger oder in selbständi(Jer Stellung befindet, 
kein geeignetes Eigenheim besitz1 und daß es zweitens eine bestimmte 
Einkommenshöchstgrenze nicht überschreitet. 
Der Fall, kein geeignetes Eigenheim zu besitzen, ist dann gegeben, wenn 
das betreffende Mitglied noch nicht Eigentümer einer Erstwohnung ist, oder 
wenn es Eigentümer einer Wohnung ist, welche dem _Bedarf der __ Fam1he 
nicht entspricht (z.B. weil sie zu klein ist) oder welche sarnerungsbedurft1g ist. 
Bezüglich der Einkommenshöchstgrenzen, die _nicht überschritten werden 
dürfen, sind die im Landesgesetz vom 2. Apnl _1962, Nr. 4 festgeleg_ten 
Normen verbindlich. Konkret bedeutet dies, daß 1n den Genuß einer Burg­
schaftsleistung für die oben genannten Zwecke nur kommen kann, wer 
kein höheres Einkommen hat als z.Z. 29.250.000.-, das allerdings um die 
zu Lasten lebenden Personen bzw. um die für Lohnabhängige vorgese­
hene Quote zu bereinigen ist, wie aus folgendem Beispiel hervorgeht: 

Beispiel 

Mann mit Ehefrau und 2 Kindern 
- drei zu Lasten lebende Pers. 
- 25% als Lohnabhängiger 

bereinigtes Höchsteinkommen 

Höchsteinkommen 

Lire 42.450.000.-
3.450.000.-
9.750.000.-

Lire 29.250.000.-
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Je nach unterschiedlicher Familiensituation und beruflicher Stellung erge­
ben sich daraus folgende Grenzen für das Höchsteinkommen: 

Tabelle der Höchsteinkommen 

Berufl.Stell./Familie 

a) Lohnabhängiger 
- mit Frau 
- mit Frau + ein Kind 
- mit Frau + zwei Kinder 
- mit Frau + drei Kinder 
- mit Frau + vier Kinder 

b) Selbständiger 
- mit Frau 
- mit Frau + ein Kind 
- mit Frau + zwei Kinder 
- mit Frau + drei Kinder 
- mit Frau + vier Kinder 

Höchsteinkommen (Lire) 

40.150.000.-
41.300.000.-
42.450.000.-
43.600.000.-
44. 750.000.-

30.400.000.-
31.550.000.-
32.700.000.-
33.850.000.-
35.000.000.-

Damit sind die derzeit in Südtirol geltenden Abstufungen der Förderungs­
würdigkeit nach Stellung im Beruf und nach Anzahl der zu Lasten leben­
den Personen voll berücksichtigt. 
Die Höhe der Bürgschaftsleistung wird proportional zu den vom Bürg­
schaftsnehmer selbst eingezahlten Geschäftsanteilen, zu den von seinem 
Arbeitgeber für ihn eingezahlten Geschäftsanteilen sowie zu den entspre­
chenden Landesbeiträgen berechnet. 
Die Bürgschaftsgenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb hat sich sofort nach 
ihrer Gründung an die Landesregierung um Unterstützung gewandt. Er­
stens sollte das Land für die Bürgschaftsgenossenschaft eine Ausfallhaf­
tung übernehmen, wie es dies im Falle der Garantiegenossenschaften für 
Handwerk, Industrie und Handel bereits Jahre zuvor bereitwillig getan hatte. 
zweitens sollte das Bürgschaftsvolumen der Genossenschaft durch einen 
Landesbeitrag erweitert werden, und drittens ging es darum, daß die Lan­
desverwaltung als einer der größten Arbeitgeber mit gutem Beispiel vor­
angehen und selbst der Genossenschaft als Mitglied beitreten sollte. Die 
Verhandlungen hierüber verliEifen recht positiv, und es wurde ein Landes­
gesetz verabschiedet, um die rechtlichen Voraussetzungen für die ge­
wünschte Unterstüzung des Landes zu schaffen. Doch Rom wies dieses 
Gesetz zurück, und erst beim zweiten Anlauf erhielt das diesbezügliche 
Landesgesetz vom 30. Dezember 1982, Nr. 40 den Sichtvermerk der ita-

„ lienischen Zentralregierung. Immerhin handelte es sich um den ersten 
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solchen Fall in Italien, wo Bürgschaftsgenossenschaften zum Eigenheim-
Erwerb bislang nicht bestanden. . 
Mit dem LG. vom 30. 12.1980, Nr. 40 übernimmt das Land eine Ausfall­
bürgschaft von 80% bis zum Höchstbetrag von 100_ Mio Lire jährlich. Wei­
lers gewährt das Land für alle Bürgschaftsnehmer einen Zuschuß, welcher 
den von den Mitgliedern selbst erworbenen Geschäftsanteilen entspricht 

In seiner Eigenschaft als Arbeitgeber zog das _Land es jedoch vor, ?ie in 
der Konstruktion vorgesehenen Geschäftsanteile des Arbeitgebers fur die 
bei der Landesverwaltung bediensteten Bürgschaftsnehmer einzuzahlen, 
ohne selbst Mitglied der Genossenschaft zu werden. . 
Aufgrund dieser Sachlage konnte nun die Bürgschaftsgenossenschaft die 
Verhandlungen mit den Banken aufnehmen. Sie verliefen nicht ohne Pro­
bleme handelte es sich doch um ein völliges Novum, doch kam es schließ­
lich E~de 1984 zum Abschluß entsprechender Konventionen mit den 
Volksbanken den Raiffeisenkassen und der Landessparkasse, so daß die 
Bürgschaftsgenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb mit Beginn 1985 ihre 
Tätigkeit endlich konkret aufnehmen konnte. . . 
Die Bürgschaftsgenossenschaft arbeitet nun nach folgendem Prinzip: soll 
ein Darlehen von beispielsweise 48 Mio verbürgt werden, dann muß die 
Genossenschaft aufgrund der Konvention mit den Banken Lire 600.000.­
zur Deckung dafür bereithalten. Dieser Betrag wird aufgebracht, indem 
der Bürgschaftsnehmer selbst drei Geschäftsanteile zu 1e 50.000.- einzahlt 
(= 150.000.-), ebensoviele erwirbt der Arbeitgeber (150.000.-), und die 
von diesen beiden aufgebrachte Summe (300.000.-) wird vom Land ver­
doppelt (300.000.- + 300.000.- = 600.000.-). Dem Bür9schaftsnehmer 
sowie dem Arbeitgeber bleiben die erworbenen Geschaftsante1le nach 
Rückzahlung des Kredits als Vermögenswerte erhalten. „ . 

Handelt es sich um einen Bürgschaftsnehmer, der entweder Selbstand1-
ger ist oder ein unselbständig Erwerbender, dessen Arbeitgeber der Ge­
nossenschaft nicht als Mitglied beigetreten ist, dann hat er 1m 
angenommenen Fall eines Darlehens von 48 Mio Lire selbst 300.000.- in 
Form von Geschäftsanteilen zu hinterlegen, welcher Betrag dann verdop­
pelt um den Zuschuß des Landes die erforderliche Bürgs_chaftssumme von 
600.000.- ergibt Auch in diesem Fall bleiben die vom Burgschaftsnehmer 
selbst erworbenen Geschäftsanteile diesem als Vermögenswerte erhalten. 
In jedem Fall aber kommt noch eine einmalige BeitriUsgebühr von 50.000.­
hinzu sowie eine Sekretariatsgebühr in einem bestimmten Anteil der Kre-
dithöhe. · 
Die Bürgschaftsgenossenschaft zum Eigenheim-Erwerb hat bereits im lau­
fenden Jahr 1985 einige Fälle rasch und unbürokratisch nach dem oben 
dargelegten Arbeitsprinzip abwickeln kö_nnen, so daß sie jetzt darangehen 
kann, mit Hilfe einer breit angelegten Mitgliederwerbung ihre Tat1gke1t 1m 
erforderlichen Ausmaß auszuweiten. 
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8. Die Sozialpartner-Kommission 

Wilfried Wörndle 
Es ist kein Zufall, daß das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut zum Fo­
rum für die Interessenabstimmung zwischen den repräsentativsten um die 
Lösung wirtschaftlich- sozialer und ökologischer Probleme bemühten Ver­
bänden der deutsch- und ladinischsprachigen Südtiroler, also zu einem 
Ort der Sozialpartnerschaft, geworden ist 
Seit seiner Gründung verstand sich das Institut als eine Einrichtung freier 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen Vertretern der Unternehmer 
und der Arbeitnehmer mit dem Ziel, zum wirtschaftlichen und sozialen Auf­
stieg der deutsch- und ladinischsprachigen Bevölkerung und zur Schaf­
fung einer immer gerechteren Sozial- und Wirtschaftsordnung in Südtirol 
beizutragen. 
Von Anfang an wurde daher in einer Haltung der Partnerschaft gemeinsa­
men Interessen und Aufgaben der Vorrang vor den auch vorhandenen 
Meinungsverschiedenheiten und Interessengegensätzen eingeräumt 
Das in den Satzungen des Instituts enthaltene Bekenntnis zur katholischen 
Soziallehre bedeutet die Anerkennung der Gleichheit der Personwürde aller 
Menschen. Damit ist die Verpflichtung zur Arbeit an der Herstellung von 
Verhältnissen im sozial-wirtschaftlichen Bereich gegeben, die diesem 
Grundsatz immer besser entsprechen. Das sind Strukturen und Beziehun­
gen, die durch Gleichberechtigung und Partnerschaft gekennzeichnet sind 
und nicht durch Klassengegensätze, Herrschaft und Unterordnung, un­
gerechtfertigte - weil nicht funktionale - Autoritätsverhältnisse und Hie­
rarchien. 
Das Bekenntnis zu den Grundsätzen christlicher Soziallehre beinhaltet auch 
die Verpflichtung zur Suche nach humaneren, rationaleren Formen der Kon­
fliktaustragung, die Verpflichtung zum Abbau möglichst aller Formen der 
Gewaltanwendung und zur Förderung von Verhandlung, Dialog und Ar­
gumentation. 
Zur Erfüllung dieses selbstgegebenen Auftrages war das Wirtschafts- und 
Sozialinstitut nicht nur bemüht, seine interne Struktur und Arbeitsweise ent­
sprechend dem Anliegen sozialer Partnerschaft zu gestalten, sondern es 
war vor allem bestrebt, die großen Sozial- und Wirtschaftsverbände der 
Südtiroler für dieses Anliegen, für Problemlösungen im Geiste der Part­
nerschaft zu gewinnen. Wenn seit dem Jahre 1976 in immer dichterer Fol­
ge und mit immer umfangreicherer Themenstellung zwischen maßgebli­
chen Südtiroler Wirtschafts- und Sozialverbänden mit beträchtlichem Er­
folg Gespräche zur Interessenabstimmung und Konfliktregelung in wichti­
gen sozialen und wirtschaftlichen Belangen geführt werden, so ist dies nicht 
nur auf die allgemeine politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Ent­
wicklung in Südtirol zurückzuführen, sondern in hohem Maße auch auf die 
Initiative, die zähe Aufklärungsarbeit und den Einsatz des Wirtschafts- und 

„ Sozialinstitutes und seiner Mitglieder. 
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Voraussetzungen dafür, daß die vom Institut seit seiner Gründung propa­
gierte Idee sozialpartnerschaftlicher Konfliktregelung und Beeinflussung 
der Wirtschaftsentwicklung zunehmend in die Tat umgesetzt werden konn­
te, waren unter anderem das Inkrafttreten des neuen Autonomiestatutes 
für Südtirol und das Erstarken der Interessenvertretung der Arbeitnehmer 
innerhalb der deutschen Volksgruppe. Mit der neuen Autonomie erhielt 
das Land neue Befugnisse im wirtschaftlich- sozialen Bereich und viel hö­
here Finanzmittel, deren Verwendung für die gesellschaftliche und wirt­
schaftliche Entwicklung und für den sozialen Ausgleich in Südtirol von 
großer Bedeutung ist. 
Während für die Südtiroler Unternehmer- und Arbeitnehmerorganisationen 
eine Einflußnahme auf die Gesetzgebung des Staates auf sozialem und 
wirtschaftlichem Gebiet nur in äußerst begrenztem Umfang möglich war 
und ist und die großen Tarifverträge von ihnen nur in sehr geringem Um­
fang mitgestaltet werden können, ergab sich mit der neuen Autonomie ein 
weiter Bereich, in dem Einflußnahme nicht nur konkret möglich, sondern 
geboten war, wenn man die Interessen der eigenen Mitglieder verantwor­
tungsbewußt und wirksam vertreten wollte. Ein großes Feld für Zusammen­
arbeit und Auseinandersetzung der Sozialpartner war gegeben. 

Mehr als einseitige Interventionen bei den politischen Instanzen des Lan­
des bietet der Prozeß der Interessenabstimmung in den Sozialpartnerge­
sprächen mit anschließender gemeinsamer Aktion für die beteiligten 
Verbände und ihre Mitglieder Möglichkeiten der Mitbestimmung, der Par­
tizipation bei wichtigen sozial-, wirtschafts- und kulturpolitischen Entschei­
dungen. Die Arbeit der Sozialpartner-Kommission an den Vorschlägen zum 
Landesentwicklungsprogramm 1980/82, zum Entwurf für das Landesent­
wicklungsprogramm 1985/87, zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
zum Landesgesundheitsplan und zur Budgetpolitik des Landes sind auf­
schlußreiche Beispiele dafür. 
Sozialpartnerschaft in diesem Sinne gibt die Chance zur Verwirklichung 
von mehr Demokratie bei Entscheidungen von gesamtwirtschaftlicher und 
gesamtgesellschaftlicher Bedeutung. Sie kann ein Weg sein zur demokra­
tischen Ausgestaltung der Südtiroler Autonomie. 
Sozialpartnerschaftliche Konfliktregelung hat nicht nur eine grundsätzliche 
Gleichberechtigung, Gleichrangigkeit und Gleichwertigkeit der "Partner" 
zur Voraussetzung, sondern für das Zustandekommen fairer Kompromis­
se sind auch annähernd gleiche Machtpositionen der beteiligten Parteien 
nötig, zumal bei diesen nicht ein Ethos selbstloser Uneigennützigkeit vor­
ausgesetzt werden kann, wenn auch ein Ethos des gegenseitigen Respekts 
und der Fairness gefordert werden muß. 
So waren ein Erstarken des Autonomen Südtiroler Gewerkschaftsbundes 
(ASGB) und seine rechtliche Gleichstellung mit den_int".rethnischen, kon­
föderierten Gewerkschaften CGIL, CISL und UIL w1cht1ge Voraussetzun­
gen für eine einigermaßen faire sozialpartnerschaftliche Interessen „ 
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abstimmung zwischen den in der Sozialpartner-Kommission vertretenen 
Sozial- und Wirtschaftsverbänden der deutschen und ladinischen Volks­
gruppe. 
Zur Festigung der Position der Arbeitnehmer trug indirekt auch das An­
wachsen des Arb.eitnehmerflügels in der Südtiroler Volkspartei bei. Vertre­
ter dieser politischen Gruppierung waren zwecks Stärkung der 
Arbeitnehmerseite zunächst an den Sozialpartnergesprächen beteiligt, bis 
1981 zur Entflechtung von parteipolitischen und verbandspolitischen In­
teressen un.d zur Gewährleistung parteipolitischer Unabhängigkeit eine 
Neustrukturierung der Sozialpartner-Kommission erfolgte. 
Förderlich für die Gespräche der Sozialpartner war der Zusammenschluß 
der deutschen Teile der lndustriellenvereinigung, der Kaufleutevereinigung 
sowie des Handwerkerverbandes und des Hotelier- und Gastwirteverban­
des zum Südtiroler Wirtschaftsring. Daß diese Verbände in wichtigen Fra­
gen einen gemeinsamen Standpunkt erarbeiten, erleichtert die 
Interessenabstimmung mit den Arbeitnehmerorganisationen. 
Ein Grund und ein Anstoß für die Bemühung von Südtiroler Wirtschafts­
u.nd Sozialverbänden um ein sozialpartnerschaftliches Verfahren der Kon­
fliktregelung und des Interessenausgleichs war auch der aus der Sicht vieler 
Südtiroler wenig attraktive Stand der industriellen Beziehungen in Italien, 
d_1e besonders Ende der sechziger und Anfang der siebziger Jahre durch 
viele Streiks und Lohnkämpfe gekennzeichnet waren. Man sah - ob mit 
R_echt oder zu_ Unrecht kann dahingestellt bleiben - in den heftigen Arbeits­
kampfen zumindest eine der Ursachen für die damaligen Krisenerschei­
nungen in der italienischen Wirtschaft. 
Auf der Suche nach Verfahren zur Überwindung von Interessenkonflikten 
die für die Wirtschaft weniger schädlich sind und die das soziale Klima we'. 
niger vergiften, richtete sich der Blick vieler Mitglieder von Südtiroler Sozial­
und Wirtschaftsverbänden vor allem auf das in Österreich praktizierte Mo­
deH.der Sozialpartnerschaft, zumal dort die Inflationsrate niedriger, die Be­
schaftigungslage viel besser, die Situation der Arbeiterschaft im allgemeinen 
zumindest nicht schlechter war als in Italien und ein weniger gespanntes 
soziales Klima herrschte. 
Der Blick auf Österreich und andere Nachbarländer bestärkte die Ansicht, 
zu der man ohnedies vielfach neigte, daß andere Methoden und Gepflo­
genh,eiten bei der Lösung sozialer und wirtschaftlicher Konflikte und bei 
der Uberwindung von Interessengegensätzen für alle Beteiligten auch ziel­
führender sein können. 
Die A.blehnung der auf gesamlstaatli~her Ebene stark klassenkämpferisch 
gepragten Austragung sozialer Konflikte nicht nur durch die Unternehmer 
sondern auch durch viele Südtiroler Arbeitnehmer hatte sicher auch noch 
vielfältige andere Gründe und Ursachen. Es gehören dazu eine weltan­
schaulich_e Komponente, die besondere Situation der Zugehörigkeit zu ei­
ner volklichen M1nderhe1t, deren Abwehrhaltung nach außen innere 



-128-

Konflikte in den Hintergrund treten läßt und oft zu einer ablehnenden oder 
zumindest reservierten Haltung gegenüber Verhaltensformen des Staats­
volkes führt. 
Weite Kreise der Südtiroler Bevölkerung beurteilten die Praktiken der Kon­
fliktaustragung auf gesamtstaatlicher Ebene als ein Fehlverhalten, das vor 
allem auf marxistische Ideologie und Propaganda zurückzuführen sei. 

Trotz der erzielten positiven Ergebnisse und der erreichten Kompromisse 
steckt Sozialpartnerschaft als Konfliktregelungsmechanismus in Südtirol 
noch in den Anfängen, die allerdings zur Hoffnung und Zuversicht auf ei­
ne Weiterentwicklung und Festigung dieser Praxis Anlaß geben. 
Sozialpartnerschaft ist in Südtirol nicht in öffentlich - rechtlichen Einrichtun­
gen abgesichert (wenn man einmal vom Landes- Wirtschafts- und Sozial­
beirat bei der Landesregierung absieht), sondern beruht auf der freien, 
jederzeit widerrufbaren Entscheidung einiger wichtiger Sozial- und Wirt­
schaftsverbände der deutschen und ladinischen Volksgruppe. 
Offen ist die Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Form die relevan­
ten Interessenverbände der italienischen Volksgruppe für diese Art des In­
teressenausgleichs gewonnen werden können und wie dann die 
Zusammenarbeit zu gestalten wäre. 
Offen ist auch die Frage einer Beteiligung der interethnischen,konföderier­
ten Gewerkschaften an einer solchen Form von Konfliktregelung. 
Diese Probleme müßten gelöst werden, wenn Partnerschaft zurn gestal­
tenden Prinzip der industriellen Beziehungen in allen drei Volksgruppen 
Südtirols, Sozialpartnerschaft zum bevorzugten Konfliktregelungsmecha­
nismus im sozialen und wirtschaftlichen Bereich und zu einem wirksamen 
Instrument der demokratischen Ausgestaltung unserer Autonomie werden 
soll. ~ 
Die erfolgreiche Fortsetzung defbish_erige Sozialpartnergespräche behin­
dert eine Lösung dieser Probleme nicht) sondern erleichtert sie eher. 
Der Umstand, daß der vom Wirtschafts- und Sozialinstitut mitgetragenen 
und geförderten sozialpartnerschaftlichen Interessenabstimmung der 
öffentlich- rechtliche Rahmen fehlt, bringt als positive Aspekte größere Fle­
xibilität und Offenheit für neue Entwicklungen im sozial- ökonomischen Be­
reich, für neue wirtschafts- und gesellschaftspolitisch bedeutsame Anliegen 
mit sich. 
So wurde beispielsweise zur angemessenen Berücksichtigung des akut 
gewordenen ökologischen Anliegens im Jahre 1983 der Dachverband für 
Natur- und Umweltschutz in die bis dahin nur aus Wirtschafts- und Sozial­
verbänden bestehende Sozialpartner-Kommission aufgenommen. 
Angesichts der Ausweitung des Dienstleistungssektors und der Zunahme 
der Beschäftigten im öffentlichen Dienst könnte und sollte - vielleicht auch 
im Rahmen der jetzt gegebenen Zusammensetzung und Struktur der 
Sozialpartner-Kommission eine angemessenere Berücksichtigung der Interes­
sen und Anliegen wichtiger Berufsgruppen dieses Sektors angestrebt werden. 
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Wenn auch Sozialpartnerschaft in Südtirol noch in den Anfängen, in den 
Kinderschuhen steckt, so demonstrieren die Führungsspitzen der maßgeb­
lichen Unternehmerverbände und des Bauernbundes durch die Zusam­
menarbeit bei der Erarbeitung von gemeinsamen Vorschlägen für die 
Gestaltung der sozialen und wirtschaftlicl;len Zukunft Südtirols ihren Mit­
gliedern und der Offentlchkeit doch in nicht zu übersehender Weise daß 
sie die Gewerkschaftsbewegung nicht nur formalrechtlich sondern au~ frei­
er Entscheidung als gleichberechtigten Partner bei der Lösung 
wirtschaftlich- sozialer Fragen, als legitimes Werkzeug zur Vertretung der 
A_~be1tennteressen und als w1cht1ges Instrument zur Beteiligung breiter Be­
volkerungssch1chten an der Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens an­
erkennen. 

Die Sozialp_artnergespräche tragen damit zur endgültigen Überwindung 
Jener S1tuat1on bei, die der leitende Sekretär des ASGB Hans Widmann 
im Jahre 1979 auf einer Tagung über die sozialen Bezi~hungen in Südti'. 
rol so schilderte: " Die Gewerkschaft wurde als der Teufel an die Wand 
gemalt, als der Ursprung alles Bösen bezeichnet; wer sich an sie wandte, 
war hoffnungslos verloren und hatte keinen Platz mehr in der Dorfgemein­
schaft". 

Wenn sozialpartnerschaftlicher Dialog und sozialpartnerschaftliche Konflikt­
~-egelung in Südtirol im Sinne der bisherigen Zusammenarbeit zur Lösung 
uberbetnebhcher gesamtwirtschaftlicher und gesamtgesellschaftlicher Pro­
bleme gefestigt und weiter ausgebaut werden sollen, dann erfordert dies 
auch eine Stärkung der betrieblichen Partnerschaft, die von Sozialwissen­
schaftlern als Jene Form der Zusammenarbeit zwischen Unternehmens­
führung und Mitarbeitern definiert wird, bei der "außer einer ständigen 
Pflege der zw1schenmenschl1chen Beziehungen eine Mitwirkung und ei­
ne Mitverantwortung sowie eine materielle Beteiligung der Belegschaft am 
Ergebnis gemeinschaftlichen Bemühens innerbetrieblich vertraglich ver­
einbart ist". 

Hierzu gibt es in Südtirol Ansätze. In vielen Fällen läßt der Stand der be­
trieblichen Partnerschaft aber zu wünschen übrig. 
Wenn die durch die Sozialpartnergespräche erreichte teilweise "Klimaver­
besserung" in den Beziehungen zwischen Unternehmer- und Arbeitneh­
merorganisationen anhält, dürfte dies nicht ohne Auswirkungen auf die 
Entwicklung der betrieblichen Partnerschaft bleiben. 
Die Entwicklung und Stärkung betrieblicher Partnerschaft ist ihrerseits Vor­
aussetzung für Dauer und Erfolg der überbetrieblichen Zusammenarbeit 
der Sozialpartner, denn längerfr.istig kann es - kontrastscharf gesagt - nicht 
gle1chze1t1g partn~rschafthche Zusammenarbeit hier und patriarchalische 
Herr-Knecht-Verhaltnrsse dort, Fairness und Sachlichkeit in der überbetrieb­
lichen Konfliktregelung und ein vergiftetes Klima in den Betrieben geben. 

Wenn der sozialpartnerschaftliche Dialog in Südtirol eine Zukunft haben 
!u wirtschaftlichem Fortschritt sowie größerer sozialer Gerechtigkeit und 
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damit zur Sicherung des sozialen Freidens beitragen soll, dann muß dar­
auf geachtet werden, daß durch zu starke Konsensorientierung soziale Un­
gerechtigkeiten und Interessengegensätze nicht verschleiert und 
notwendige Korrekturen und Innovationen zu lange hinausgeschoben wer­
den. In einer dynamischen, sich rasch wandelnden Gesellschaft mit einer 
Einkommens- und Vermögensverteilung, die noch viel sozialen Konflikt­
stoff in sich birgt, müßte eine ausgeprägte Status-quo-Orientierung die So­
zialpartnerschaft in Mißkredit bringen, die in sie gesetzten Erwartungen 
enttäuschen, auch wenn man weiß, daß Südtirol für wichtige Reformen die 
Zuständigkeiten fehlen. Von echter Sozial- Partnerschaft kann nicht die Re­
de sein, wenn diese zur Festigung von Klassengegensätzen oder Privile­
gien führt, anstatt eine Entwicklung zu betreiben, in der der Gegensatz von 
Besitz und Nichtbesitz behoben und möglichst jeder sowohl seine Arbeits­
kraft als auch Kapital in den Sozialprozeß der Wirtschaft einbringt, so daß 
das "gesellschafltiche Miteinanderarbeiten" - wie es Oswald von Nell­
Breuning ausdrückt - für alle den gleichen Inhalt und Sinn hat. 

Für Innovationen und Veränderungen offene Sozialpartnerschaft wird auch 
Themen berücksichtigen, die den traditionellen Rahmen sprengen, wie z.B. 
die Frage, ob und inwieweit die "Determinationskraft der Tatbestände von 
Arbeit, Produktion und Erwerb für die Gesellschaftsverfassung und Ge­
sellschaftsentwicklung" (Claus Offe) abnimmt und welche Folgerungen ge­
gebenenfalls daraus zu ziehen sind; ob und wie angesichts der Knappheit 
materieller Ressourcen die Entwicklung von einer auf materielle Produk­
tion und materiellen Konsum ausgerichteten Gesellschaft zur Bildungs- und 
Kulturgesellschaft gefördert werden kann und muß. 
Dabei ist auch der die Rolle der Sozialpartner in ihrer Bedeutung stärken­
de Umstand zu bedenken, daß - wie Jürgen Habermas formuliert - jeder 
Eingriff in komplexe Gesellschaftsstrukturen so unübersehbare Folgen ha­
ben kann, daß Reform-Prozesse nur noch unter sorgfältiger Kontrolle de­
rer, die die Folgen zu tragen haben, verantwortet werden können. 
Das Südtiroler Wirtschafts- und Sozialinstitut, das sich laut seinen Satzun­
gen der christlichen Gesellschaftslehre verpflichtet weiß, sollte auch in Zu­
kunft im Dienste solcher sozialpartnerschaftlichen Initiativen stehen, die nicht 
nur einem Interessenausgleich im Rahmen des Status quo, sondern ech­
tem sozialem Ausgleich dienen und auf eine Veränderung der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse in Südtirol in Richtung auf mehr Gerechtig­
keit, Freiheit, Menschenwürde und Solidarität abzielen. 
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9. Das Kuratorium Schloß Prösels 

1979 war es wieder einmal soweit, daß Schloß Prösels bei Völs am Schiern 
veräußert werden sollte. Der vorletzte Besitzwechsel lag 27 Jahre zurück. 
Alois Matha, der es 1952 erworben hatte, war gestorben, und zwei Boz­
ner Rechtsanwälte bemühten sich im Auftrag seiner Erben, das Schloß an 
den Mann zu bringen. 
In den vergangenen 175 Jahren, seit dem Tode des Felix Freiherrn von 
Völs-Colonna, das letzten Lehensträgers von Prösels (1804), hatte Schloß 
Prösels, der wohl bedeutendste Burgenbau Tirols aus maximilianischer Zeit, 
nicht weniger als zehnmal einen Besitzwechsel erlebt, also durchschnitt­
lich alle 17einhalb Jahre einen neuen Besitzer erhalten, weil kaum einer 
davon in der Lage war, mehr als über eine knappe Generation hin die nö­
tigen Mittel für die Instandhaltung der mächtigen Burganlage aufzubringen. 
Diese Entwicklung war für das Schloß selbst ebenso nachteilig wie vom 
Standpunkt der Denkmalpflege aus gesehen bedenklich. 
Nun ist Schloß Prösels nicht nur architektonisch und künstlerisch von be­
sonderem Interesse, weil es in seiner heutigen Gestalt genau die Wende 
vom Mittelalter zur Ne>Jzeit (Gotik und Renaissance) repräsentiert, sondern 
es besitzt für Tirol auch einen besonderen historischen Wert: diente es doch 
unter Leonhard von Völs-Colonna (Landeshauptmann an der Etsch von 
1498 - 1530) als zeitweiliger Sitz. der LandeshauptmannsChaft, nachdem 
deren ursprünglicher Sitz, Schloß Tirol, immer mehr dem Verfall preisge­
geben war. 
Sollte nun Schloß Prösels wieder von einem vermögenden Privatmann an­
gekauft werden, dessen Erben es bald wieder veräußern würden? Oder 
sollte es einem Spekulanten überlassen werden, der es nach weiterer Ver­
äußerung von dazugehörigen Liegenschaften und Einrichtungsgegenstän­
den_ weiterverkaufen würde? Vom ursprünglichen zum Schloß gehörenden 
Besitz war ohnehin nur mehr wenig geblieben: 1952 umfaßte die gesamte 
Liegenschaft noch rd. 80 ha samt Baumannhof, 1979 waren es nur noch 
rd. 22 ha, und der Baumannhof war bereits abverkauft. Die Einrichtung 
war bis _auf die letzten spärlichen Reste zusammengeschmolzen, vom ur­
sprünglich wertvollen Inventar war praktisch· nichts mehr vorhanden und 
selbst dieses fiel nach dem Tod des letzten Besitzers, als das Schloß eine 
Weile unbewohnt war, Einbrüchen zum Opfer. 
Oder sollte man tatenlos zusehen, wie das Schloß zu einem Nobelhotel 
mit Schloßromantik oder zu Herrschaftswohnungen für Privilegierte umge­
baut würde, bloß um es vor _s:Jem weiteren Verfall zu retten? 
Keine dieser Lösungen ist wünschenswert oder tragbar, sagte sich Ende 
1980 ein kleiner Kreis von Entschlossenen. Er bildete spontan ein lnitiativ­
komitee und begann, sich die Sache zu überlegen. 
An der Erbauung des Schlosses, so lautete das Ergebnis der Überlegun­
gen, waren nicht nur namentlich die Herren von Völs maßgeblich beteiligt, 

"' sondern auch zahllose Handwerker, Bürger und Bauern der näheren und 
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ferneren Umgebung, die mit Steuern u.nd Frondiensten, aber ~uch mit 
handwerklicher Kunst ihren Beitrag geleistet haben. Denn wie ware sonst 
Mäzenatentum jemals möglich gewesen ohne die Leistungen jenes Hee­
res von Namenlosen, welche die Geschichte niemals individuell zu erfas­
sen pflegt? Folgericht sollten deshalb künftig auch alle Schichten an den 
Lasten der Erhaltung ebenso teilhaben wie an den Freuden der Nutzung, 
die Nachfahren der ehemaligen Oberschicht wie die Nachfahren jener, die 
mit ihren Dienstleistungen und Steuern nicht minder zur Entstehung die­
ses Kulturdenkmales beigetragen haben. In diesem Sinne appellierte das 
lnitiativkomitee an die Verbände der Sozialpartner, an die kulturellen Or­
ganisationen des Landes und an die Bürgermeister von Völs und der um-
liegenden Gemeinden. . 
Alle kamen, bejahten ausnahmslos den Aufruf, und so wurde. mit Unter­
stützung des Landesdenkmalamtes am 9. April 1981 das Kuratorium Schloß 
Prösels als Genossenschaft mit beschränkter Haftung gegründet mit dem 
Ziel, erstens Schloß Prösels zu erwerben, es zweitens zu erhalten, drittens 
für Besichtigungen zu öffnen und viertens für kulturelle Veranstaltungen 
zu nutzen. Die rund 20 Gründungsmitglieder waren Exponenten 
- von wirtschaftlichen und sozialen Organisationen (Südtiroler Wirtschafts­

und Sozialinstitut, Südtiroler Wirtschaftsring, Autonomer Südtiroler Ge­
werkschaftsbund, Katholischer Verband der Werktätigen, Raiffeisenver­
band, Handelskammer), 
von kulturellen und Bildungsvereinen (Südtiroler Kulturinstitut, Südtiro­
ler Bildungszentrum, Landesverband für Heimatpflege, Bozner Museums­
verein, Südtiroler Burgeninstitut, Verband Südtiroler Sportvereine), 
der Gemeinde Völs und der Nachbargemeinden Kastelruth, Tiers, Kar­
neid und Ritten. 

Diese breite Basis bekundete, daß die Erhaltung des kulturellen Erbes, in 
diesem Falle von Schloß Prösels, ein Anliegen aller und nicht nur einiger 
weniger Südtiröler war. „ • „ 

Und so machte sich denn das Kuratorium unter der tatkraftlgen Fuhrung 
des Obmanns Walter Kompatscher, Altbürgermeister von Völs, unverzüg­
lich daran den Vereinszweck zu erfüllen. Die im Mai 1981 aufgenomme­
nen Kautv~rhandlungen mit der Erbengemeinschaft Matha, auf welche das 
Schloß Prösels nach dem 1978 erfolgten Tod des letzten Inhabers über­
gegangen war, führten am 5. Oktober 1981 zur Unterzeichnung eines Vor~ 
kaufsvertrages und Hinterlegung des ersten Drittels des Kaufpreises, wobei 
vertragsgemäß der Besitz des Schlosses mit sämtlichen Risiken und La­
sten auf das Kuratorium überging. Die gleichzeitig mit den Kaufverhand­
lungen eingeleiteten Bemühungen zur Aufbringung der erforderlichen Mittel 
zunächst für den Ankauf, später für die Instandsetzung und -haltung„ brach­
ten Zusicherungen für angemessene Finanzierungsbeiträge.von seilen des 
Landes Südtirol, von den Gemeinden Völs, Kastelruth und Tiers, aber auch 
von der Talgemeinschaft Saiten-Schiern. Der Rest sollte durch Beiträge Pri­
vater aufgebracht werden. 
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Als Anfang November 1981, zwar spät, aber gerade noch rechtzeitig vor 
Wintereinbruch, mit den dringendsten Aufräumungs- und Instandsetzungs­
arbeiten begonnen werden konnte, waren Bauern, Handwerker, Arbeiter, 
Frauen und Kinder, zusammen 85 Personen, mit größter Bereitschaft dem 
Aufruf zum freiwilligen Arbeitseinsatz gefolgt. Sie erbrachten zusammen 
über 600 unentgeltliche Arbeitsstunden und lieferten damit den Beweis, 
daß noch viel echter Gemeinschaftssinn für die Erhaltung von Kulturdenk­
mälern vorhanden ist und jederzeit aktiviert werden kann. 
Anfang August 1982 war das Schloß soweit instand gesetzt, daß es öffent­
lich zugänglich gemacht werden konnte. Seitdem hat es sich zu einem kul­
turellen Zentrum für die nähere und weitere Umgebung entwickelt. 
In nur vier Jahren bis 1985 konnte die gesamte Dachfläche mit handge­
spaltenen Lärchenschindeln neu eingedeckt werden, der Westtrakt wur­
de als Kustos-Wohnung adaptiert, ein Großteil der schadhaften Mauern 
ausgebessert oder wiedererrichtet, die äußere Torwärterstube restauriert, 
die statische Sicherung des Rondells und des Erkers an der Ostseite des 
Palas vorgenommen, der innere Torturm eingedacht, das Zeughaus als 
Ausstellungshalle gewonnen und noch vieles anderes mehr. Prachtvoll ge­
lungen ist auch die Restaurierung der Burgkapelle, wobei das dem Mei­
ster der Habsburger zugeschriebene Stifterbild, dessen Original sich im 
Germanischen Nationalmuseum in Nürnberg befindet, als handgefertigte 
Kopie ebenso dahin zurückgebracht werden konnte wie die beiden Altar­
flügel, die vermutlich von Hans Schäuffelein, einem Schüler Albrecht Dü­
rers, stammen. 
Insgesamt wurden für Ankauf, Instandsetzung, -haltung und Ausstattung 
bisher rd. 1.200 Mio. Lire aufgewandt. Hierzu hat das lande Südtirol 270 
Mio. beigetragen, das Landesdenkmalamt 150 Mio„ die Gemeinden Völs, 
Kastelruth, Tiers und die Talgemeinschaft Saiten- Schiern zusammen 275 
Mio. Aus privaten Mitteln und Spenden wurden nicht weniger als 463 Mio. 
Lire aufgebracht, so daß der Darlehensstand im Juni 1985 bis auf rd. 40 
Mio. getilgt werden konnte. 
Das Kuratorium rief 1982 einen Kreis der Freunde von Schloß Prösels ins 
Leben, dem innerhalb von drei Jahren rd. 400 Personen beigetreten sind. 
Je nach persönlichen Möglichkeiten tragen sie mit Arbeitsleistungen, Sach­
oder Geldspenden zur Erhaltung des Schlosses bei. Niemand soll dabei 
ausgeschlossen sein. Wer über Geld verfügt, kann solches spenden, wer 
knapp daran ist, kann mit Arbeitsleistungen aushelfen. 
Mittlerweile ist die Besucherzahl auf Schloß Prösels so groß, daß der or­
dentliche Betriebsaufwand aus den Eintrittsgeldern gedeckt wird. Dies be­
deutet, daß sämtliche privaten Spenden ausschließlich für Investitionen 
verwendet werden können. 
Vom August bis Dezember 1982 haben 12.000 Interessierte Schloß Prö­
sels besichtigt, 1983 wurden 20.000 und 1984 rd. 18.000 Besucher ge-

„ zählt. Zeitweise waren gleichzeitig bis zu vier Führer im Einsatz, um den 
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Besucherstrom zu bewältigen. 
Daneben ist aber noch der Kulturbetrieb von besonderer Bedeutung, der 
sich auf Schloß Prösels seit August 1982 sehr rege entfaltet hat. Konzerte, 
Ausstellungen, Autorenlesungen, Vorträge, Tagungen und sonstige Ver­
anstaltungen lösen sich in der warmen Jahreszeit zwischen Mai und Okto­
ber in dichter Reihenfolge ab. Vom August bis Dezember 1982 fanden 5 
kulturelle Veranstaltungen mit 770 Teilnehmern statt, 1983 gab es 24 kul­
turelle Veranstaltungen mit rd. 4.700 Teilnehmern, 1984 war die Zahl der 
Veranstaltungen auf 33 und jene der Teilnehmer auf rd. 6.350 gestiegen. 
So wurde in kürzester Zeit durch private Initiative mit öffentlicher Unter­
stützung ein doppeltes Anliegen verwirklicht: einerseits die Rettung und 
Erhaltung eines bedeutenden Kulturdenkmals, und andererseits dessen 
fruchtbringende kulturelle Nutzung auf breitester Basis. 
Daß die ursprüngliche Idee zur Rettung und Erhaltung von Schloß Prösels 
so erfolgreich war, ist neben dem besonderen Einsatz der Kuratoriums­
mitglieder im wesentlichen auf folgende zwei Faktoren zurückzuführen: 
Erstens auf den Umstand, daß die Gründungsmitglieder des Kuratoriums 
trotz bestehender Interessenkonflikte auf wirtschaftlicher oder sozialer Ebe­
ne sich im kulturellen Anliegen absolut einig waren, und zweitens auf den 
Umstand, daß im Kuratorium Vertreter landesweiter Organisationen eben­
so wie solche von örtlichen Organisationen sich in sinnvoller Zusammen­
arbeit ergänzen. 
Damit ist eine Integration in horizontaler und in vertikaler Hinsicht gege­
ben. So können sich nicht nur verschiedene Interessengruppen, sondern 
vor allem auch die Bewohner des Sehlerngebietes unabhängig ihrer je­
weiligen gesellschaftlichen Stellung mit der Initiative um Erhaltung und Nut­
zung des Schlosses direkt identifizieren. 
Zugleich ist ein Maximum an öffentlicher Zweckbestimmung bei einem Mi­
nimum an öffentlichem Aufwand gegeben. Darin liegt der Modellcharak­
ter von Schloß Prösels, der nach Lage der Dinge auf ähnliche Anliegen 
um die Erhaltung und Nutzung von Kulturdenkmälern bereits auszustrah­
len beginnt. 

-135-

IV. REGISTER DER PERSONEN, ORGANISATIONEN 
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A 
Achammer, Haidrun 
Achmüller, Erich 
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Biasion, Josef 
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83 
83 
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74 

29, 41, 44, 45, 46, 47, 49, 111, 126 
41 

90 
87 
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Binswanger, Hans Christoph 
Birfield Trasmissioni AG 
Blaha, Adolf 
Blümle, Ernst-Bernd 
Böhm, Alois 
Bönsch, Jürgen 
Bolz, Reinhild 
Bonrnassar, Alfred 
Bortolotti, Oswald 
Bosch, Werner 
Bozner Museumsverein 
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Brandstätter, Josef 
Braunsteiner, Herbert 
Brigl, lgnaz 
Brigl, Josef 
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Bruckmann, Gerhart 
Brunner, Walter 
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Ganthaler, Josef 
Garantiegenossenschaft für Handwerker 
der Provinz Bozen 
Garantiegenossenschaft zum 
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Gasser, Christoph 
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